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«Die Raumentwicklung ist ein Schlüssel­

instrument für die neue Energiestrategie 2050»

Maria Lezzi
Direktorin ARE
maria.lezzi@are.admin.ch

Editorial
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2011 beschlossen Bundesrat und Parlament 

den Ausstieg aus der Kernenergie. Diese 

energiepolitische Neuausrichtung zwingt 

auch die Raumentwicklung, neue Wege zu 

beschreiten.

Nebst intensiven Anstrengungen zur effizi­

enteren Energienutzung setzt der Bundes­

rat mit der neuen Energiestrategie 2050 

vor allem auf den Ausbau der erneuerbaren 

Energien. Die Erschliessung dieses Poten­

zials nimmt naturgemäss viel Fläche in An­

spruch; betroffen sind davon alle Regionen 

der Schweiz. Was punkto Energienutzung 

eine Chance ist, neue Wege zu beschreiten, 

bedeutet unter Umständen aus Sicht der 

Raumentwicklung die Gefahr einer erhebli­

chen landschaftlichen Belastung. 

Entsprechend gross ist die raumplanerische 

Herausforderung. Es gilt, die Interessen vie­

ler Akteure und Ebenen zu harmonisieren: 

Bund, Kantone, Regionen, Gemeinden, Ener­

gieversorger und Privatwirtschaft sind tan­

giert. Damit die von der neuen Energiestra­

tegie 2050 angestrebten Potenziale tatsäch­

lich ausgeschöpft werden können, muss 

eng zusammengearbeitet und gemeinsam 

geplant werden. 

Den Rahmen dazu können neue räumliche 

Ansätze liefern. Ein Beispiel: Die Umwelt­

minister der Alpenkonvention beschlossen 

an der Alpenkonferenz in Poschiavo, das 

Thema Energie ganz oben auf die Agenda zu 

setzen und eine gemeinsame Energieplatt­

form einzurichten. Damit unterstreicht der 

Alpenraum, dass er seine zentrale Aufgabe 

bei der Energieerzeugung, -speicherung und 

-übertragung erkannt hat. Die neue Platt­

form ermöglicht es den Berggebieten, sich 

dieser Herausforderung koordiniert zu stel­

len. Dabei gilt es Erfahrungen auszutau­

schen, grenzüberschreitende Lösungen zu 

entwickeln und die eigenen Interessen im 

Verbund mit anderen Berggebieten europa­

weit und global wahrzunehmen.

Neben der Produktion erneuerbarer Ener­

gien setzt die neue Energiestrategie 2050 

auf die Steigerung der Effizienz. Auch hier 

kommt der Raumentwicklung eine Schlüs­

selrolle zu. Denn kompaktere und energie­

effiziente Siedlungen, die bessere Erschlies­

sung durch den öffentlichen Verkehr sowie 

kurze Transportwege für Personen und Gü­

ter können entscheidend dazu beitragen, 

die Energie haushälterischer zu nutzen. Die 

Raumentwicklung setzt sich schon seit lan­

gem für diese Ziele ein. Die neue Energie­

strategie 2050 ist daher ein willkommener 

Anlass, diese Anstrengungen zu bündeln 

und mit neuem Elan voranzutreiben.

forum raumentwicklung 3/20124
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Pascal Previdoli
pascal.previdoli@bfe.admin.ch

Energiestrategie 2050: In Etappen zum Ziel

Vor dem Hintergrund der Nuklearkatastro­

phe in Fukushima beschlossen Bundesrat 

und Parlament 2011 den schrittweisen Aus­

stieg aus der Kernenergie. Die fünf Schwei­

zer Kernkraftwerke sollen am Ende ihrer 

sicherheitstechnischen Betriebsdauer still­

gelegt und nicht durch neue Kernkraftwer­

ke ersetzt werden. Dementsprechend ver­

folgt die Energiestrategie das Ziel, die 

Stromversorgung langfristig ohne Kernkraft 

zu gewährleisten. Sie stützt sich auf die Ak­

tualisierung der Energieperspektiven 2035 

des Departements für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation sowie auf wei­

tere energiepolitische Entscheidungsgrund­

lagen.

Solarkraftwerk St.Antönien GR. ©Foto+Projekt: energiebüro® ag / Zürich / Switzerland - für Solarkraftwerke
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aufzufangen, muss das Potenzial der 
Wasserkraft und der neuen erneuer-
baren Energien ausgeschöpft werden. 
Dabei gilt es, Schutz- und Nutzinter-
essen gegeneinander abzuwägen. Da-
mit das nutzbare Potenzial der erneu-
erbaren Energien erschlossen werden 
kann, schlägt der Bundesrat vor, die fi-
nanzielle Förderung der erneuerbaren 
Energien zu erhöhen. 
Im Vordergrund steht die Optimierung 
und der Ausbau des gegenwärtigen 
Modells der Einspeisevergütung. Mit 
der Aufhebung bestehender Kosten-
deckel will der Bundesrat sicherstel-
len, dass die zur Förderung der erneu-
erbaren Energien nötigen Mit tel vor-
handen sind. Einzig für die Photovol-
taik sollen weiterhin Zubaukontingen-
te festgelegt werden. So wird die kon-
tinuierliche Entwicklung sowohl der 
Branche als auch der Förderkosten 
gewährleistet. Weitere Massnahmen 
sollen dazu beitragen, den neuen er-
neuerbaren Energien zum endgültigen 

samten Energieverbrauch besonders 
stark ins Gewicht. Entsprechend liegt 
ein Schwerpunkt der Energiestrate-
gie in der Verstärkung des bestehen-
den Gebäudeprogramms. Weiter sind 
die Verschärfung und der Ausbau der 
Mustervorschrif ten der Kantone im 
Energiebereich vorgesehen. Mit ei-
ner Anpassung des Steuerrechts will 
der Bundesrat zudem Hausbesitzer da-
zu motivieren, Gesamtsanierungen an-
stelle von Teilsanierungen vorzuneh-
men. Das erste Massnahmenpaket des 
Bundesrats umfasst aber auch weite-
re Effizienzmassnahmen bei den Elekt-
rogeräten, in Industrie-, Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetrieben sowie im Be-
reich der Mobilität.

Ausbau der erneuerbaren Energien 
im Fokus

Um den stufenweisen Wegfall der Elek-
trizitätsproduktion aus der Kernkraft 

Der 2011 von Bundesrat und Parla-
ment gefällte Richtungsentscheid zum 
schrittweisen Ausstieg aus der Kern-
energie bedingt, dass das Schwei-
zer Energiesystem bis 2050 etappen-
weise umgebaut wird. Die dazu nöti-
gen Massnahmen werden in der Ener-
giestrategie 2050 gebündelt. Diese hat 
der Bundesrat Ende September 2012 in 
die Vernehmlassung geschickt.

Erster Schritt zur Zielerreichung

Beim vorliegenden Massnahmenpaket 
handelt es sich um die erste von meh-
reren Umsetzungsetappen, die für 
den langfristigen Umbau des Energie-
systems nötig sein werden. Mit dem 
ersten Paket können die langfristi-
gen energie- und klimapolitischen Zie-
le des Bundesrats nur teilweise er-
reicht werden. Dementsprechend geht 
der Bundesrat davon aus, dass weite-
re Massnahmen beschlossen werden 
müssen, um künftig eine sichere und 
zuverlässige Energieversorgung in der 
Schweiz zu gewährleisten. So soll für 
die Zeit nach 2020 eine weitere Etap-
pe konzipiert werden, in der gemein-
sam mit der Weiterentwicklung der Kli-
mapolitik auch die Energiepolitik stra-
tegisch neu ausgerichtet wird. Zu die-
sem Zweck soll eine Energieabgabe 
auf sämtliche Energieträger mit Rück-
erstattung an Wirtschaft und Bevölke-
rung geprüft werden. 

Gebäudeprogramm soll verstärkt 
werden

Um den Energie- und insbesonde-
re Elektrizitätsbedarf auch künftig zu 
decken, muss in erster Linie der Ver-
brauch gesenkt werden. Deshalb setzt 
der Bundesrat auf eine konsequen-
te Umsetzung von Energieef f izienz-
massnahmen. Gerade dem Gebäude-
bereich kommt bei der Verbrauchs-
reduktion eine Schlüsselrolle zu – 
schliesslich fällt dieses Segment mit 
einem Anteil von 46 Prozent am ge-
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Die Berichte und Studien zur Energie-
strategie 2050 sind unter www.ener-
giestrategie2050.ch abrufbar.

Pascal Previdoli, 1968, 

studierte Wirtschaftswis-

senschaften an der Universität Bern. Er ist 

seit 2010 stellvertretender Direktor und Ab-

teilungsleiter Energiewirtschaft im Bundesamt 

für Energie.

Dieses wird mit der Energiestrategie 
2050 gestärkt und ausgebaut.

Energiestrategie unterstützt Klima­
ziele

Vertiefte Analysen des Bundes zei-
gen, dass die langfristigen volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen der Ener-
giestrategie 2050  moderat ausfallen 
werden, wenn das vorliegende Mass-
nahmenpaket umgesetzt wird. Zudem 
wird mit der Strategie die Umwelt- und 
Klimapolitik des Bundes wirkungsvoll 
gestärkt: Mit dem neuen CO2-Gesetz 
will der Bundesrat die Emissionen der 
Treibhausgase bis 2020 um mindestens 
20 Prozent unter das Niveau von 1990 
senken. Dafür ist ein Massnahmenmix 
aus Lenkungsabgabe, Emissionshan-
del, Förderung sowie Vorschriften ge-
plant – alles Massnahmen, welche die 
Energiestrategie 2050 ebenfalls vor-
sieht. 

Durchbruch zu verhelfen. Dazu gehö-
ren beispielsweise die Einführung von 
Investit ionsbeiträgen an Photovolta-
ik-Anlagen mit weniger als zehn Kilo
wattstunden Leistung, die Optimie-
rung der Vergütungssätze, die Einfüh-
rung einer Eigenverbrauchsregelung 
sowie Gebietsausscheidungen für die 
Nutzung erneuerbarer Energien. 
Neben den erneuerbaren Energien 
muss zudem das Stromnetz ausge-
baut und modernisiert werden. Denn 
dieses genügt den zukünftigen Her-
ausforderungen nicht mehr. Zudem 
sind Massnahmen im Bereich der 
Netzstabil ität wie das Bereitstellen 
von Back-up-Kapazitäten nötig. Wei-
ter muss die Energieforschung – spe-
ziell auf dem Gebiet der Energiespei-
cherung – verstärkt gefördert werden. 
Mit EnergieSchweiz verfügt der Bund 
bereits über ein partnerschaftliches 
Programm für unterstützende Mass-
nahmen zur Förderung von Energie-
eff izienz und erneuerbaren Energien. 

Die grossen Wasserkraftwerke an den Flüssen 
der Schweiz liefern ununterbrochen elektri-
sche Energie (Bandenergie) und bilden so das 
Rückgrat der Versorgung
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Michel Matthey
michel.matthey@are.admin.ch

Mit ihren fünf Pfeilern – Energieeffizienz, 

erneuerbare Energien, fossile Kraftwerke, 

Energietransport und Forschung – hat die 

Energiestrategie 2050 bedeutende räumli­

che Konsequenzen. Sie erfordert deshalb 

eine engere Kooperation zwischen Energie­

wirtschaft und Behörden sowie zwischen 

Bund, Kantonen, Regionen und Gemeinden. 

Die neue Energiestrategie stellt in diesem 

Sinn eine zentrale Herausforderung für die 

Raumplanung dar.

Die Raumplanung trägt zur neuen 

Energiestrategie bei
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ständlich. Die Behörden fördern zwar 
schon heute die effiziente Energienut-
zung – durch Gebote, Verbote, finanzi-
elle Beiträge und Modellvorhaben. Fer-
ner schaffen sie marktwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen, damit die Ener-
giewirtschaft ihren Aufgaben nach-
kommen kann. Sie erteilen Konzessi-
onen und Bewilligungen für den Bau 
und den Betrieb der notwendigen In-
frastrukturen. Bei deren Planung mi-
schen sie sich jedoch in aller Regel 
nicht ein. Vielmehr ist es die Energie-
wirtschaft, die für technisch sichere 
und leistungsfähige Versorgungssys-
teme verantwortlich ist und Anlagen 
zur Produktion, Speicherung und dem 
Transport von Energie planen, bauen, 
betreiben und unterhalten muss.
Diese klare Trennung zwischen be-
hördlichen Vorgaben und Rahmenbe-
dingungen einerseits und privatwirt-
schaftlicher Planung andererseits er-
möglichte bis heute eine sichere Ener-
gieversorgung. Verschiedene Entwick-
lungen der letzter Zeit lassen aber 
die Grenzen dieses Ansatzes und die 
Wünschbarkeit neuer Modelle der Ko-
operation zwischen Behörden und 
Energiewirtschaft sichtbar werden:
• Weil Projektierung und Bau von Über-
tragungsleitungen immer mehr durch 
Einsprachen blockiert werden, hat der 
Bund vor rund zehn Jahren der Elektri-
zitätswirtschaft angeboten, neue Pro-
jekte im Rahmen eines Sachplanverfah-
rens (SÜL) auf Bundesstufe zu behan-
deln. Dieses anfänglich fakultative Vor-
gehen wurde später für Leitungen der 
strategischen Netze als obligatorisch 
erklärt. Im Rahmen der neuen Energie-
strategie wird dieses Sachplanverfah-
ren überprüft.
• Ähnliches passierte im Bereich der 
Lagerung nuklearer Abfälle. Weil die 
NAGRA als Vertreterin der Energiewirt-
schaft die Opposition seitens der Kan-
tone nicht beschwichtigen konnte, bot 
der Bund ein Sachplanverfahren an. 
Dieses ermöglicht eine enge konzepti-
onelle Zusammenarbeit mit den betrof-
fenen Kantonen und Regionen und för-
dert das gegenseitige Vertrauen.

Nutzungen des Untergrunds sicherge-
stellt und im Einzugsgebiet verdichte-
te Siedlungsformen verwirklicht wer-
den, so dass die Wärme möglichst oh-
ne Übertragungsverluste abgegeben 
werden kann. Die Raumplanung soll 
darüber hinaus einen Beitrag zur sinn-
vollen Nutzung der Wasserkraft leis-
ten, indem sie zweckmässige Stand-
orte für Anlagen und Kraftwerke be-
zeichnet und die Koordination mit an-
deren Nutzungen von Gewässern und 
Ufern sicherstellt . In gleicher Wei-
se soll auch die Windkraft gefördert 
werden, indem geeignete Gebiete für 
Windanlagen definiert und die Abgren-
zung zu anderen Nutzungsinteressen – 
vor allem Landschaft, Natur und Sied-
lung – koordiniert wird.
Nicht zuletzt kommt der Raumpla-
nung bei den Energienetzen eine zen-
trale Rolle zu: Sie bezeichnet Korrido-
re für den Transport von Gas und Elek-
trizität, stellt die Koordination mit an-
deren Nutzungsinteressen an der Erd-
oberfläche und im Untergrund sicher, 
ist bestrebt, die Infrastrukturen land-
schaftsschonend zu gestalten und ge-
währleistet die benötigten Trassees 
und Standorte.
Aber auch bei fossilen Kraftwerken 
wie Gaskombikraftwerken und Wär-
me-Kraft-Koppelungsanlagen kann die 
Raumplanung einen nicht zu unter-
schätzenden Beitrag leisten, indem sie 
zweckmässige Standorte bezeichnet 
und durch die Sicherstellung einer ge-
nügenden Siedlungsdichte die effizien-
te Nutzung der entstehenden Abwär-
me ermöglicht.

Die Energiestrategie 2050 stellt 
neue Anforderungen an die räum­
liche Planung

Die Raumplanung leistet ihren Bei-
trag zur Energiestrategie 2050, in-
dem sie die Planungen auf nationa-
ler, regionaler und lokaler Stufe un-
terstützt. Diese Hilfestellung ist nötig, 
denn bisher sind behördliche Planun-
gen im Energiebereich nicht selbstver-

Die neue Energiestrategie 2050 des 
Bundes verfolgt mehrere Wege, um 
den Ausstieg aus der Kernenergie zu 
ermöglichen. Diese Anstrengungen 
nehmen direkt oder indirekt zum Teil 
auch die Raumplanung in die Pflicht. 

Raumplanung unterstützt eine effi­
ziente Energienutzung…

Um den Energiebedarf zu senken und 
eine eff iziente Energienutzung zu er-
möglichen, sollen Wohnen, Arbeiten, 
Dienstleistungen und Erholungsakti-
vitäten im Raum so verteilt werden, 
dass sie möglichst wenig Mobilität er-
zeugen und die Benutzung energiespa-
render Verkehrsmittel wie Fuss-, Velo- 
und öffentlichen Verkehr unterstützen. 
Weiter sollen Siedlungsformen geför-
dert werden, die den Wärmebedarf 
im Winter und die Kühlungsbedürf-
nisse im Sommer möglichst klein hal-
ten. Angesprochen sind dabei sowohl 
die energetische Sanierung bestehen-
der Gebäude als auch energieeffizien-
te Neubauten.

… und die Realisierung der Energie­
infrastrukturen

Im Bereich erneuerbare Energien soll 
durch eine sinnvolle Anordnung und 
Ausrichtung der Gebäude und die ver-
einfachte Zulassung von Photovolta-
ikanlagen eine optimale Nutzung der 
Sonneneinstrahlung auf Dächern und 
an Fassaden ermöglicht werden. Eine 
zweckmässige Bewirtschaftung von 
Wald- und Landwirtschaftsflächen, die 
Festlegung geeigneter Standorte für 
Holzfeuerungs- und Biogas-Anlagen, 
ef f iziente und intelligente Netze so-
wie Speichermöglichkeiten sollen ei-
ne vermehrte Verwendung von Ener-
gie aus Biomasse unterstützen. Damit 
die Geothermie ihren Beitrag zur Ener-
gieversorgung leisten kann, sollen die 
nötigen Flächen zur Erschliessung die-
ser Wärmevorkommen freigehalten, 
die Koordination mit konkurrierenden 
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raumwirksamer Aufgaben erforderlich 
ist
• Auftrag an die Kantone, Gebiete für 
erneuerbare Energien sowie Trassees 
und Standorte für grosse Energieanla-
gen im Richtplan zu bezeichnen
• Auftrag an die Kantone, die energe-
tische Sanierung bestehender Bauten 
zu erleichtern
• Vereinfachte Verfahren für die Bewil-
ligung von Solaranlagen auf Dächern
• Zulassung von Anlagen zur Gewin-
nung von Biomasse in der Landwirt-
schaftszone
• Möglichkeit für den Bund, vorüber-
gehende Nutzungszonen zu erlassen, 
wenn Trassees oder Standorte für wich-
tige Infrastrukturen gefährdet sind. 

Michel Matthey, 1947, Ar-

chitekt und Raumplaner, 

ist Vizedirektor des ARE. 

Er ist zuständig für Mobili-

tät, Raum und Infrastrukturen und befasst sich 

insbesondere mit Fragen der Zusammenarbeit 

innerhalb des Bundes sowie zwischen Bun-

desstellen und Kantonen. 

indem sie Aufträge an die Gemeinden 
zur Schaffung geeigneter Wohn-, Ar-
beits-, Versorgungs-, Bildungs- und Er-
holungsformen erteilen. Darüber hinaus 
legen sie Produktionsgebiete für erneu-
erbare Energien und Wärme-Kraft-Kop-
pelungsanlagen, Standorte für grössere 
Kraftwerke sowie Korridore für den En-
ergietransport fest. Bei diesen Abklä-
rungen arbeiten sie insbesondere mit 
der Energiewirtschaft, den Nachbarkan-
tonen, dem benachbarten Ausland so-
wie den Regionen und Gemeinden zu-
sammen und beziehen den Bund früh-
zeitig ein, wenn nationale Interessen 
berührt werden.
• Für die Gemeinden: Sie erarbeiten 
Konzepte für ef f izientes Energiespa-
ren sowie für die Nutzung erneuer-
barer Energien und setzen diese Kon-
zepte im Nutzungsplan und in den Er-
schliessungsplänen um. Dabei arbeiten 
sie mit benachbarten Gemeinden zu-
sammen.
 

Konsequenzen für die 
Raumplanungsgesetzgebung

Die Energiestrategie 2050 erfordert im 
räumlichen Bereich eine engere Ko-
operation zwischen Energiewirtschaft 
und Behörden sowie zwischen Bund, 
Kantonen, Regionen und Gemeinden. 
Damit stellt die Energiestrategie 2050 
für die Raumplanung eine zentrale He-
rausforderung dar. Es ist deshalb fol-
gerichtig, dass sie auch in der Raum-
planungsgesetzgebung ihren Nieder-
schlag findet.

Aufgrund der bisherigen Gesetzge-
bungsarbeiten zur RPG-Revision 2 sind 
folgende Anpassungen der Gesetzes-
texte auf die Energiestrategie 2050 zu-
rückzuführen: 
• Sparsame und effiziente Energienut-
zung als Ziel
• Zusammenarbeit der Behörden als 
zentraler Grundsatz
• Möglichkeit, gemeinsame Planungen 
zu erarbeiten, wenn dies zur grenz- oder 
bereichsübergreifenden Koordination 

• Im Bereich der Windenergie stehen 
die Kantone vor vergleichbaren Pro-
blemen. Projekte für Windparks haben 
kaum Realisierungschancen, wenn sie 
von den zuständigen Behörden nicht 
aktiv gefördert werden. Dies bedeutet, 
dass der Kanton die räumlichen Auswir-
kungen des Projekts frühzeitig ermit-
teln, Standortalternativen und -varian-
ten prüfen, die Koordination mit ande-
ren Nutzungsinteressen sicherstellen 
und Massnahmen zur Reduktion nach-
teiliger Auswirkungen auf Raum und 
Umwelt festlegen muss, noch bevor der 
Initiant das Baugesuch stellt. Bei die-
sen Abklärungen macht es in vielen Fäl-
len Sinn, den Bund einzubeziehen. Denn 
auch Nutzungsinteressen des Bundes, 
etwa Natur- und Landschaftsschutz, 
Luftfahrt oder Energietransport, können 
sich als Hindernis für die Windenergie-
nutzung entpuppen.  
Wie die obigen Beispiele zeigen, macht 
es die Energiestrategie 2050 notwen-
dig, die Energieplanung in engerer Ko-
operation zwischen Energiewirtschaft 
und Behörden sowie zwischen Bund, 
Regionen, Kantonen und Gemeinden 
vorzunehmen.

Dies bedeutet
• Für den Bund: Er erarbeitet einen 
Sachplan Energienetze (SEN). Dieser 
stellt insbesondere die für die Energie-
versorgung notwendigen Transportanla-
gen planerisch sicher. Ferner bezeich-
net er in Zusammenarbeit mit der Ener-
giewirtschaft und den Kantonen die da-
für geeigneten Korridore. Weiter sucht 
der Bund gemeinsam mit den Kantonen 
nach Möglichkeiten, die Potenziale für 
erneuerbare Energien mit den überge-
ordneten Interessen von Bund und Kan-
tonen zu koordinieren und planerisch 
sicherzustellen.
• Für die Kantone: Sie erarbeiten für 
ihr Gebiet eine Energiestrategie, welche 
die Potenziale einzelner Räume in Be-
zug auf effiziente Energieverwendung 
und erneuerbare Energien ermittelt und 
eine effiziente Nutzung dieser Potenzi-
ale festlegt. Sie setzen diese Strategie 
im kantonalen Richtplan räumlich um, 

Erfahrungsaustausch im Alpenraum

Die Energiestrategie 2050 stellt den Alpenraum 

vor besondere Herausforderungen, die nur im 

grenzüberschreitenden Austausch angegan-

gen werden können. Hier setzt die durch die 

Alpenkonferenz in Poschiavo im September 

2012 eingesetzte «Plattform Energie» an. Ziel 

der «Plattform Energie» ist die gemeinsame 

Erarbeitung einer Übersicht über die erneuer-

baren Energien in den Alpen, wobei die Schutz- 

und Nutzungsinteressen abgewogen werden. 

Angesprochen sind Expertinnen und Experten 

an der Schnittstelle zwischen Energie- und 

Raumplanung.
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Zwar schwenken die grossen Schweizer 

Stromkonzerne erst allmählich auf erneu­

erbare Energien ein. Doch Stadtwerke und 

private Investoren engagieren sich schon 

länger für Sonne, Wind und Geothermie. 

Rolf Wüstenhagen, Direktor des Instituts 

für Wirtschaft und Ökologie der Universität 

St.Gallen, verweist zudem auf die raschen 

Erfolge beim Atomverzicht im Ausland. 

Auch der Schweiz werde der Atomausstieg 

dank Energieeffizienz und Förderung der  

erneuerbaren Energien zügig gelingen.

Rolf Wüstenhagen, 1970, ist Direktor des Instituts für 

Wirtschaft und Ökologie und Inhaber des Good Ener-

gies-Lehrstuhls für Management erneuerbarer Energien 

an der Universität St. Gallen. Der Wirtschaftsingenieur 

habilitierte 2007 zum Thema «Venturing for Sustainab-

le Energy». In den Jahren 2005, 2008 und 2011 war er 

an der University of British Columbia, der Copenhagen 

Business School und der National University Singapore 

tätig. Von 2004 bis 2010 war er Mitglied der Eidgenössi-

schen Energieforschungskommission (CORE). Von 2008 

bis 2011 vertrat er die Schweiz im Leitautoren-Team des 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) zur 

Rolle erneuerbarer Energie beim Klimaschutz.

«Die Energiewende ist schneller machbar  

als viele denken»

Interview: Pieter Poldervaart
Fotos: Henri Leuzinger
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In der Schweiz scheitern erneuer­
bare Energien oft an raumplaneri­
schen Hürden. Wie löste man diese 
Blockade in Deutschland?

Bei der Windenergie stellte man in 
Deutschland beim Erlass des Einspei-
segesetzes fest, dass es sehr aufwän-
dig war nachzuweisen, dass ein Pro-
jekt landschaftskompatibel ist – etli-
che Projekte scheiterten daran. Um die 
Ziele im Bereich erneuerbare Energi-
en zu erreichen, kehrte man daher die 
Beweislast um: Heute geniessen Wind-
kraftanlagen Vorrang in der Raumpla-
nung, weil erneuerbare Energie ein 
wichtiges gesellschaftliches Anliegen 
ist. Wer ein Projekt in den ausgewie-
senen Vorranggebieten verhindern will, 
muss zeigen, dass es nicht raumkon-
form ist. Dies hat den Zubau deutlich 
beschleunigt.

Neben erneuerbaren Energien geht 
die Frage der Energieeffizenz häu­
fig vergessen…

…dabei gehen die beiden Strategi-
en Hand in Hand: Je eff izienter man 
mit Energie umgeht, desto rascher 
kann man den Bedarf aus erneuerba-
ren Quellen decken. Besonders deut-
lich wird das beim Verkehr: Ein 2-Ton-
nen-Auto, das 15 Liter pro 100 Kilome-
ter braucht, kann man nur sehr teu-
er mit Agrotreibstoff betreiben. Ein 
Elektrofahrrad, das hundertmal we-
niger wiegt, kommt mit einem Bruch-
teil dieses Energieverbrauchs aus und 
kann problemlos mit Ökostrom betrie-
ben werden.

Doch ein Solarpanel zu verkaufen, 
ist deutlich attraktiver, als Strom 
zu sparen.

Tatsächlich ist Wachstum für viele Men-
schen motivierend und positiv besetzt, 
während die menschliche Psyche dazu 
neigt, Schrumpfung negativ zu beurtei-
len. Dabei ist das Potenzial enorm – das 
ist seit Jahrzehnten bekannt.

le: Der Bund versucht über ein auf-
wändiges Verfahren, die Betroffenen 
einzubeziehen. Doch am Schluss wird 
eine Region in den sauren Apfel bei-
ssen müssen – ich bin gespannt, ob 
man hier die Balance zwischen natio-
nalen und lokalen Bedürfnissen findet. 
Die Windenergie hat den Vorteil, dass 
sie von weiten Teilen der Bevölkerung 
als Beitrag zur Energiezukunft angese-
hen wird.

Derzeit gibt es einen Run auf 
Standorte für erneuerbare Energi­
en. Die grossen Produzenten su­
chen sogar im Ausland…

Investiert wird sowohl im In- als auch 
im Ausland. Axpo und Alpiq bevorzu-
gen grosse Anlagen im Ausland, wäh-
rend Stadtwerke, private Hausbesitzer, 
Gewerbebetriebe und Landwirte über-
wiegend im Inland aktiv sind. Beson-
ders aufschlussreich ist ein Blick auf 
die Warteliste für die Kostendecken-
de Einspeisevergütung (KEV) im Be-
reich Photovoltaik: 83 Prozent der Ge-
suche wurden von Nicht-Energiever-
sorgern eingereicht. Das zeigt, dass im 
Inland zahlreiche branchenfremde Ak-
teure aktiv sind.

Warum sind die etablierten Strom­
produzenten so zögerlich?

Womöglich ändert sich die Einstel-
lung mit dem Generationenwechsel. 
Der frühere Vorstandsvorsitzende des 
deutschen Stromkonzerns RWE etwa 
meinte noch Anfang 2012, Photovolta-
ik in Deutschland sei so sinnvoll wie 
Ananasplantagen in Alaska. 
Sein Nachfolger erkannte, dass die Ge-
stehungskosten rascher gesunken sind 
als erwartet – und leitete eine Neu-
beurteilung der Strategie ein. Dennoch 
bleibt für die Stromkonzerne ein Nach-
teil : Photovoltaik fällt dezentral an und 
wird dezentral genutzt – die Grösse 
der Konzerne ist plötzlich kein Vorteil 
mehr. Stattdessen sind kleine Markt-
teilnehmer oft flexibler und lokal ver-
ankert.

Vor gut einem Jahr beschlos­
sen Bundesrat und Parlament den 
Atomausstieg. Mit welchen Folgen?

Die Entscheide lösten viel aus. Zahlrei-
che Kantone, Städte und Gemeinden 
überlegen sich seither, was ihr Beitrag 
zur Energiewende sein könnte. Die ei-
nen wie etwa die Stadt St.Gallen erhal-
ten durch den Entscheid Rückenwind 
für ihre bisherige Politik: Bereits ein 
halbes Jahr vor Fukushima hatten die 
St.Galler Stimmberechtigten entschie-
den, im Rahmen der städtischen Ener-
giepolitik bis 2050 aus der Atomener-
gie auszusteigen. Eine grössere Her-
ausforderung stellt der Kurswechsel 
für die drei grossen Versorger Alpiq, 
Axpo und BKW dar: Die bisherige Cash 
Cow fällt mittelfristig weg und wird zur 
Altlast – gleichzeitig erfordert der Auf-
bau neuer Geschäftsfelder hohe Inves-
titionen.

Wenn jetzt die Stromversorger in 
erneuerbare Energien investieren, 
was hat das für Folgen für die Land­
schaft?

Bei der Geothermie ist es wohl am un-
problematischsten, die Infrastruktur 
ist weitgehend im Boden verborgen. 
Heikler wird es beim Wind, besonders, 
wenn die Anlagen auf landschaftlich 
wertvollen Kreten stehen. Die Erfah-
rung der bisherigen Standorte im Ber-
ner Jura hat allerdings gezeigt, dass 
die Akzeptanz dort grösser ist, wo be-
reits ein Werk steht und wo die loka-
le Bevölkerung einen Nutzen aus der 
Infrastruktur zieht. Widerstand gegen 
Windkraftanlagen kommt beispielswei-
se von Städtern, die in idyllischer Lage 
ein Ferienhaus besitzen.

Wie kann man den Konflikt ent­
schärfen?

Eine nationale Koordination kann in ei-
nem gewissen Mass helfen. Die Mög-
lichkeiten und Grenzen einer solcher 
Koordination zeigen sich allerdings bei 
der Standortfindung für Nuklearabfäl-
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Also braucht es Zwang?

Beim maximalen Treibstoffverbrauch 
von Autos oder beim Wärmebedarf von 
Neubauten sind verbindliche Werte 
sehr sinnvoll. Denn die Klimaprobleme 
und der Abfluss von Wertschöpfung in 
die erdölexportierenden Länder über-
wiegen die Interessen des Einzelnen. 
Ein weiteres Beispiel, wo klare Vorga-
ben nützlich sind, ist die Beleuchtung: 
Es ist für mich schwer nachvollziehbar, 
warum man die Freiheit, ineff iziente 
Glühlampen zu kaufen, höher gewich-
ten sollte als den mit modernen LED-
Leuchten erzielten Spareffekt von 80 
Prozent – zumal wir einen Beitrag zur 
Wahrung der Handlungsfreiheit künfti-
ger Generationen leisten, wenn wir mit 
den Ressourcen sorgsam umgehen.

Energieeffizienz müsste auch in 
der Siedlungsplanung ihren Nieder­
schlag finden – ein Wunschtraum?

Leider wird das Potenzial viel zu wenig 
genutzt, obwohl die Siedlungsentwick-
lung ein zentraler Hebel einer nach-
haltigen Energiezukunft wäre. Was 
tatsächlich abläuft, beobachte ich in 

ne Wahrnehmungsschwelle überschrit-
ten. Bei uns liegt eine symbolträchtige 
Schmerzgrenze zum Beispiel bei zwei 
Franken pro Liter Benzin. Beim Strom 
sind wir von einer solchen magischen 
Schwelle noch weit entfernt. Solange 
die Stromrechnung viel billiger ist als 
die Krankenkassen- oder Handyrech-
nung, gerät das Stromsparen bei den 
privaten Haushalten gar nicht erst auf 
den persönlichen Radar. Etwas anders 
sieht es dort aus, wo sich Effizienz und 
erneuerbare Energien gegenseitig un-
terstützen. Wenn etwa ein Hausbesit-
zer eine Photovoltaikanlage installiert, 
schärft das auch das Bewusstsein für 
den Energieverbrauch.

Kommen wir auf die Rolle des 
Staats zu sprechen: Soll er die 
Energiewende mit dem Rüebli oder 
mit der Peitsche einleiten?

Beides hat Vorteile. Anreize zu freiwil-
ligem Handeln sind gerade in einer de-
mokratischen Gesellschaft ein hohes 
Gut. Doch häufig genügt der Anreiz al-
lein nicht. Die Einführung von Kataly-
sator und bleifreiem Benzin wäre oh-
ne Vorschriften unrealistisch gewesen.

Warum wurden diese Potenziale 
denn nicht schon längst ausge­
schöpft?

Einerseits ist es schwierig, die Men-
schen dazu zu motivieren. Anderer-
seits fehlten bisher geeignete Rah-
menbedingungen und Geschäftsmo-
delle, um mit Energiesparen Geld zu 
verdienen.

Waren die Energiepreise zu niedrig?

Das ist ein wichtiger Grund: Wenn bei-
spielsweise ein Smart Meter 100 Fran-
ken kostet, eine Füllung der Wasch-
maschine aber nur 20 Rappen, geht es 
sehr lange, bis sich der Effizienzgewinn 
in Franken und Rappen rechnet und der 
Smart Meter amortisiert ist. Immerhin, 
bei den Heizungen ist dank steigen-
der Heizölpreise die Bereitschaft ge-
stiegen, intelligente Technologien an-
zuschaffen.

Wie drastisch muss eine Preiserhö­
hung sein, bis wir reagieren?

Als 2008 in den USA eine Tankfüllung 
mehr als 100 Dollar kostete, wurde ei-
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tieren, die Kosten erst recht steigen: 
Bei der Atomenergie haben wir unge-
deckte Risiken, bei den fossilen Ener-
gien stehen teure Engpässe bevor. 
Nichtstun kostet langfristig mehr, als 
wenn wir konsequent in Effizienz und 
erneuerbare Energien investieren.

Aber das heute investierte Geld ist 
weg…

Im Gegenteil ! Die bisherige Energiepo-
litik führt dazu, dass ein grosser Pro-
zentsatz unserer Energieausgaben in 
die Uranförderländer und in die Län-
der am Persischen Golf f liesst. Ener-
gieeffizienz verringert diesen Abfluss. 
Und erneuerbare Energie aus der Regi-
on generiert regionale Wertschöpfung.

Wie funktioniert das in der Praxis?

Die Stadt St.Gallen beispielsweise 
plant ein Geothermiekraftwerk und in-
vestiert in dieses 150 Millionen Fran-
ken. Wenn das Projekt Erfolg hat, las-
sen sich damit der halbe Wärmebedarf 

pro Kilowattstunde für die kostende-
ckende Einspeisevergütung (KEV), das 
macht für unseren Haushalt einen Zu-
schlag von acht Franken im Jahr – ein 
bescheidener Anreiz zum Stromspa-
ren. Unter diesem Gesichtspunkt ha-
be ich Mühe zu verstehen, warum Kri-
tikern die Deckelung der Photovoltaik-
Einspeisevergütung so wichtig ist. Ei-
ne Ausweitung der Förderung hätte ei-
ne doppelte Wirkung: mehr erneuerba-
re Energieproduktion und gleichzeitig 
einen spürbaren Lenkungseffekt beim 
Stromverbrauch. 

Ob mit oder ohne KEV, uns steht 
eine Investitionsoffensive in die 
Energieinfrastruktur bevor. Reicht 
das Geld?

Erstens gilt es festzuhalten, dass Ener-
gie in den letzten Jahrzehnten im Ver-
gleich zu anderen Produkten bill i -
ger geworden ist, zum Sparen fehl-
te schlicht der Anreiz. Zweitens müs-
sen wir uns dessen bewusst sein, dass 
dann, wenn wir nicht in Energie inves-

der Freizeit beim Orientierungslauf: In 
den 16 Jahren, in denen ich jetzt in der 
Schweiz lebe, hat eine starke Zersie-
delung stattgefunden. Zwar haben ne-
ben niedrigen Zinsen auch das Bevöl-
kerungswachstum dazu beigetragen. 
Doch Tatsache bleibt: Wer sein Haus 
an einem Ort baut, wo er aufs Auto an-
gewiesen ist, nimmt einen hohen Ener-
gieverbrauch in Kauf.

Hoch aktuell sind die verschiede­
nen Ökostromangebote. Wie lassen 
sich diese optimal vermarkten?

Dazu hat unser Institut mit den Sankt 
Galler Stadtwerken zusammengearbei-
tet. Im Rahmen der eingangs erwähn-
ten Volksabstimmung im Jahre 2010 
wurde vorgeschlagen, den «Green De-
fault» einzuführen: Nach jahrelanger 
Vorarbeit im Marketing, wodurch sich 
immerhin rund zehn Prozent der Kun-
den zum Kauf von Ökostrom bewegen 
liessen, wurde Strom aus erneuerba-
ren Energien zum neuen Standard. Wer 
in St. Gallen unbedingt Atomstrom will, 
muss sich nun aktiv melden. Es zeig-
te sich, dass 80 Prozent der Stromkun-
den auf Angebotsänderungen – sofern 
sie einigermassen mit ihren Präferen-
zen übereinstimmen – nicht reagieren. 
Angesichts des bescheidenen Preisun-
terschieds von nur einem Rappen pro 
Kilowattstunde ist das nachvollziehbar. 
Ähnlich wie St.Gallen geht das Stadt-
zürcher ewz vor. Heute beziehen 90 
Prozent der St.Galler Haushalte Strom 
aus erneuerbaren Quellen, einige Pro-
zente haben sich darüber hinaus für 
Ökostrom mit noch mehr Photovoltaik 
entschieden. Die Mehreinnahmen von 
jährlich vier Millionen Franken fliessen 
in den Ausbau von Ökostromanlagen.

Eine andere Variante zur Förderung 
von Ökostrom sind Lenkungsabga­
ben. Wie hoch müssen diese sein, 
um Wirkung zu zeigen?

Lenkungsabgaben sind sinnvoll, aber 
kein Allheilmittel. Auf meiner Strom-
rechnung bezahle ich 0,48 Rappen 
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Was zum Beispiel?

Dass eine Entwicklung enorm schnell 
gehen kann, wenn man nur will : Bay-
ern etwa hatte vor zehn Jahren eine 
installierte Photovoltaik-Leistung von 
100 Megawatt, so viel wie die Schweiz 
2010. Inzwischen liegt Bayern bei 9’000 
Megawatt. Die dort heute installierten 
Anlagen produzieren also in den nächs-
ten zwölf Monaten das Äquivalent von 
rund 15 Prozent des Schweizer Strom-
bedarfs. Die Schweiz könnte in ein bis 
zwei Jahrzehnten Ähnliches erreichen, 
zumal die Kosten enorm gesunken sind 
– da bin ich deutlich optimistischer als 
gewisse Bundesstellen.

Wo sind Sie Pessimist?

Der Verkehr ist ein Bereich, in dem 
sich die Stimmung in der Bevölkerung 
nur langsam ändert. Die Annahme der 
«Städteinitiative» in mehreren Städ-
ten zeigt, dass das Unbehagen wächst. 
Doch die Politik reagiert nur sehr zag-
haft.

Warum gelingt hier nicht ein ähn­
licher Sprung wie beim Atomaus­
stieg?

Das Thema Verkehr ist emotional 
enorm aufgeladen. Stehen Wahlen be-
vor, will niemand von Abstrichen beim 
Auto reden – obwohl in den Städten 
bereits die Hälfte der Menschen oh-
ne Auto lebt.

Doch punkto erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz sind Sie zuver­
sichtlich?

Tatsächlich zeigen die Beispiele ande-
rer Länder, was alles möglich ist. Ent-
scheidend ist, die planerischen Voraus-
setzungen zu schaffen, damit sich die 
vorhandene private Initiative entfalten 
kann. Die KEV-Liste mit 20’000 Projek-
ten zeigt, dass die Energiewende ei-
nem breiten gesellschaftlichen Anlie-
gen entspricht.

logie ein riesiger Wachstumsmarkt ist. 
Auch bei der Windenergie hat China ei-
ne führende Rolle übernommen.

Wird Europa also abgehängt?

Die Schweiz kann keine Industriepoli-
tik nach chinesischem Muster betrei-
ben. Entsprechend müssen wir als spe-
zialisierte Zulieferer am Ball bleiben – 
und da sind wir heute sehr stark. Dazu 
kommt, dass für Installation und War-
tung einer erneuerbaren Energieinfra-
struktur regionale Firmen gefragt sind.

Als mögliches Nadelöhr für die 
neue Energiepolitik werden häufig 
Speicherung und Übertragung ge­
nannt. Wie weit trifft dies zu?

Eine stärker dezentrale Stromerzeu-
gung führt mittelfristig zu Verände-
rungen bei den Netzen. Die Muster 
des Stromhandels verändern sich: Hat 
man früher in den Speicherkraftwer-
ken nachts überschüssigen Atomstrom 
hochgepumpt, gleichen die Stauseen 
künftig eher die Wind- und Solarstrom-
Spitzen aus. 
Mit einer guten Diversif izierung der 
Energieträger und Standorte wird das 
System robuster: Bei schlechtem Wet-
ter weht der Wind stärker, bei gu-
tem Wetter liefern die Solarzellen viel 
Strom, und die Biomasse kann die Pro-
duktion dem Bedarf anpassen. 
Wichtiger werden auch regionale Spei-
cher, seien das Batterien, die Erzeu-
gung von Wasserstoff oder die Mobi-
lisierung von Flexibilität auf der Nach-
frage-Seite. 

Somit ist die Energiewende in der 
Schweiz machbar?

Ja. Österreich zeigt, dass es möglich 
ist, ohne Atomenergie zu funktionie-
ren. Dank der stark ausgebauten Was-
serkraft hat die Schweiz ausgezeichne-
te Voraussetzungen. Zudem lassen wir 
uns mit dem Ausstieg etwas mehr Zeit 
als Deutschland – und können deshalb 
von den dortigen Erfahrungen lernen.

und fünf Prozent des Strombedarfs 
der Stadt decken. Gleichzeitig gibt 
St.Gallen heute Jahr für Jahr 150 Mil-
lionen Franken für fossile Brenn- und 
Treibstoffe aus, statt in der Region Ar-
beitsplätze zu schaffen.

Doch gerade Cleantech-Firmen ha­
ben seit einiger Zeit mit heftigem 
Gegenwind zu kämpfen, wie die 
Beispiele Q-Cells und Solarworld 
in Deutschland oder die Schwie­
rigkeiten von Meyer Burger zeigen. 
Müssen wir die Technologie für die 
Energiewende am Ende in China 
kaufen?

Natürlich gilt die globale Arbeitsteilung 
bei der Massenfertigung von Solarzel-
len genauso wie bei der Autoprodukti-
on. Dazu kommt, dass China keine Be-
rührungsängste mit staatlicher Förde-
rung hat: Das US-Energieministerium 
berechnete, dass China jährlich 30 bis 
40 Milliarden Dollar in die Produktion 
von Photovoltaik investiert. Offenbar 
hat China erkannt, dass diese Techno-
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Martin Pfisterer
martin.pfisterer@bkw-fmb.ch

2011 fassten Bundesrat und Parlament den 

Beschluss, mittelfristig aus der Kernenergie 

auszusteigen. Damit sind rund 40 Prozent 

der schweizerischen Stromnachfrage ander­

weitig abzudecken. In Frage kommen neben 

Stromsparmassnahmen vorab alternative, 

staatlich geförderte Produktionsanlagen. In 

der praktischen Umsetzung stehen sich da­

bei oft unterschiedliche öffentliche Interes­

sen gegenüber. 

Raumplanung vor Subventionierung
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langwierigen Bewill i gungsver fahren 
stecken». Die vorhandenen Förder-Mil-
lionen können nicht genutzt werden. 
Wo liegt das Problem?

Vernachlässigte Raumplanung

Die KEV hat eine Goldgräber-Stimmung 
ausgelöst. Investoren aus dem In- und 
Ausland haben gemäss den einfa-
chen formalistischen KEV-Bestimmun-
gen gewissermassen über Nacht ei-
ne Grosszahl von neE-Projekten ein-
gereicht. Oft waren diese mit den zu-
ständigen Gemeinde- und Kantonsbe-
hörden nicht oder nur völlig ungenü-
gend abgesprochen. Oft waren sie gar 
unrealistisch. Das KEV-System hat sich 
auf diese Weise weitgehend selbst 
blockiert.
Diese Blockade ist vorab auf die Ver-
nachlässigung der Raumplanung zu-

den Achtzigerjahren 
wurden deshalb zu-
nehmend alternative 
Ansätze entwickelt . 
Die BKW gehört zu je-
nen Elektr iz itätsun-
ternehmungen, die 
sich der neuen Her-
ausforderung schon 
früh stellten. 
Sie realisierte in die-
ser Zeit den viel be-
achteten «BKW-Strom
sparclub» (1988) mit 
gegen 80’000 Mit-
gliedern, das damals 
grösste europäische 
Sonnenkraftwerk auf 
dem Mont-Soleil (1990), 
das bedeutende Depo-
niegas-Kraftwerk Teuf-
tal (1990) und das ers-
te Windkraftwerk des 
Landes auf dem Mont-
Crosin (1996). Dies ge-
stützt auf den ers-
ten Windrichtplan und 
ein neuartiges Land-
schaftsschutz-Konzept. 
Seit dem Jahr 2000 
begannen Bund, Kantone und Gemein-
den immer mehr, das Stromsparen be-
ziehungsweise die eff iziente Energie
anwendung und die so genannten neu-
en erneuerbaren Energien (neE) zu för-
dern, vorab mit finanzieller Unterstüt-
zung. Die 2009 erfolgte Einführung der 
kostendeckenden Einspeisevergütung 
(KEV) nach deutschem Vorbild lös-
te, wie angestrebt, einen Boom von 
Beitragsgesuchen zur Förderung der 
Kleinwasser-, Sonnen-, Wind-, Biomas-
se- und Geothermiekraftwerke aus.
Das Parlament stimmte 2010 einer 
Verdoppelung der KEV von rund 250 
auf 500 Millionen Franken zu. Der 
Bund verzichtet indessen auf die per 
2013 zulässige Erhöhung des von den 
Stromkunden zu bezahlenden Zu-
schlags von 0,45 auf 0,9 Rappen pro 
Kilowattstunde. Begründet wird dies 
damit, dass viele Projekte – vorab 
für Wasser- und Windkraftwerke – «in 

Es ist eine sehr anspruchsvolle Auf-
gabe, die nach dem Abstellen der fünf 
schweizerischen Kernkraftwerke feh-
lenden rund 40 Prozent der Strom-
produktion zu ersetzen. Anders als in 
Deutschland sind die räumlichen Vor-
aussetzungen dafür in unserem klei-
nen, schönen und dicht besiedelten 
Land äusserst begrenzt. 
Grossanlagen zur Nutzung der Wasser-
kraft, der wichtigsten einheimischen 
Energieressource, stossen seit Jahr-
zehnten zunehmend auf Wider-
stand. Bis etwa 1960 erhöhte die 
Elektrizitätswirtschaft ihre Kapazitä-
ten fast ausschliesslich mit Wasser
kraf twerken. Der zunehmende Wi-
derstand aus Kreisen des Natur- und 
Landschaftsschutzes und der betrof-
fenen Regionen führte zur Suche nach 
Alternativen.
Im Vordergrund standen damals öl-
thermische Kraftwerke. Die grossen 
Elektr iz i tätsunternehmungen BK W, 
EOS und NOK verfolgten entsprechen-
de Projekte. Realisiert wurde indessen 
nur das Ölkraftwerk Vouvry/VS. Un-
ter dem Druck der damals führenden 
Umweltorganisation, des Schweizeri-
schen Bundes für Naturschutz (SBN), 
und des für die Energie verantwortli-
chen Bundesrates Willy Spühler (SP) 
bauten BKW und NOK die Kernkraft-
werke Beznau und Mühleberg, unter 
Aufgabe ihrer Ölkraftwerkprojekte.
Umweltschützer, insbesondere der 
SBN-Präsident Jakob Bächtold, sahen 
in der Kernenergie damals die Mög-
lichkeit zur effizienten CO2-freien und 
siedlungsnahen Stromproduktion und 
zum Verzicht auf weitere, die Land-
schaft belastende Stromleitungen für 
den Energietransport von alpinen und 
ländlichen Regionen in die Ballungs-
zentren von Zürich, Bern und Basel.

Kernenergie-Ersatz – zu viel Subven­
tionen?

Als Folge von Nuklearunfällen mit teils 
gravierenden Folgen stiess die Kern-
energie immer mehr auf Kritik. Seit 

Erster Windrichtplan der Schweiz und Konzept Landschaftsschutz
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das Bereitstellen von Millionenbeträ-
gen zur neE-Förderung nicht den ge-
wünschten Erfolg bringen.

Martin Pfisterer, 1949, 

studierte Recht an den 

Universitäten Genf, Bern 

und Washington DC. Er ist 

Dr. iur., Rechtsanwalt, Notar und Eidgenössisch 

diplomierter PR-Berater. Pfisterer ist Mitglied 

der Konzernleitung der BKW AG, Bern, sowie 

Präsident von sol-E Suisse AG (Bern), JUVENT 

SA (Saint-Imier), Holzwärme Grindelwald AG, 

Gesellschaft Mont-Soleil (Saint-Imier) und Vi

zepräsident der Energie du Jura (Delémont). 

Schliesslich ist er Mitglied des Management 

Comittee der EURELECTRIC in Brüssel, des eu-

ropäischen Verbands der Stromindustrie.

lagen benötigten Stromleitungen. Das 
wirkte sich verhängnisvoll aus. Der zu-
nehmende Widerstand der Bevölke-
rung an den neE-Standorten erstaunt 
denn auch nicht.
Aus langjähriger Erfahrung mit der Er-
richtung von Kleinwasser-, Wind- und 
Biomassekraftwerken erweist sich das 
sorgfältige Vorgehen nach RPG als un-
verzichtbar. Das rasche Bereitstellen 
von Förder-Millionen ohne raumplane-
rische Abstimmung mit den Kantonen 
und Gemeinden führt nicht zum Ziel. 
Das ist das Problem.
In der kleinen, schönen und dicht be-
siedelten Schweiz kann die vom Bund 
angestrebte Errichtung zahlreicher 
neE-Anlagen nur auf der Grundlage ei-
ner gemäss RPG von Bund, Kantonen 
und Gemeinden abgestimmten Raum-
planungs- und Energiepolitik erfolgen. 
Ohne entsprechende Grundlage wird 

rückzuführen. Die KEV als Subventi-
onierung von neE stellt eine Tätigkeit 
dar, welche die «Nutzung des Bodens 
oder die Besiedlung des Landes ver-
ändert»; sie ist also gemäss Raum-
planungsgesetz (RPG) raumwirksam. 
Bund, Kantone und Gemeinden haben 
ihre raumwirksamen Tätigkeiten ge-
mäss RPG aufeinander abzustimmen. 
Dies mit dem vom Kanton zu erarbei-
tenden, auch für den Bund und die Ge-
meinden verbindlichen Richtplan (RPG 
Art. 10).
Vor der Einführung der KEV hatte die 
vom RPG geforderte Abstimmung zwi-
schen den Behörden von Bund, Kanto-
nen und Gemeinden aber nicht statt-
gefunden. Die Gebiete, wo neE-Anla-
gen zulässig sind und wo nicht, waren 
nicht – wie verlangt – ausgeschieden 
worden, ebenso wenig die Korrido-
re für die zum Anschluss der neE-An-
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Der Ausstieg aus der Atomenergie darf 

nicht einen Ausstieg aus dem Natur- und 

Landschaftsschutz bedeuten. Ziel muss 

es vielmehr sein, den Zubau erneuerbarer 

Energien am Grundsatz «hoher Ertrag – 

kleine Beeinträchtigung» zu messen und  

eine entsprechende überkantonale Energie- 

richtplanung vorzunehmen. Die Stiftung 

Landschaftsschutz Schweiz präsentiert  

dafür erstmals einen Bewertungsraster.

Lösungswege aus Sicht des Landschaftsschutzes
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Im Herbst 2011 beschlossen Bundes-
rat und Parlament den Atomausstieg. 
Damit werden grösste Anstrengun-
gen erforderlich, um die Produktions-
leistung der Atomkraftwerke zu erset-
zen. In erster Linie soll der Stromver-
brauch reduziert werden. Gleichzei-
tig ist der Ausbau der erneuerbaren 
Energie nicht nur wünschbar, sondern 
ein Muss. Der Energieverbrauch der 
Schweiz ging 2011 zwar witterungs-
bedingt vorübergehend um 6,5 Pro-
zent zurück. Doch in einer langen Per-
spektive ist er seit 1980 stetig ange-
stiegen. Setzt sich dieses Verbrauchs-
wachstum fort, müssen die erneuerba-
ren Energien nicht nur den Atomstrom 
ersetzen, sondern obendrein auch den 
Zuwachs abdecken. Doch beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien muss auch 
den Bedürfnissen von Natur und Land-
schaft und somit der Menschen Rech-
nung getragen werden. 

Die Energiestrategie des Bundesrats 
will bis 2050 mindestens 22,6 TWh 
Stromproduktion aus erneuerbarer 
Energie gewinnen. Dabei sollen die 
erneuerbaren Energien nicht nur die 
einheimische Atomenergie ersetzen, 
sondern auch den sukzessiven Weg-
fall ausländischer Strombezugsrech-
te kompensieren. Aus Sicht des Land-
schaftsschutzes stellen sich zwei Fra-
gen:
• Muss der gesamte Zubau im Inland 
erfolgen oder kann der Teil, der den bis-
herigen ausländischen Bezugsrechten 
entspricht, durch Schweizer Investiti-
onen in Windkraft- oder Solaranlagen 
an geeigneten Standorten im Ausland 
abgedeckt werden?
• Wie kann der Zubau ohne massive 
Verletzung unserer noch verbliebenen,  
schützenswerten Natur- und Kultur-
landschaften erfolgen?

Bei der Beantwortung der zweiten Fra-
ge sind Zweifel angebracht, ob unse-
re wertvollen Landschaften tatsäch-
lich gebührend vor solchen Eingrif-
fen geschützt sind. Denn selbst natio-
nale Schutzgebiete sollen inzwischen 

Grosswasserkraft­
werke

Stromertrag

hoch gering 

Grosses nutzbares Gefälle 
und/oder grosse Wassermenge 

Kleines nutzbares Gefälle 
und kleine Wassermenge
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Kurze 
Ausleitung 
und 
kurze 
Staustrecke

•	 Nutzung alpiner Talflüsse 
ausserhalb BLN; 

•	 Eingeschränkte Nutzung 
gefällstarker Stromschnellen 
grosser Mittellandflüsse     1

Sekundärnutzung von 
Restwasserstrecken 
grosser Flüsse                       2

g
ro

ss

Lange 
Ausleitung 
oder 
lange 
Staustrecke

•	 Einstau naturnaher Fliess-
strecken grosser Mittelland
flüsse;

•	 Einstau alpiner Schwemm
ebenen ausserhalb BLN; 

•	 Nutzung bisher ungenutzter 
Seitenbäche zur Vergrösse-
rung des Einzugsgebiets von 
Hochdruckkraftwerken       3

•	 Höherstau grosser Mittel
landflüsse ausserhalb BLN

•	 Eingeschränkte Nutzung 
bisher ungenutzter Seiten-
bäche innerhalb BLN zur 
Vergrösserung des Einzugs-
gebiets von Hochdruck- 
kraftwerken                       3

•	 Höherstau grosser Mittel-
landflüsse innerhalb BLN

                                       4

•	 Nutzung/Einstau bisher un-
genutzter Bäche und Flüsse 
sowie alpiner Schwemm
ebenen in unberührten Land
schaften oder innerhalb BLN

                                    4

Kleinwasserkraft­
werke

Stromertrag

hoch
gering (< 10 MW installierte 
Leistung)

Grosses nutzbares Gefälle Kleines nutzbares Gefälle 
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Kurze 
Restwasser-
strecke

Nutzung alpiner Bäche aus 
Seitentälern an den Steilstufen 
vor der Einmündung in die 
Haupttäler ausserhalb BLN

                             1

•	 Nutzung ehemaliger Fabrik-
kanäle;

•	 Eingeschränkte Nutzung 
alpiner Bäche aus Seitentä-
lern an Steilstufen vor Ein-
mündung in die Haupttäler 
innerhalb BLN                     2

g
ro

ss

Kurze 
Restwasser-
strecke

Nutzung bisher ungenutzter 
alpiner Bäche an Gefällstufen 
mit einsehbaren Wasserfällen

  4

Eingeschränkte Nutzung bisher 
ungenutzter alpiner Bäche an 
Gefällsstufen mit einsehbaren 
Wasserfällen                           3

Lange 
Restwasser-
strecke

•	 Nutzung bisher ungenutzter  
alpiner Bäche und kleinerer 
Flüsse ausserhalb BLN

•	 Erhöhte Nutzung bisher 
genutzter alpiner Bäche und 
kleinerer Flüsse ausserhalb 
BLN                                     3

•	 Eingeschränkte Nutzung 
bisher ungenutzter alpiner 
Bäche und kleinerer Flüsse 
innerhalb BLN;

•	 Nutzung gefällarmer kleiner 
Mittellandflüsse ausserhalb 
BLN                                    3

Nutzung bisher ungenutzter  
alpiner Bäche und kleinerer  
Flüsse innerhalb BLN              4

Nutzung gefällarmer kleiner 
Mittellandflüsse innerhalb BLN

   4

Bewertungsraster der SL für Projekte der Stromerzeugung  
aus erneuerbaren Energien
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kein Hindernis für Energieanlagen 
mehr darstellen und die ENHK-Gutach-
ten werden politisch hinterfragt. Da-
mit würden eine seriöse Interessen-
abwägung, die Prüfung alternativer 
Standorte sowie der BLN-Schutz hin-
fällig. Um dies zu verhindern, sollte es 
beim Ausbau der erneuerbaren Ener-

Skalierung
Stromertrag

hoch gering

Land­
schaft­
liche 
Auswir­
kungen

klein
1: nutzbar in 1. Priorität 2: nutzbar in 2. Priorität 

gross
3: Nutzungsverzicht;  

nur subsidiär nutzbar1

4: Nutzungsverzicht

1Subsidiär nutzbar bedeutet nach Ausschöpfung der Potenziale 1. und 2. Priorität

Tabellen: Bewertungsraster der Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz (SL) 
für neue Kraftwerke (Beispiele) zur 
Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien (Wasser, Wind, Sonne). Der 
Raster liefert eine Grundlage für die 
kantonale Energierichtplanung und 
für die Skalierung zur Entwicklung der 
Standorte nach Prioritäten. Der Raster 
orientiert sich an den Publikationen 
BAFU, BFE, ARE 2011: Empfehlung zur 
Erarbeitung kantonaler Schutz- und 
Nutzungsstrategien für Kleinkraftwer-
ke und BFE, BAFU, ARE 2010: Empfeh-
lung zur Planung von Windenergiean-
lagen sowie an der Beurteilungspra-
xis der ENHK. Wir danken Herbert Bühl, 
Präsident der ENHK, für die methodi-
schen Grundlagen und Hinweise. 

Windparks  
(ausserhalb BLN 
und geschlossenem 
Waldareal)

Stromertrag

hoch gering

Grosse installierbare Leistung, 
mittlere und hohe Windhöffigkeit 

Geringe installierte Leistung 
oder mittlere Windhöffigkeit
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Mittlere 
Exposition 
(geringe 
weiträumige 
Einsehbar-
keit, grosser 
Siedlungsab-
stand, kein 
besonderer 
Schutzwert 
der betrof-
fenen Land-
schaft)

•	 Hochgelegene, ausgedehnte 
Plateaulagen im West-
schweizer Jura; 

•	 Kammlagen im Westschwei-
zer Jura hinter der frontalen 
Erhebung 

•	 Alpenpässe in unmittelbarer 
Nähe zu bestehenden Infra
strukturen (Strassen, Lei
tungen);

•	 Standorte in unmittelbarer 
Nähe grosser Stauseen 

               2

•	 Kammlagen im Kettenjura 
(AG, BL, SO) hinter der ers-
ten Jurakette;

•	 Sondersituationen in (vor-)
alpinen Talausgängen (Un-
terwallis, Rheintal, Linth
ebene);

                     2

g
ro

ss

Hohe Expo
sition  
(weiträumig 
einsehbar 
oder gerin-
ger Sied
lungsabstand 
oder 
besonderer 
Schutzwert 
der betrof-
fenen Land
schaft)

Alpine Hanglagen innerhalb 
von Skigebieten

             3

•	 Standorte auf Rücken und 
Kreten im höheren Mittel-
land (Bsp. Napfgebiet) und 
in den Voralpen;

•	 Sondersituationen in Tief
lagen (Bsp. NW-CH);

•	 Kleinräumige Plateaulagen 
im Tafeljura und im Mittel-
land; 

•	 Markante Höhenzüge im 
Mittelland                          3

•	 Kammlagen im Kettenjura 
(AG, BL, SO) hinter der ers-
ten Jurakette mit besonde-
rem Schutzwert der Land-
schaft;

•	 Nahumgebung kulturge-
schichtlich wertvoller Orte

4

•	 Frontale Kammlagen des 
Juras;

•	 Unerschlossene alpine 
Hochlagen;

•	 hochalpine Kretenlagen   4

gien im In- und Ausland oberstes Ziel 
sein, soziale und ökologische Kolla-
teralschäden zu vermeiden. Hauruck-
rezepte sind daher sicher der falsche 
Weg. Gaskraftwerke könnten zwar als 
Übergangslösung Lücken schliessen. 
Aus Sicht des Klimaschutzes sind sie 
aber auch als Zwischenlösung heikel.

Stromnetz belastet die Landschaft

Die Bundesverfassung verlangt ein auf 
Dauer ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen der Natur und deren Beanspru-
chung durch den Menschen (Art. 73). 
Dabei ist der Boden haushälterisch zu 
nutzen (Art. 75) und die Landschaf-
ten müssen geschont werden (Art. 78). 
Aus den gleich gewichteten Verfas-
sungsbestimmungen kann zweifelsfrei 
gefolgert werden, dass die Interes-
sen des Natur- und Landschaftsschut-
zes hoch zu bewerten sind. Dies be-
legt auch die jüngste bundesgerichtli-
che Rechtsprechung im Fall Riniken. 
Natur und Landschaft können durch 
Energieproduktionsanlagen in erheb-
lichem Mass beeinträchtigt werden. 
Dabei gilt es, neben den Kraftwerken 
auch die Infrastruktur für den Strom-
transport in die Überlegungen einzu-
beziehen: Der beabsichtigte Ausbau 
unseres oberirdisch geführten Strom-
netzes um rund 1000 Kilometer hat ein 
immer engeres Leitungsnetz zur Folge. 
Am Ende bleiben kaum noch Horizonte 
übrig, die von Drähten und Masten un-
belastet sind.
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zienz bezüglich Produktion und Raum-
beanspruchung zu erreichen. 
In der nachfolgenden Darstellung wird 
ein Bewertungsraster für die Nutzung 
der drei Energieressourcen Wasser, 
Wind und Sonne als Grundlage für ei-
ne Energierichtplanung vorgestellt . 
Der Bewertungsraster stützt sich auf 
verschiedene Studien sowie auf die Er-
fahrungen der SL. Demnach sind Kraft-
werksprojekte nur dann von überge-
ordneter Bedeutung, wenn ein gros
ser Ertrag bei vergleichsweise gerin-
ger Beeinträchtigung von schützens-
werten Landschaften, Lebensräumen, 
Ortsbildern und Baudenkmälern zu er-
warten ist. Diese Standorte sollen pri-
oritär entwickelt werden.

Raimund Rodewald, 1959, 

studierte Biologie an der 

Universität Zürich und 

arbeitet seit 1990 bei der 

Stiftung für Landschaftsschutz Schweiz (SL), 

deren Geschäftsleitung er 1992 übernahm.

Planung. Eine gute Vorlage dafür lie-
fert das Schutz- und Nutzungskon-
zept des Kantons Uri, in dessen Rah-
men die Wasser-, Wind- und Sonnen-
kraftpotenziale sowie die möglichen 
Standorte geprüft und bewertet sowie 
die wichtigen Akteure in die Ausarbei-
tung einbezogen wurden. Aus Sicht der 
Stif tung Landschaftsschutz Schweiz 
(SL) sollte eine solche Energiericht-
planung für alle erneuerbaren Ener-
giequellen unter Lenkung des Bundes 
in allen Kantonen vorgenommen wer-
den. Dabei müsste eine Bewertungs-
methode mit Priorisierungen zur An-
wendung kommen, um eine hohe Effi-

Kantonale Energierichtplanung  
als Königsweg

Eine nachhaltige Energiestrategie ori-
entiert sich an der Einhaltung der Ar-
tikel 73 bis 78 der Bundesverfassung 
sowie den entsprechenden, oftmals 
Jahrzehnte alten kantonalen Schutz-
bestimmungen. Dazu gehören et-
wa die Juraschutzzone im Kanton So-
lothurn, der Greifenseeschutz sowie 
der Schutz des Randens und der Neu-
enburger Jurakreten. Um dieser Wert-
schätzung der Landschaft gerecht zu 
werden, braucht es eine umfassende 
kantonale und grenzüberschreitende 

Skalierung
Stromertrag

hoch gering

Land­
schaft­
liche 

Auswir­
kungen

klein
1: nutzbar in 1. Priorität 2: nutzbar in 2. Priorität 

gross
3: Nutzungsverzicht;  

nur subsidiär nutzbar1

4: Nutzungsverzicht

1Subsidiär nutzbar bedeutet nach Ausschöpfung der Potenziale 1. und 2. Priorität

Fotovoltaik

Stromertrag
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Standorte 
gebunden an 
Dachflächen 
und Infra-
strukturan-
lagen oder 
Inselversor-
gungen 

•	 Dächer und Fassaden von 
Büro- und Industriebauten, 
Stall- und Scheunendächer;

•	 Flächen von Infrastruktur
anlagen (Lärmschutzwände, 
Lawinenverbauungen);

•	 schwimmende Flächen auf 
künstlichen, nicht natur
nahen Speicherseen

•	 Freistehende Solarparks als 
Zwischennutzung in Arbeits-
zonen                                 1

•	 Häuser mit komplexen 
Dachformen, Gauben und 
Dachflächenfenstern

•	 Freistehende Kleinanlagen 
für Inselversorgungen

              2

g
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Standorte in 
geschützten 
Ortsbildern 
oder freiste-
hend in der 
Landschaft

Freistehende Solarparks in 
nicht geschützten Landschaf-
ten in Nähe grosser Infrastruk-
turanlagen                              3

Dachflächen innerhalb 
geschützter Ortsbilder von 
nationaler Bedeutung (ISOS) 
auf Gebäuden mit Erhaltungs-
ziel Substanzerhaltung

                            4•	 Freistehende Solarparks im  
Jura und in den Alpen

•	 Freistehende Solarparks auf 
gutem Kulturland im Mittel-
land                                     4
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Lena Poschet
lena.poschet@are.admin.ch

Der Ausstieg aus der Kernenergie bedingt 

nebst den umfassende Effizienzanstrengun­

gen einen beschleunigten Ausbau der er­

neuerbaren Energien. Letzteres hat einen 

starken Einfluss auf das Stromnetz, das von 

einem auf Grosskraftwerke ausgerichteten 

Netz zu einem dezentralen, flexiblen Netz 

umgebaut werden muss, das zahlreiche 

neue Stromerzeuger einbindet.

Die Energiestrategie 2050 braucht  

ein flexibleres Stromnetz
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gungsleitungen in jedem Fall erforder-
lich; diese Netzerneuerung war schon 
vor dem Beschluss zum Kernenergie-
ausstieg geplant. Darüber hinaus muss 
das Verteilnetz massiv ausgebaut und 
darauf ausgerichtet werden, nicht nur 
wie bisher Strom hin zum Konsumen-
ten zu transportieren, sondern auch 
die Produktion von Kleinstproduzen-
ten aufzunehmen – insbesondere Pho-
tovoltaik. Dabei müssen Netzstabilität 
und Spannung ständig ausbalanciert 
werden. Diese Aufgabe erfordert tech-
nische Neuerungen, die so genann-
ten intelligenten Netze Netze (Smart 
Grids), sowie Investitionen ins Verteil-
netz, unter anderem spannungsgere-
gelte Transformatoren.

«Strategie Stromnetze» will 
bedarfsgerechte Netzentwicklung

Dieser Aus- und Umbau des Verteil-
netzes stellt nicht nur eine technische, 
sondern auch eine finanzielle Heraus-
forderung dar. Es ist jedoch davon aus-
zugehen, dass neue lokale Leitungen 
grösstenteils im Boden verlegt werden 
und somit weniger Widerstände in der 
Bevölkerung auslösen als der Bau zu-
sätzlicher Höchstspannungsleitungen. 
Letztere sind aber für das Funktionie-
ren des Gesamtsystems zwingend er-
forderlich. Seit 2001 legt der Sachplan 
Übertragungsleitungen (SÜL) deshalb 
Planungskorridore fest, die als Grund-
lage im Plangenehmigungsverfahren 
dienen. Der SÜL koordinert die Zusam-
menarbeit zwischen Projektverant-
wortlichen, Bund, Kantonen und Ver-
bänden, damit möglichst alle Interes-
sen berücksichtigt werden und allseits 
akzeptierte Lösungen ausgehandelt 
werden können. In den vergangenen 
Jahren hat sich aber gezeigt, dass die 
Planung und Bewilligung von Leitungen 
viel Zeit in Anspruch nimmt, da in den 
meisten Fällen mit einem Gang durch 
alle Gerichtsinstanzen zu rechnen ist.
Aus diesem Grund wurden schon vor 
dem Entscheid über die Energiestra-
tegie 2050 verschiedentlich Über

gesetz (StromVG) wird das Eigentum 
an den Übertragungsnetzen per 1. Ja-
nuar 2013 in die nationale Netzgesell-
schaft Swissgrid überführt. Das lokale 
Verteilnetz hingegen bleibt weiterhin 
in der Hand von rund 800 eigenständi-
gen Netzbetreibern.

Die Ansprüche ans Stromnetz  
steigen

Was bedeutet es für das Stromnetz, 
wenn zukünftig dezentrale Photovolta-
ik-Anlagen auf den Hausdächern sowie 
Windkraft- und Kleinwasserkraftwer-
ke einen steigenden und immer bedeu-
tenderen Anteil der Stromversorgung 
sicherstellen sollen?
Eine zusätzliche Herausforderung ist 
der gleichzeitige Zubau von grossen 
Windfarmen und Photovoltaik-Feldern 
im Norden und Süden Europas. Denn 
durch diese Produktionsanlagen wird 
zu Spitzenzeiten mehr Strom in die 
Netze gespeist, als gerade gebraucht 
wird. Anderseits kann an einem wind-
stillen und bewölkten Wintertag die 
Leistung aus den obgenannten neuen 
erneuerbaren Produktionsanlagen feh-
len. Solche Engpässe müssen durch 
Speicher und hochflexible Reserve-
kapazitäten überbrückt werden. Die 
Netze und Speicheranlagen als Binde-
glied zwischen Nachfrage und Produk-
tion stehen somit vor grossen Heraus-
forderungen. Ihr Ausbau ist ein Schlüs-
selelement für den Ausstieg aus der 
Kernenergie. Insbesondere muss die 
Flexibilität des Versorgungssystems 
stark erhöht werden.
Die vom BFE in Auftrag gegebene Stu-
die «Einf luss verschiedener Strom-
angebotsvarianten auf die Netzinfra-
struktur der Schweiz» zeigt, dass die 
einzelnen Netzebenen in unterschied-
licher Weise betroffen sind. Für die 
Weiterentwicklung des Übertragungs-
netzes sind Versorgungssicherheit 
und internationale Einbindung die aus-
schlaggebenden Anforderungen. Da-
zu ist der Bau der für dieses als stra-
tegisches Netz def inierten Übertra-

Vor mehr als 130 Jahren leuchtete im 
Speisesaal des Kurhotels in St. Moritz 
erstmals in der Schweiz eine elektri-
sche Bogenlampe auf. Der Strom wur-
de in einem Kleinwasserkraftwerk vor 
Ort produziert; elektrische Leitungen 
brauchte es damals nur wenige. Doch 
schon bald wurden ganze Stadttei-
le elektrisch beleuchtet. Dazu wurde 
die Stromversorgung schrittweise aus-
gebaut, vorerst mit dezentralen Pro-
duktionsanlagen. Mit dem technischen 
Fortschritt stieg auch der Strombedarf, 
es wurden zunehmend grosse, zentra-
le Kraftwerke gebaut. Dabei handel-
te es sich meist um standortgebunde-
ne Wasserkraftwerke. Damit vergrös
serte sich die Distanz zwischen Pro-
duktion und Verbrauch, und der Bau 
eines schweizweiten Leitungsnetzes 
begann. Der entscheidende Schritt zur 
internationalen Netzintegration kam 
bereits vor mehr als 50 Jahren, als die 
380 Kilovolt-Stromnetze Deutschlands, 
Frankreichs und der Schweiz im «Stern 
von Laufenburg» im Kanton Aargau zu-
sammengeschaltet wurden. Damit war 
der Grundstein zum europäischen Ver-
bundnetz mit 50 Hertz-Frequenz ge-
legt. Allmählich entstand das nationa-
le Stromnetz, wie wir es heute kennen: 
Es ist ausgerichtet auf die zentrale 
Stromproduktion in Grosswasserkraft-
werken und Kernkraftwerken und einer 
ungenügenden räumlichen Koordinati-
on – bedingt durch durch eine Vielzahl 
von Netzbetreibern.
Mit der Energiestrategie 2050 und dem 
schrittweisen Ausstieg aus der Kern-
energie bahnt sich eine weitere Etap-
pe in der 130-jährigen Geschichte 
des Schweizer Stromnetzes an. Heu-
te sind in der Schweiz 250‘000 Kilo-
meter Stromleitungen verlegt. Mehr 
als 90 Prozent davon entfallen auf die 
meist unterirdisch geführten, lokalen 
Niederspannungsnetze. Nur gerade 
6’700 Kilometer betreffen das oberir-
dische Hochspannungs-Übertragungs-
netz mit einer Spannung von 220/380 
Kilovolt. Bisher wurde es von den gro-
ssen Stromversorgungsunternehmen 
betrieben. Gemäss Stromversorgungs-
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die Stromversorgung in der Raumpla-
nung somit zu einem dringlichen The-
ma geworden. Zudem besteht mit der 
nationalen Netzgesellschaft Swissgrid 
auf der Ebene der Hochspannungsnet-
ze zukünftig eine einzige Ansprech-
partnerin. Dies erleichtert es der 
Raumplanung, Lösungen für die Reali-
sierung der erforderlichen Stromnet-
ze herbeizuführen, die den vielfältigen 
Ansprüchen Rechnung tragen. 

Lena Poschet, 1967, stu-

dierte Architektur und 

promovierte an der ETH 

Lausanne im Bereich Rau-

mentwicklung. Seit 2007 ist sie im ARE für den 

Bereich der Energieinfrastrukturplanung tätig, 

seit Mitte 2012 leitet sie die Sektion Bundes-

planungen im ARE.

nahmen besser geregelt werden – zum 
Beispiel, wenn beim Bau einer Über-
tragungsleitung aufgrund von gross-
räumigen Betrachtungen andere Lei-
tungen zusammengelegt oder wenn 
Leitungen tieferer Spannungsebenen 
in den Untergrund verlegt werden. Da-
mit die räumliche Koordination bes-
ser gelingt, müssen auch die Kanto-
ne verstärkt in die Planung einbezo-
gen werden. Die aktuelle 2. Teilrevisi-
on des RPG sieht vor, dass in den kan-
tonalen Richtplänen der notwendige 
Raum für Produktion, Transport und 
Speicherung von Energie auszuschei-
den und damit räumlich zu sichern ist. 
Der Sachplan Übertragungsleitungen 
wird zudem zum Sachplan Energienet-
ze (SEN) aufgewertet und soll später 
auf alle leitungsgebundenen Energi-
en, also auch Erdgas und Erdöl, ausge-
dehnt werden. 
Spätestens mit der Energiestrategie 
2050 ist die Energie und insbesondere 

legungen angestellt, wie der Sachplan-
entscheid transparenter gestaltet und 
die Interessenabwägung besser abge-
stützt werden könnten. Das Anliegen 
wurde noch dringender, seit bei vie-
len Projekten die Systemfrage Erdka-
bel oder Freileitung zur Debatte steht. 
Heute liegt ein Beurteilungsschema für 
Übertragungsleitungen vor, das Raum-
entwicklung, Umweltschonung, tech-
nische Umsetzung und Wirtschaftlich-
keit berücksichtigt.
Im Rahmen der Energiestrategie 2050 
soll auch der Um- und Ausbau der Net-
ze ef f izienter und transparenter ge-
staltet werden. Dazu wird eine «Stra-
tegie Stromnetze» erarbeitet, die ei-
ne bedarfs- und zeitgerechte Netz-
entwicklung zum Ziel hat. Dabei sollen 
nicht nur die Grundlagen und Annah-
men zum Ausbaubedarf transparen-
ter gemacht werden, sondern auch die 
Ausscheidung von Trassees und die Fi-
nanzierung von Kompensationsmass-
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Amt für Energie (ScanE) des Kantons Genf, 
Sektor Planung
info-service-dim@etat.ge.ch

Die räumliche Energieplanung gehört zu den 

unverzichtbaren Werkzeugen für den Über­

gang hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft, 

die sich in erster Linie auf lokal verfügbare 

und erneuerbare Energieressourcen ab­

stützt. Da unsere heutige Gesellschaft aber 

abhängig ist von fossilen Energieträgern, 

ist es für Raumplanungsfachleute nach wie 

vor schwierig, die Verfügbarkeit von loka­

len Ressourcen in ihre Planungen einzube­

ziehen. Das Ziel einer raumbezogenen Pla­

nung besteht darin, das heutige Energie­

paradigma zu ändern und den bebauten 

Raum wieder in Beziehung zu seiner Um­

welt zu setzen. Raumplanungsprojekte, die 

auf diese Weise in einen neuen Kontext ge­

stellt werden, müssen auf einen Austausch 

mit den umliegenden Gebieten setzen, in­

dem sie sich auf die Nutzung lokal verfüg­

barer erneuerbarer Ressourcen und auf 

gebietsübergreifende Netze stützen, um die 

gegenseitige Versorgung mit solchen nach­

haltigen Energieformen zu ermöglichen.

Eine nachhaltige und lokale Energieversorgung 

verändert auch die Praxis der Raumplanung

Projekt « Genève-Lac-Nations »: Die Industriellen Werke Genf (Services Industriels de Genève SIG) verlegen grosse Rohre, in welchen 
Wasser aus dem Genfersee in den Gebäudekomplex der Vereinten Nationen geleitet wird, das dort zur Kühlung verwendet werden soll. 
Quelle: Greening the United Nations in Geneva; Publishing Service, United Nations, Geneva
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ren Ressourcen. Die Aufgabe der Ener-
gieinfrastruktur soll sein, die gemein-
same Nutzung der lokalen Ressour-
cen zu gewährleisten. Ebenso soll sie 
durch die Umwandlung, Speicherung 
und Verteilung von Energie einen Aus-
gleich von Angebot und Nachfrage in-
nerhalb und zwischen den Gebietstei-
len und Akteuren sicherstellen.
Die Bereitstellung einer solchen In-
frastruktur in stark beanspruchten 
Gebieten bedingt, dass vor der Um-
setzung von Raumplanungsprojek-
ten wie umfassenden öf fentlichen 
Erschliessungsarbeiten oder Stadt
erneuerungsprojekten gezielte Studi-
en durchgeführt werden. Dadurch sol-
len der Energieverbrauch der Bauten 
und die verfügbaren Ressourcen eva-
luiert werden, so dass Möglichkeiten 
für eine Optimierung der Energiever-
sorgung genutzt werden können. Pi-
lotprojekte haben eine wichtige Hebel-
wirkung und können eine Dynamik hin 
zu einer nachhaltigen Energieproduk
tion auslösen.
Ein Beispiel dafür ist das Genfer Netz 
zur Nutzung des Seewassers (Genève 
Lac Nations, GLN): Dabei handelt es 
sich um ein Projekt, bei dem das kalte 
Seewasser zur Kühlung und Beheizung 
von Gebäuden im Genfer UNO-Quartier 
genutzt wird, und das bis zum Stadt-
zentrum hin ausgedehnt werden soll, 
wodurch das Angebot erheblich ver-
grössert würde.
Dieses Pilotprojekt zeigt nicht nur 
das Potenzial von Versorgungsnet-
zen auf, dank denen thermische Ener-
gie in dicht besiedelte Gebiete trans-
portiert werden kann, wo der Zugang 
zu Ressourcen beschränkt ist. Es un-
terstreicht auch ganz allgemein die 
Bedeutung von Netzwerken, die ei-
ne gemeinsame Nutzung aller in ei-
nem Raum verfügbaren Ressourcen 
erlauben. Solche Netze können über-
dies ideal sein für eine saisonale Wär-
mespeicherung, um die Kluft zwischen 
Angebot und Nachfrage zu überbrü-
cken.
   

gung bereits vor den Raumplanungs-
projekten entwickelt werden müssen, 
um die Vielfalt der Bedürfnisse und 
die verschiedenen lokalen Ressourcen 
miteinander zu vereinbaren und mög-
liche Konflikte hinsichtlich der Raum-
nutzung frühzeitig zu erkennen. In ei-
nem zweiten Teil befasst sich der Ar-
tikel mit den unterschiedlichen Akteu-
ren, die an der Umsetzung einer Ener-
giestrategie beteiligt sind. Abschlie-
ssend wird  aufgezeigt, dass Räume 
und Gebiete aus einem neuen Blick-
winkel betrachtet werden müssen, da-
mit sich ihr Energiepotenzial erkennen 
lässt. Dies kann dazu führen, dass die 
Bezugssysteme und Kriterien, die bis 
anhin ausschlaggebend waren für die 
eine oder andere Bodennutzung, ihre 
Gültigkeit verlieren und von Grund auf 
ändern. 
   

Seewasser heizt und kühlt die UNO
   
Die aktuelle Energiepolitik soll einer-
seits die gleichen Annehmlichkeiten 
gewährleisten, wie wir sie bisher ge-
wohnt sind, andererseits aber auch 
den Grundsätzen eines zurückhal-
tenden und sparsamen Energiever-
brauchs folgen. Diese Ansprüche mö-
gen auf den ersten Blick unbestritten 
erscheinen. Doch sie stellen die Pla-
ner vor eine grosse Herausforderung: 
Während durch die Verfügbarkeit und 
Anpassungsfähigkeit der fossilen Ener-
gieträger ganz unterschiedliche ener-
getische Bedürfnisse befriedigt wer-
den können, ist die Entwicklung von 
erneuerbaren Energien insofern prob-
lematisch, als die vielfältigen Bedürf-
nisse und die heterogen, lokal vorhan-
denen natürlichen Ressourcen nicht 
zwingend übereinstimmen. So sind et-
wa im Kanton Genf die Ressourcen und 
die Nachfrage keineswegs gleich ver-
teilt. Es braucht deshalb eine Reor-
ganisation der Energieflüsse und den 
Aufbau von Beziehungen zwischen den 
verschiedenen Akteuren und Gebiets-
teilen zum Austausch der verfügba-

Die Vorstellung einer unbegrenzten 
Ressource, die sich allen Bedürfnis-
sen anpasst, hat den Boom der fossi-
len Energieträger angeheizt. Die ver-
meintlich grossen Vorräte an solchen 
Energieträgern und ihr tiefer Preis ha-
ben nicht nur zum Bau energieinten-
siver Gebäudetypen verleitet, sondern 
auch die Praktiken in der Raumplanung 
beeinflusst. Die vergangenen 20 Jahre 
waren jedoch geprägt durch die Neu-
entdeckung lokal verfügbarer, erneu-
erbarer Ressourcen und die Überzeu-
gung, die Wende hin zu einer nach-
haltigen Energieversorgung zügig und 
problemlos bewerkstelligen zu können. 
   

Neue Kriterien für die Bodennutzung
   
Eine neuere Studie zeigt beispielswei-
se, dass der Kanton Genf grundsätzlich 
über genügend eigene Ressourcen ver-
fügt, um seine Bevölkerung mit nach-
haltiger Energie zu versorgen. Trotz-
dem ist der Kanton aber nach wie vor 
abhängig von einer externen Energie-
versorgung. Die Umstellung von fossi-
len auf erneuerbare Energien, die man 
eigentlich als Selbstverständlichkeit 
betrachtet hatte, ist also noch nicht 
vollzogen worden. Das bedeutet, dass 
die Instrumente, mit denen die bishe-
rige Abhängigkeit von externen Ener-
gieträgern zugunsten einer kalkulier-
ten Abhängigkeit von lokalen Ressour-
cen beendet werden kann, neu über-
dacht werden müssen. 
Das neue Genfer Energiegesetz, das 
2010 in Kraft trat, führt die räumliche 
Energieplanung in die Raumplanungs-
projekte ein. Ziel dieser Massnahme 
ist es, den Energieverbrauch auf ver-
schiedenen Ebenen einzudämmen und 
die lokal verfügbaren Ressourcen stär-
ker zu berücksichtigen. Der vorliegen-
de Artikel geht auf die Herausforde-
rungen und Probleme ein, die mit der 
Einführung dieser neuen Strategie des 
Kantons verbunden sind. Zuerst wird 
das Problem thematisiert, dass Stra-
tegien im Bereich der Energieversor-
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strukturen, die für eine effiziente Nut-
zung der lokalen Energieressourcen 
notwendig sind und die ebenfalls zu 
Diskussionen führen:
• Die Installation von Sonnenkollek-
toren wird durch Auflagen des Denk-
mal- und Ortsbildschutzes behindert. 
• Geothermische Bohrungen sind über 
dem Genfer Grundwasser, das der Trink-
wasserversorgung dient, nicht erlaubt.
• Aufgrund einer Vorgabe der Luft-
reinhalteverordnung ist die Installati-
on von Holzheizungen verboten, wenn 
die Stickstoffdioxid-Emissionen (NO2) 
zu hoch sind.
• Der Bau von Windkraftanlagen ist 
umstritten.

Die Erstellung von Anlagen zur Ener-
gieproduktion in einem stark bean-
spruchten Gebiet wird tendenziell zu 
Spannungen und Uneinigkeiten führen. 
Sie kann Widerstände oder gar Konflik-
te zwischen den öffentlichen Politi-
ken, den verschiedenen Raumnutzun-
gen und den Bedürfnissen der Akteure 
auslösen, die alle eine raumstrukturie-
rende Wirkung haben. Für die Versor-
gung mit fossilen Energieträgern wur-
den viele Kompromisse in Kauf genom-
men. Wenn man nicht einfach den Sta-
tus quo weiterführen will, ist es zwin-
gend nötig, diese Zugeständnisse, die 
schon seit so langer Zeit bestehen, 
dass sie uns fast als naturgegeben er-
scheinen, zu hinterfragen.

Die Entwicklung einer räumlichen 
Energiepolitik

Die Hindernisse einer Energiewende 
hängen nicht nur mit der Versorgungs-
struktur zusammen, die aus der Ver-
gangenheit übernommen wurde, son-
dern auch damit, wie diese Räume und 
ihr lokales Potenzial wahrgenommen 
wird. Die Schwierigkeiten, diese Wen-
de herbeizuführen, ergeben sich aus 
dem mangelnden Vermögen der Ge-
sellschaft, sich in die Zukunft hinein-
zuversetzen. Die strategische Raum-
planung ist das beste Beispiel dafür: 

tenden von Ingenieurbüros und For-
schungsinstituten sowie von Städte-
planern, das vorhandene Wissen über 
die Reichtümer eines Raums anhand 
von betriebswirtschaftlichen, geogra-
f ischen und anderen Analysen zu er-
neuern. Diese Akteure, die bei ihrer 
Arbeit oft mit neuen Fragestellungen 
konfrontiert werden, spielen eine weg-
weisende Rolle in den Projekten, in die 
sie involviert sind. Diese Rolle bedingt, 
dass sie in der Lage sein müssen, mit 
den Unsicherheiten der Planung umzu-
gehen. 
Die Akteure der öffentlichen Hand ha-
ben die Aufgabe, das Entstehen einer 
gemeinsamen Vision zu fördern und 
den gesetzlichen Rahmen zu gewähr-
leisten. Zudem decken sie die finanzi-
ellen Risiken und sind dank ihren Pilot-
projekten ein Motor der Entwicklung. 
Hinzu kommen schliesslich noch die 
Akteure der Wirtschaft, die hinsicht-
lich des energieplanerischen Aspekts 
von Raumplanungsprojekten nicht nur 
als Zielgruppe, sondern auch als Initia-
toren von grosser Bedeutung sind.
Damit alle Beteiligten ihre Zielsetzun-
gen erreichen können, müssen zum ei-
nen sämtliche Akteure in die verschie-
denen Etappen der Umsetzung von 
räumlichen Energiestrategien einbezo-
gen werden. Zum andern müssen ihre 
Rollen und Verantwortlichkeiten auf-
einander abgestimmt werden. Die Er-
arbeitung eines gemeinsamen Bezug-
systems und einer gemeinsamen Vi-
sion, die Ressourcen, Bedürfnisse so-
wie bestehende und potenzielle Infra-
strukturen einbeziehen, ist deshalb ei-
ne unverzichtbare Voraussetzung für 
eine Koordination zwischen diesen Ak-
teuren.
Die räumliche Energieplanung verän-
dert die Praktiken der Raumplanung 
grundlegend. Denn sie stellt die Viel-
falt der Bodennutzungen sowie das 
Potenzial für Synergien und gegensei-
tige Ergänzungen in den Vordergrund, 
was von den Akteuren vor Ort als stö-
rend empfunden werden kann. Hin-
zu kommen die räumlichen und land-
schaftlichen Auswirkungen der Infra-

Flexibilität in der Raumplanung  
bewahren
   
Damit die Energie eine strukturierende 
Rolle im Raum übernehmen kann, müs-
sen Energiestrategien umgesetzt wer-
den, die eine Abstimmung von verfüg-
baren Ressourcen und der Nachfrage 
innerhalb und zwischen den einzelnen 
Gebietsteilen ermöglichen. 
Die Verantwortlichen müssen also ver-
suchen, sich vor jedem Raumplanungs-
projekt die notwendigen Informati-
onen zu beschaffen und die relevan-
ten Akteure zu involvieren, um Kon-
flikte frühzeitig zu erkennen und bei-
zulegen. Dabei müssen sie die erfor-
der l ichen Sicherungsmassnahmen 
einplanen, damit die heute geplanten 
Energiestrategien auch zu einem spä-
teren Zeitpunkt noch umgesetzt wer-
den können. Dies, obwohl sich der 
Raum permanent weiterentwickeln 
wird und sich sowohl die Akteure als 
auch ihre Energiebedürfnisse verän-
dern werden. Dabei müssen jeweils 
mehrere Strategien verfolgt werden. 
Denn der Entscheid für eine bestimm-
te Variante kann aufgrund der Unsi-
cherheiten, mit denen jedes Raumpla-
nungsprojekt behaftet ist, erst in dem 
Moment getroffen werden, in dem das 
Projekt tatsächlich umgesetzt wird. 
Ein bekanntes Problem in der Raum-
planung besteht denn auch darin, ver-
ständlich zu machen, dass man in Be-
zug auf die Energieplanung nicht nach 
fixen Lösungen suchen darf, weil man 
dadurch Gefahr laufen würde, Chan-
cen und Möglichkeiten zu missachten. 
Vielmehr ist es wichtig, bis zu einem 
sehr späten Zeitpunkt in der Projekt-
entwicklung auf einer strategischen 
Ebene zu bleiben.

Die Auswirkungen auf den Raum  
als Hürde
   
Die räumliche Energieplanung hängt 
prioritär von den beteiligten Akteu-
ren ab. Es liegt in der Zuständigkeit 
von Fachpersonen wie den Mitarbei-
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Sie zeigt, wie schwierig es ist, mit den 
Unsicherheiten der Planung umzuge-
hen. Doch solche Unsicherheiten sind 
zwangsläufig mit jeder Planung ver-
bunden, da diese sich entwickelt und 
verändert. Allerdings bedarf es in Zu-
kunft neuer Instrumente im Umgang 
mit derartigen Unsicherheiten, na-
mentlich wenn es um Realisierungs-
zeiträume und Kosten geht.
Die Energieplanung bricht mit dem 
herkömmlichen Konzept der fossilen 
Energieversorgung, dank der wir die 
Beziehung zu unserer Umwelt igno-
rieren konnten. Die Entwicklung von 
Energieinfrastrukturen, die durch lo-
kale und natürliche Ressourcen ge-
speist werden, trägt zu einer Verände-
rung dieser Wahrnehmung bei. Denn 
sie bezieht den Ressourcenreichtum 
unserer Umgebung ein. Indem die lo-
kalen Energieträger sichtbar gemacht 
und genutzt werden, verändert sich 
unsere Beziehung zu unserer Umwelt, 
wodurch ein neues Paradigma und ein 
neues kulturelles Verständnis entste-
hen können.
Infrastrukturen und Bauten sind Spu-
ren der Vergangenheit und zeugen von 
den verschiedenen Epochen, die un-
sere Gesellschaft durchlebt hat. Sie 
verleihen dem Raum eine kulturelle 
Dichte. Autobahnen oder Hochhäuser 
sind Symbole einer Gesellschaft, die 
sich auf fossile Energieträger verliess. 
Weshalb sollten also nicht auch Infra-
strukturen der Energieversorgung als 
wertvoll betrachtet und als Merkmal 
unserer sich ständig verändernden Ge-
sellschaft verstanden werden? 

(Übersetzung)

Das Team des Sektors Planung

Die vielfältigen Fachbereiche wie Umwelt, Geografie, Geologie, Physik, Mechanik, Bodenbiolo-

gie und Politikwissenschaften sowie die unterschiedlichen Funktionen der Teammitglieder wie 

wissenschaftliche Mitarbeiter, Praktikanten, Angehörige der Zivilgesellschaft sowie Bindeglieder 

zwischen den Planungs- und Genehmigungsbehörden gewährleisten eine breite Palette von 

Blickwinkeln. Dies ist ein Vorteil für die Erforschung dieses neuen Gebiets der räumlichen Ener-

gieplanung. Die Vielfalt von Erfahrungen und Perspektiven ist notwendig für eine Wende hin zur 

Nachhaltigkeit: Sie stellt gewissermassen das notwendige Instrumentarium dar, um die ökologi-

schen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Herausforderungen in ihrer ganzen 

raumübergreifenden Bedeutung erfassen zu können.

Vision der Energieversorgung des Kantons Genf aus der Perspektive der Energieplanung
(Schematische Darstellung; Grafik: Tristan Jaquet)
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Zersiedlung, überdimensionierte Verkehrs­

infrastrukturen und extensive Einrichtun­

gen von nicht-erneuerbarer Energie: Der 

verschwenderische Umgang mit fossiler 

und nuklearer Energie hat der Schweizer 

Landschaft tiefe Wunden zugefügt. Auch  

die Energiewende mit ihrem Ausbau der  

erneuerbaren Energien wird sichtbare Spu­

ren hinterlassen. Jedoch dürfte der Ausbau 

von Wind, Sonne, Wasser, Umgebungswärme 

und Biomasse im Verbund mit Energieeffizi­

enz, suffizientem Verhalten und intelligen­

ter Planung vergleichsweise positive räum­

liche Entwicklungen zeitigen und gar die 

Chance bieten, vielen Wunden der Vergan­

genheit zur Heilung zu verhelfen.

Die Energiewende als raumplanerische Chance
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bei der Erschliessung energetischer 
Selbstversorgungspotenziale anset-
zen, wie dies in Basel oder Liechten-
stein bereits seit längerem geschieht 
und derzeit auch im Alpenrhein-Bo-
denseeraum in Angriff genommen wird 
(www.baernet.org). 
Zweitens müssen Planer, Designer und 
Architekten vermehrt darauf achten, 
SEE-Aspekte so in ihre Arbeiten und 
Projekte zu integrieren, dass daraus 
ein städtebaulicher und landschaft-
licher Gewinn resultiert. Hier gilt es, 
den sich anbahnenden Wandel in den 
Bereichen Raumentwicklung, Städte-
bau, Architektur und Infrastrukturbau 
kreativ zu nutzen und neue ästheti-
sche Wege zu beschreiten. 

Industrieflächen nutzen,  
Artenvielfalt schützen

Drittens steckt in Industrie- und Infra-
strukturflächen ein enormes energe-
tisches Potenzial. Eine vom WWF ge-
förderte Studie des Delinat- Instituts 
für Ökologie und Klimafarming und der 
Universität Liechtenstein zeigt, dass 
die SBB durch die energetische Nut-
zung ihrer Flächen und Anlagen zu ei-
ner grossen Produzentin von erneuer-
baren Energien aufsteigen und damit 
gleichzeitig auch die Biodiversität auf 
diesen Parzellen erhöhen könnten. 
Ferner sollte die Treibhausgas-Auf-
nahme unserer Böden, Wälder und Ge-
wässer verbessert werden. Dazu ist 
die Wiederbefeuchtung trockengeleg-
ter Flächen wie Moore und die gross-
räumige Humusanreicherung unserer 
Böden notwendig. Dieses Vorgehen 
muss mit einer Landwirtschaft kom-
biniert werden, die nicht auf fossilen 
Energien fusst. Deshalb steht auch die 
Landwirtschaft im Fokus der SEE-Stra-
tegie. Insbesondere gilt es, den Ver-
brauch von erdölbasierten Pestiziden 
und Düngemitteln zu senken und die 
Transportdistanzen für die von uns im-
portierten Lebensmittel zu verringern.

rung des Kantons Basel-Stadt», 2011) 
oder des Fürstentums Liechtenstein 
(Studie «Erneuerbares Liechtenstein», 
2012). Aus diesen szenarienhaften Mo-
dellierungen geht hervor, wie die Ef-
f izienz gesteigert und erneuerbare 
Energien eingesetzt werden können, 
um lokale und regionale Energieunab-
hängigkeit zu erzielen.

Energie und Raum gemeinsam  
planen

Allerdings kann der Ausbau von er-
neuerbaren Energien zu Interessen-
konflikten führen. So stellen sich beim 
Bau von Photovoltaikanlagen oder bei 
der Fassadendämmung von geschütz-
ten Objekten Fragen des Ortsbild- und 
Denkmalschutzes. Der Ausbau der 
Wasserkraft kann den Schutz von land-
schaftlich und ökologisch wertvollen 
Wasserläufen tangieren. Weiter wird 
der Ausbau von Grosswindkraftwerken 
unter visuell-ästhetischen Gesichts-
punkten kontrovers diskutiert. Und die 
Rationalisierung der Waldbewirtschaf-
tung zur Gewinnung von Energie- und 
Bauholz kollidiert bisweilen mit dem 
Bedürfnis nach unberührten Naherho-
lungs- und Tourismusgebieten. 
Fast alle Raumfragen sind auch Ener-
giefragen: Raumentwicklung führt zu 
Energieverbrauch; gleichzeitig braucht 
es zur Energiegewinnung Raum. Nur 
wenn beide Ebenen in ihrer Verknüp-
fung betrachtet werden, lassen sich 
landschaf t l ich befr iedigende, aber 
dennoch wertschöpfende Lösungen 
finden. Die SEE-Strategie trägt dieser 
wechselseitigen Verschränkung Rech-
nung. Wird sie konsequent durchge-
führt, sinken der Gesamtenergiebedarf 
und der Ressourcenverschleiss, wäh-
rend die Prosperität und die Lebens-
qualität zunehmen.
Ein zentraler Ansatz der SEE-Strate-
gie besteht erstens darin, den loka-
len Energiebedarf auch möglichst lo-
kal abzudecken. Die Entwicklung von 
Gemeinden und Regionen muss daher 

Der ineff iziente Umgang mit nicht-er-
neuerbaren Energien wirkt sich seit 
Jahren negativ auf die Raumentwick-
lung der Schweiz aus. Die gravierends-
te Folge ist zweifellos der massive Flä-
chenverbrauch, der trotz teurer ge-
wordener fossiler Energie weiter zu-
nimmt. Diese Prägung unserer Land-
schaft durch das fossil-nukleare Zeit-
alter wird auch in den kommenden 
Epochen sichtbar bleiben.

Städte werden zu Kraftwerken

Doch die Energiewende mit ihrem Aus-
bau der erneuerbaren Energien zeigt, 
dass der Umstieg auf eine vollumfäng-
lich erneuerbare Energieversorgung 
nicht nur möglich und wirtschaftlich 
profitabel, sondern unausweichlich ist. 
Dadurch wird die Raumplanung von der 
Kette der nuklear-fossilen Zwänge und 
Bedrohungen befreit. Welche Chancen 
sich der Raumentwicklung damit bie-
ten, macht die Agentur für Erneuer
bare Energien und Energieeff izienz  
(A EE) deutlich. Die Organisation ver-
tritt ein Leitbild, das auf den drei Pfei-
lern energetische Suffizienz, Effizienz 
und Erneuerbarkeit beruht (SEE-Stra-
tegie). 
Die SEE-Strategie setzt auf den umfas-
senden Ausbau und eine möglichst in-
tegrale Versorgung von Gebäuden, Be-
trieben und öf fentlichen Einrichtun-
gen mit erneuerbaren Energien. Durch 
Wärmenetze, neue Speichersyste-
me und eine ef f iziente Mobilitäts
infrastruktur werden Gebäude, Ge-
meinden und Städte zu eigentlichen 
Kraftwerken, die sich nicht nur selbst 
versorgen, sondern darüber hinaus so-
gar Strom und Wärme für andere be-
reitstellen. 
Dass hierzulande die Kapazität zur Ei-
gen- und gar Überschussproduktion 
aus erneuerbaren Energien vorhan-
den ist, wurde technisch längst nach-
gewiesen – erst kürzlich wieder in der 
GIS-kartierten Erfassung des Kantons 
Basel-Stadt («Energetische Optimie-
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Bekenntnis zur Nachhaltigkeit 

Die Raumentwicklung betrif ft alle Be-
wohner unseres Landes. Damit das 
nötige Engagement aller zustande 
kommt, muss die Bevölkerung umfas-
send informiert und sensibilisiert wer-
den, wobei die demokratische Mit-
sprache zentral ist. Der Grundsatz-
entscheid zum Ausstieg auf der Atom-
kraft ist gefallen. Was es nun braucht, 
ist die rasche politische Umsetzung ei-
ner neuen Energiepolitik auf der Ba-
sis von Energieeffizienz und erneuer-
baren Energien. Politik, Wirtschaft und 
Bevölkerung stehen gleichermassen 
in der Pflicht, diese Herausforderung 
zum Wohl unseres Landes und im Inte-
resse kommender Generationen enga-
giert anzupacken. 

Peter Droege ist Professor 

am Institut für Architektur 

und Raumentwicklung an 

der Universität Liechten-

stein. Er ist unter anderem 

Mitglied des wissenschaftlichen Beirats der 

Agentur für Erneuerbare Energien und Ener-

gieeffizienz (A EE) und Präsident von Eurosolar.

Christa Markwalder ist 

Nationalrätin FDP/BE. Sie 

ist unter anderem Co-

Präsidentin der Parlamen-

tariergruppe Erneuerbare 

Energien.

Eine Studie zur Politik der Kantone im Bereich der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Quellen

Die Energiepolitik des Bundes befindet sich an einem historischen Wende­
punkt. Aber ihre Umsetzung liegt in der Zuständigkeit der Kantone. Stimmt 
die Politik der Kantone mit der Energiestrategie 2050 des Bundes überein? 
Sind die kantonalen Potenziale und Zielsetzungen ausreichend? Diese Frage­
stellungen stehen im Zentrum einer Studie, welche die CEAT im Auftrag des 
BFE und des ARE durchgeführt hat.
Die Energiepolitik der Kantone wird zwar weithin als grosse Herausforde­
rung anerkannt. Allerdings gibt es zwischen den Kantonen grosse Unter­
schiede, was den Stand der Umsetzung, die Tragweite und vor allem die 
Zielsetzungen ihrer diesbezüglichen Strategien betrifft. Generell scheinen 
die Kantone Massnahmen zu bevorzugen, die eher eine Verminderung des 
Stromverbrauchs (Gebäude) als eine Steigerung der Produktion anstreben. 
In einigen Fällen haben zudem die Städte die Initiative ergriffen. Raum­
bezogene kantonale Strategien mit klarer definierten Inhalten (gemeinsame 
Mindeststandards, Rechtsverbindlichkeit) sollten daher aktiv gefördert wer­
den.

Sophie Noirjean, 1971, ist Geografin und verfügt über einen Diplomabschluss 

im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung. Nachdem sie mehrere Jahre 

als Raumplanerin im öffentlichen Bereich und in der Privatwirtschaft tätig 

war, ist sie 2008 zur CEAT (Studiengemeinschaft für Raumplanung) gestossen. 

Sie interessiert sind insbesondere für die Verbindungen zwischen Institutio-

nen und territorialen Strukturen und für die neuen Herausforderungen im Energiebereich. Sophie 

Noirjean führte die Studie der CEAT namentlich in Zusammenarbeit mit Marc Antoine Messer 

durch.
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An der UNO-Konferenz Rio+20 wurde erneut 

auf die wichtige Rolle der Gemeinden in der 

Umsetzung der Nachhaltigen Entwicklung 

hingewiesen. Insbesondere die Quartiere 

bieten sich als idealer Raum für einen Ein­

bezug sozialer, ökologischer und wirtschaft­

licher Aspekte an. Damit dies gelingt, müs­

sen jedoch Fragen bezüglich Energie und 

Mobilität mit der Raumplanung koordiniert 

werden.

Von der nachhaltigen Stadt zum nachhaltigen 

Quartier: Energie und Mobilität mit der 

Raumplanung koordinieren
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langfristigen Betriebskosten auch Kri-
terien, die eine hohe ökologische Quali-
tät gewährleisten. Beispiele hiefür sind 
der Bau von Niedrigenergie- oder Plus-
Energie-Häusern sowie Abfallvermei-
dung, Wiederverwertung, Verwendung 
umweltschonender Materialien, Be-
grenzung des Wasserverbrauchs und 
Förderung der Biodiversität. Die Mobi-
lität, die mit der Verdichtung und der 
funktionalen Durchmischung einher-
geht, ist ebenfalls ein entscheidender 
Faktor für eine Nachhaltige Entwick-
lung, wie in Rio betont wurde.

Ein Förderprogramm für nachhaltige 
Quartiere

In der Schweiz will der Bund die Nach-
halt ige Entwicklung in den Gemein-
den fördern. Die Anwendung der ent-
sprechenden Grundsätze auf der Ebe-
ne der Quartiere ist ein Mit tel da-
zu. Das ARE und das Bundesamt für 
Energie (BFE) haben deshalb das Pro-
gramm BFE/ARE «Nachhalt ige Quar-
tiere»  lanciert, mit dem sie seit Ende 
2011 und noch bis Ende 2012 insge-
samt 18 Gemeinden auf ihrem Weg zur 
Nachhaltigkeit fachlich unterstützen 
und begleiten. Dabei wird das Werk-
zeug «Nachhaltige Quartiere by Sméo» 
eingesetzt, das als Analyse- Instru-
ment und Entscheidungshilfe dient 
und vom Bund in Zusammenarbeit mit 
dem Kanton Waadt, der Stadt Lau-
sanne und dem Richtplan Lausanne 
West (SDOL) entwickelt wurde. Die 
im Rahmen dieses Programms unter-
stützten Projekte sind sehr vielfältig: 
Sie reichen vom Bau neuer Zonen bis 
hin zur Neugestaltung von Industrie
brachen und werden sowohl von klei-
neren Gemeinden als auch von Städ-
ten wie Luzern oder Freiburg durch-
geführt. Während einige Vorhaben ge-
genwärtig in der Wettbewerbs- oder 
Vorprojektphase sind, werden andere 
bereits umgesetzt. Ende 2012 wird ei-
ne Evaluation des Programms durch-
geführt, die über dessen Weiter füh-
rung entscheidet.

und regionale Regierungen sind daher 
wichtige Akteure: Sie sind in der La-
ge, notwendige Veränderungen schnell 
und effizient in die Wege zu leiten.
In Anlehnung an die Worte Ban-Ki 
Moons kann man auch sagen, dass 
die Stadt ihrerseits die Summe ih-
rer Quartiere ist, und dass eine Stadt 
nicht nachhaltig sein kann, wenn es 
die Quartiere nicht sind. Das Quartier 
ist als Scharnier zwischen Stadt und 
Gebäude daher der ideale Raum, um 
die Nachhaltige Entwicklung umzuset-
zen. Hier konzentrieren sich in Minia-
turform sämtliche Bedürfnisse eines 
Gemeinwesens und der Menschen, die 
dort leben.
Bei der Planung eines Quartiers nach 
den Grundsätzen der Nachhaltigen Ent-
wicklung soll der Akzent nicht nur auf 
wirtschaftliche, sondern auch auf öko-
logische und soziale Aspekte gelegt 
werden. Priorität haben dabei neben 
der sozialen Durchmischung, der Qua-
lität der öffentlichen Räume und den 

Anlässlich der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Nachhaltige Entwick-
lung Rio+20, die im Juni 2012 in Rio de 
Janeiro stattfand, wurde die Rolle der 
örtlichen Regierungen in der Umset-
zung der Nachhaltigen Entwicklung be-
kräftigt. Die besondere Funktion wur-
de auch in der von 190 Ländern gutge-
heissenen gemeinsamen Abschlusser-
klärung «Die Zukunft, die wir wollen» 
entsprechend hervorgehoben. An ei-
ner Tagung im Rahmen des Erdgipfels, 
die speziell den Städten gewidmet war, 
unterstrich UNO-Generalsekretär Ban-
Ki Moon denn auch: «Ein Land ist die 
Summe seiner Städte. Wenn die Städ-
te nicht funktionieren, dann werden 
auch die Länder nicht funktionieren.» 
Während die Städte vor 20 Jahren 
noch als die Ursache der Probleme be-
trachtet wurden, gelten sie heute als 
der Ort, wo der Schlüssel zur Lösung 
dieser Probleme liegt. Bis 2050 wer-
den schätzungsweise drei Viertel al-
ler Menschen in Städten leben. Lokale 

Wer sich das Label «Energiestadt» auf die Fahne schreibt, verpflichtet sich als Gemeinwesen, 
besonders effizient und nachhaltig zu wirtschaften
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Koordination mit der Raumplanung

Die Koordination von Raumplanung 
und Fragen der Energie und Mobilität 
ist in den verschiedenen Phasen der 
Quartierentwicklung von entscheiden-
der Bedeutung. Dabei gilt es, das Po-
tenzial an erneuerbarer Energie eines 
Areals zu evaluieren und gegebenen-
falls zu optimieren. Synergien mit an-
deren Energieverbrauchern oder -lie-
feranten eines benachbarten Perime-
ters müssen identif iziert und in die 
Planung einbezogen werden. Neben 
den Bauten soll auch die öffentliche 
Beleuchtung energiesparend sein. Die 
in den Materialien enthaltene, graue 
Energie muss über den gesamten Le-
benszyklus der Bauten berechnet und 
auf ein Minimum reduziert werden. Je 
mehr solche energetischen Kriterien 
bereits frühzeitig – also schon in der 
Vorprojektphase oder gar beim Ideen-
wettbewerb – in die Überlegungen ein-
bezogen werden, desto grösser ist die 
Wirkung. Wenn sie in raumplanerische 
Instrumente wie etwa in den Quar-
tierplan und sein Reglement integriert 
werden, kann ihre Berücksichtigung in 
der Bauphase gewährleistet werden. 
Auch die Massnahmen zugunsten ei-
ner nachhaltigen Mobilität müssen mit 
der Raumplanung koordiniert werden: 
Gefordert sind ein umfassendes und 
mit den angrenzenden Quartieren ko-
ordiniertes Fussgänger- und Veloweg-
netz, ein direkter und hindernisfreier 
Zugang zu den öffentlichen Verkehrs-
netzen, eine Begrenzung oder Beruhi-
gung des individuellen motorisierten 
Verkehrs auf 20 Kilometer pro Stun-
de, eine minimale Anzahl von Parkplät-
zen für Autos sowie Veloabstellplätze 
in der Nähe stark frequentierter Orte – 
und zwar mehr als 0,8 Plätze pro Per-
son. 
Wie im gegenwärt ig diskutier ten 
Raumkonzept Schweiz betont wird, 
braucht es eine Stärkung der Zusam-
menarbeit zwischen den drei staatli-
chen Ebenen. Das Konzept schlägt zu-
dem Strategien vor, wie diese Zusam-
menarbeit verbessert werden kann, 

Die Rolle der Städte und Gemeinden in den Bereichen Energie und Mobilität 

Das Programm EnergieSchweiz für Gemeinden und sein Vorzeige-Label 
«Energiestadt» wurden entwickelt, um den Gemeinden zu helfen, die vom 
Bund festgelegten energiepolitischen Ziele zu erreichen: Verbesserung der 
Energieeffizienz, Förderung der erneuerbaren Energien und Reduktion des 
CO2-Ausstosses. Gegenwärtig tragen über 300 Gemeinden das Label Energie­
stadt. Mit ihren innovativen Projekten übernehmen diese Gemeinden eine 
Vorbildfunktion. Sie haben sich dazu verpflichtet, eine Reihe von Vorgaben 
umzusetzen, die in einem Massnahmenkatalog präzisiert sind und unter 
anderem die Bereiche Entwicklungsplanung und Raumordnung, kommunale 
Gebäude und Anlagen, Energieversorgung, Mobilität, interne Organisation, 
aber auch die Kommunikation betreffen.
Ab 2013 stehen neue spezifische Werkzeuge zur Verfügung, die sich ein­
fach einsetzen lassen und speziell auf kleinere Gemeinden ausgerichtet 
sind. Dazu gehören die rasche Berechnung der Energiebilanz der Gemein­
de sowie eine Online-Energiebuchhaltung. Städte und Gemeinden, die sich 
am Programm EnergieSchweiz beteiligen, werden dazu ermuntert, weitere 
Projekte zu entwickeln und alles daran zu setzen, neue Quartiere nachhal­
tig zu gestalten. Zudem sollen sich solche Gemeinden zu Energieregionen 
zusammenschliessen und versuchen, einen möglichst grossen Anteil ihres 
Energiebedarfs lokal zu produzieren – oder sogar die noch anspruchsvollere 
Vision einer 2000-Watt-Gesellschaft anzustreben.
Die Städte und Gemeinden müssen auch hinsichtlich der sanften Mobilität 
und der Förderung neuer Verkehrsarten Innovationsgeist beweisen. Das Ziel 
ist die Entwicklung eines Gesamtsystems, das Fussgängerzonen, Langsam­
verkehr, öffentlichen Verkehr und motorisierten Individualverkehr umfasst.
Im Rahmen der Energiestrategie 2050 will der Bundesrat die Bemühungen 
der Schweizer Städte und Gemeinden in den Bereichen Energie und Mobilität 
deutlich stärker unterstützen und ihrer energiepolitischen Vorbildrolle noch 
mehr Beachtung schenken.
Nicole Zimmermann, nicole.zimmermann@bfe.admin.ch

wie Siedlungen und Landschaften auf-
gewertet werden und wie Raument-
wicklung, Verkehr und Energie besser 
aufeinander abgestimmt werden kön-
nen. Diese Strategien gelten selbstver-
ständlich auch für Quartiere. 

(Übersetzung)

Anne DuPasquier studier-

te Naturwissenschaften an 

der Universität Lausanne 

und spezialisierte sich am 

Institut des hautes études 

en administration publique (IDHEAP) auf den 

Bereich Umweltmanagement. Nachdem sie in 

einem privaten Büro als Ingenieurin und Bera-

terin gearbeitet hatte, wo sie sich insbeson-

dere dem Einbezug von Natur und Landschaft 

in die Instrumente der Raumplanung widme-

te, stiess sie 2001 zum ARE, wo sie heute als 

stellvertretende Chefin der Sektion Nachhal-

tige Entwicklung tätig ist. In dieser Funktion 

zeichnet sie insbesondere verantwortlich für 

die Förderung der Nachhaltigen Entwicklung 

auf kantonaler und kommunaler Ebene.



36 forum raumentwicklung 3/2012

Gregori Stanzer
stanzer@oir.at

Österreichs Energieversorgung ist von 

einem hohen Anteil erneuerbarer Energie­

träger geprägt: 30,8 Prozent des Energie­

verbrauchs konnten 2010 mit Erneuerbaren 

abgedeckt werden. Die Regierung hat sich 

2009 verpflichtet, diesen Anteil bis 2020 

auf 34 Prozent zu steigern. Das Forschungs­

projekt REGIO Energy entwickelte Progno­

sen: Welche Potenziale erneuerbarer Ener­

gie lassen sich in den einzelnen Regionen 

Österreichs noch erschliessen?

Regionale erneuerbare Energie: Chancen  

für die Selbstversorgung in Österreich
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Wasserpotenzials ist Wasserkraft je-
doch bereits stark ausgebaut. Bis 2020 
ist bei grossen Ambitionen noch ein 
Ausbau um 5’200 MWh/a auf 46’400 
MWh/a realisierbar. In der Karte sind 
die regionalen Schwerpunkte der ein-
zelnen Stromproduktionen zu erken-
nen. Wasserkraft dominiert aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten in den 
alpinen Regionen Österreichs. Die Po-
tenziale für Windkraft hingegen lie-
gen vor allem im Osten Österreichs. In-
teressant ist, dass die im Ökostrom
gesetz 2012 festgelegten Mindestziele 
für den Ausbau von Ökostrom bis 2020 
bereits im Szenario «midi» erreicht 
werden. Für Windkraft ist darin vorge-
schrieben, die derzeit installierte Leis-
tung bis 2020 auf 3’000 MW zu verdrei-
fachen.
Die Photovoltaik – aufgrund der ge-
ringen Gesamtdimension des Poten-
zials in der Karte kaum wahrnehmbar 
– hat keinen ausgeprägten geografi-
schen Schwerpunkt, sondern folgt auf-
grund der starken Gebäude-Bezogen-
heit (Dachflächen) der Bevölkerungs-
dichte. Die derzeit 100 MW installierte 
Photovoltaik-Leistung muss bis 2020 
auf 1200  MW angehoben werden. Die-
ses im Ökostromgesetz 2012 festge-
legte Mindestziel wird bereits im Sze-
nario «midi» erreicht.
In der regionalen Verteilung liegen 
mehr als die Hälfte der Bezirke bei 

zu deren Erreichung grosse Anstren-
gungen notwendig sind. Im Projekt-
bericht werden die drei unterschied-
lich ambitionierten Szenarien «mini», 
«midi» und «maxi» dargestellt. Die fol-
genden Abbildungen und Erläuterun-
gen beziehen sich einzig auf das Sze-
nario «maxi».

Ökostromproduktion übersteigt  
Verbrauch

Eine rechnerische Selbstversorgung an 
Strom erscheint in Österreich bis zum 
Jahr 2020 erreichbar. Das Produktions-
potenzial für 2020 ist sogar grösser 
als der gesamte aktuelle Strombedarf 
Österreichs. Das Szenario «2020 ma-
xi» weist ein Potenzial von über 65’000 
GWh/a aus, der Strombedarf in Öster
reich lag 2008 knapp unter 60’000 
GWh/a. Die erste Karte (unten) zeigt 
die regionale Verteilung der bis 2020 
umsetzbaren Potenziale der Strom-
produktion aus erneuerbaren Energi-
en. Zu welchen Anteilen der Strom aus 
den einzelnen Energieträgern gewon-
nen wird, veranschaulichen die Kreis-
diagramme.
In Österreich ist Wasserkraft jene er-
neuerbare Energietechnologie mit 
dem deutlich grössten Anteil an der 
Stromproduktion. Mit einem Anteil 
von 89 Prozent des maximal nutzbaren 

Seit 2009 werden in Österreich unter 
dem Label «Klima- und Energie-Mo-
dellregion» ländliche Regionen unter-
stützt, die sich auf den Weg in Rich-
tung Energieautarkie begeben. Eck-
pfeiler dazu sind ein plausibles Um-
setzungskonzept sowie eine kompe-
tente treibende Kraft aus der Region. 
Den ausgewählten Regionen finanziert 
die Bundesregierung Konzept und eine 
Fachperson während zwei Jahren mit.
Inzwischen wurden in Österreich 85 
Regionen mit einer Bevölkerung von 
insgesamt zwei Millionen Menschen 
als «Klima- und Energie-Modellregi-
onen» ausgewiesen. Viele von ihnen 
stützen sich auf die Ergebnisse der 
Studie REGIO Energy, um auf die Po-
tenziale erneuerbarer Energie in ihrer 
Region hinzuweisen und schneller ein 
eigenes regionales Profil in Bezug auf 
erneuerbare Energien zu finden.

Das Forschungsprojekt  
REGIO Energy

Um den von der Bundesregierung ge-
planten Ausbau der Versorgung durch 
erneuerbare Energien bis 2020 auf 34 
Prozent zu erreichen, braucht es viel 
Detailwissen zur Planung von ener-
giepolit ischen Strategien. Das For-
schungsprojekt «REGIO Energy» liefert 
dazu räumlich fein aufgelöste Informa-
tionen, und dies einheitlich für ganz 
Österreich. Die räumliche Bezugsein-
heit ist der Bezirk.
In Zukunftsszenarien wird für die ein-
zelnen Bezirke dargestellt, welche Po-
tenziale erneuerbarer Energie bis 2020 
tatsächlich genutzt werden können. 
Auch der Konkurrenzkampf um Flä-
chen sowie der Konflikt mit Raumord-
nung, Naturschutz oder Bauordnung 
werden berücksichtigt. Das Potenzial 
bezieht sich auf erprobte, neueste 
Technologien und wirtschaftliche Kri-
terien der Minimalef f izienz: Energie 
soll nicht um jeden Preis produziert 
werden, sondern rentieren. 
Die Projektidee war, realistisch er-
reichbare Ziele abzubilden, auch wenn REGIO Energy: Selbstversorgungsgrad 2020 an Strom
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pumpen die entscheidende erneuerba-
re Wärme-Energietechnologie bis 2020 
werden. In jedem Fall ist es für eine 
ausgeglichenere Wärmebilanz drin-
gend erforderlich, bis 2020 den Wär-
mebedarf in ganz Österreich deutlich 
zu verringern.

ÖIR, EEG TU Wien, Mecca Environmental Con-

sulting, AGRAR PLUS (2010): «REGIO Energy 

– Regionale Szenarien erneuerbarer Energie-

potenziale in den Jahren 2012/2020». Das 

Projekt REGIO Energy wurde aus Mitteln des 

Klima- und Energiefonds gefördert und im 

Rahmen des Programms «Energie der Zukunft» 

durchgeführt.

www.regioenergy.at

Gregori Stanzer, 1970, 

studierte Geografie an 

der Universität Wien. Am 

Österreichischen Inst i -

tut für Raumplanung (ÖIR 

GmbH) leitet er seit 2002 

zahlreiche Projekte zu den 

beiden Themenschwerpunkten «Erneuerba-

re Energie in Regionen» und «Auswirkungen 

von Grossprojekten auf Landschafts- und Er-

holungsraum». Zuvor gewann er umfassende 

Erfahrung in der Zusammenarbeit mit Gemein-

den: Als Ortsplaner eines Planungsbüros be-

treute er zwei Jahre lang mehrere Gemeinden.

bis zu 21’000 GWh/a. 85 Prozent da-
von werden bereits genutzt. Ausser für 
15 städtisch geprägte Bezirke – allen 
voran Wien – ist Biomasse die zentra-
le erneuerbare Energietechnologie zur 
Erzeugung von Raumwärme. Wo der 
stärkste Wärmebedarf ist, also in den 
dicht besiedelten städtischen Gebie-
ten, fehlt jedoch das Biomasse-Poten-
zial. In Wien und in ein paar weiteren 
Landeshauptstädten können Wärme-

einem rechnerischen Selbstversor-
gungsgrad mit Ökostrom von über 100 
Prozent. Dabei können dünn besiedel-
te Gebiete mit grossem Ökostrom-Pro-
duktionspotenzial die dicht besiedel-
ten urbanen Gebiete mitversorgen.

Holz als wichtigster Lieferant  
von Ökowärme

Der gesamte aktuelle Bedarf an Raum-
wärme in Österreich übersteigt mit 
über 90’000 GWh/a das bis 2020 er-
reichbare Produktionspotenzial aus 
erneuerbaren Energien um mehr als 
das Doppelte. Dieser Wert umfasst 
den Wärmebedarf für Raumwärme und 
Warmwasser, jedoch nicht die gewerb-
liche und industrielle Prozesswärme. 
Ein Produktionspotenzial aus erneuer-
baren Energien von 40’000 GWh/a bis 
2020 lässt den Schluss zu: Eine rech-
nerische Selbstversorgung mit Wär-
me aus erneuerbaren Energien ist in 
Österreich bis 2020 nicht möglich.
Das grösste Potenzial bei der Wärme-
produktion aus Erneuerbaren bietet 
die Biomasse aus dem Forst. Deren 
Potenzial in Österreich beträgt 2020 

REGIO Energy: Selbstversorgungsgrad 2020 an Wärme
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Kolumne

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts wurde im 

Süden der Vereinigten Staaten die «Cotton 

Gin» erfunden, eine Maschine, die das Trennen 

der Samenkapseln von den klebrigen Samen der 

Baumwolle ermöglichte. Die «Gin» – der Name ist 

eine Abkürzung des englischen Ausdrucks «en­

gine» – war technologisch eine Revolution, gesell­

schaftlich jedoch eine Katastrophe. Dank dieser 

Samentrennmaschine wurde die schon tot ge­

glaubte Baumwollindustrie in den amerikanischen 

Südstaaten wieder wettbewerbsfähig und konnte 

mit den neuen britischen Kolonien in Indien mit­

halten. Das hatte zur Folge, dass auch die dortige 

Sklavenwirtschaft ökonomisch wieder interessant 

wurde. Erst ein äusserst blutiger Bürgerkrieg konn­

te ein halbes Jahrhundert später die Schande der 

Sklaverei in den USA endgültig tilgen. 

Geschichte wiederholt sich zwar nicht, aber sie 

reimt sich gelegentlich, wie schon Mark Twain 

einst trocken feststellte. Heute lässt sich im ame­

rikanischen Energiesektor eine Entwicklung be­

obachten, die beängstigende Parallelen zur Cotton 

Gin aufweist: das Fracking. Darunter versteht man 

eine neue Methode, Öl und Gas zu gewinnen. Da­

bei werden Wasser, Sand und eine Mischung aus 

bestimmten Chemikalien unter hohem Druck in 

tiefliegende, ölhaltige Gesteinsformationen ge­

presst. Diese Technik macht es möglich, bisher 

nicht zugängliche Öl- und Gasvorhaben zu er­

schliessen. Heute geschieht das im grossen Stil: 

Fracking und Schiefergas haben in den letzten 

Jahren in den USA eine eigentliche Energie-Res­

tauration ausgelöst. Bis vor kurzem war noch von 

Peak Oil die Rede, der Punkt, an dem die jährliche 

Fördermenge nicht weiter gesteigert werden kann. 

Noch dramatischer schien die Situation beim Erd­

gas zu sein. Jetzt sieht dies plötzlich wieder völlig 

anders aus. In den USA steigt die Ölproduktion 

erstmals seit Jahrzehnten wieder an; billiges Erd­

gas ist im Überfluss vorhanden. Neuerdings geht 

man davon aus, dass der Bedarf an Erdgas auf 

Jahrhunderte hinaus gedeckt ist. Witzbolde be­

zeichnen die USA deshalb bereits als neues Saudi-

Arabien.

Schiefergas und Fracking sind jedoch ein zweifel­

haftes Geschenk. Denn wie einst die Cotton Gin 

ermöglichen sie das Weiterleben überholter Struk­

turen. Zwar hat uns das Kohlenwasserstoff-Zeit­

alter die industrielle Revolution und damit die 

grösste Wohlstandsmaschine der Menschheit er­

möglicht. Es hat uns aber auch an den Abgrund 

einer ökologischen Katastrophe geführt. Die CO2-

Emissionen erhitzen die Erdatmosphäre, und die 

von Wissenschaftlern schon lange befürchteten 

Der technische Fortschritt  
als Hemmschuh

Philippe Löpfe
philippe.loepfe@tamedia.ch
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Konsequenzen dieser Klimaerwärmung sind bereits 

jetzt greifbar. Selbst die American Meteorological 

Society bestätigt inzwischen den direkten Zusam­

menhang zwischen der Klimaerwärmung und der 

Rekorddürre in Texas im Herbst 2011 oder der Re­

kordhitze im mittleren Westen im Sommer 2012.

Noch zu Beginn seiner Amtszeit sprach Präsident 

Barack Obama von einem «New Green Deal» und 

von Cleantech. Er versprach, Wind- und Sonnen­

energie zu fördern, den Bau eines Smartgrid – ei­

nes hoch computerisierten und dadurch effizienten 

Stromnetzes – in die Wege zu leiten und nachhal­

tige Energie in jeder Form zu unterstützen. Das 

war keine romantische grüne Schwärmerei. Jeder 

vernünftige Mensch konnte angesichts der damals 

herrschenden Umstände zu gar keinem anderen 

Schluss kommen: Die Angst vor Peak Oil und die 

rasch wachsende Wirtschaftskraft der aufstre­

benden Schwellenländer liessen den Erdölpreis 

explodieren. Nachhaltige Energie machte nicht 

nur ökologisch, sondern auch ökonomisch Sinn. 

Inzwischen spricht Präsident Obama kaum mehr 

von Cleantech, dafür immer häufiger vom Fra­

cking. Denn das Schiefergas hilft ihm dort, wo er 

es derzeit politisch am nötigsten hat, bei der Be­

kämpfung der Arbeitslosigkeit: Der Boom hat den 

USA bereits rund 600’000 neue Jobs beschert. Der 

angekündigte «New Green Deal» hingegen ist ein 

leeres Versprechen geblieben.

Die vom Fracking eingeleitete Trendwende ist 

nicht nur energie-, sondern auch gesellschafts­

politisch von grosser Tragweite. Wie einst die Gin 

behindert der Erdgas-Segen den gesellschaftlichen 

Wandel. Weshalb? Die Zukunftsenergien Sonne 

und Wind werden dezentral hergestellt. Dabei wird 

Strom in kleinsten grünen Kraftwerken produ­

ziert, selbst auf Hausdächern, Lärmschutzwänden 

und Brücken lässt sich Energie gewinnen. Dank 

einem Smartgrid kann der Strom effizient verteilt 

werden. Die Kombination von Internet-gestützter 

Distribution und nachhaltiger, dezentral erzeugter 

Energieproduktion ist deshalb nicht nur umwelt­

schonend. Sie könnte auch zum Fundament einer 

neuen Gesellschaftsordnung werden: einer ökolo­

gischen und friedlichen Gesellschaft.

Nach dem Studium von Anglistik und 
Ethnologie stieg Philipp Löpfe, 1953, 
in den Journalismus ein. Er absolvier­
te die Ringier-Journalistenschule und 

wurde nach fünf Jahren Chefredaktor des Sonntags-
Blick. Danach wechselte er in den Wirtschaftsjour­
nalismus, wurde Blattmacher und stellvertretender 
Chefredaktor des CASH und erwarb berufsbeglei­
tend ein MBA an der Universität St. Gallen. 1998 
wechselte er in die Chefetage des Tages-Anzeiger, 
zuerst als stellvertretender und von 1999 bis 2002 
als Chefredaktor. Als freier Journalist konzentriert 
er sich heute auf Themen der internationalen Wis­
senschaft, Politik und Wirtschaft.  
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« Le développement territorial, instrument clé 

pour réussir la stratégie énergétique 2050 »

Maria Lezzi
directrice de l’ARE
maria.lezzi@are.admin.ch

Editorial
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En 2011, le Conseil fédéral et le Parlement 

ont décidé de sortir du nucléaire. Cette 

réorientation de la politique énergétique 

pousse les acteurs du développement terri­

torial à rechercher de nouvelles voies.

Avec sa nouvelle stratégie énergétique 

2050, le Conseil fédéral table sur une uti­

lisation plus efficace de l’énergie – à la­

quelle il compte contribuer de toutes ses 

forces –, mais surtout sur le développement 

des énergies renouvelables. L’exploitation 

de ce potentiel nécessite de toute évidence 

beaucoup de surface; toutes les régions de 

Suisse sont concernées. Mais les nouvelles 

pistes qui s’ouvrent sur le plan énergétique 

risquent d’avoir des conséquences désas­

treuses sur le paysage.

Le défi est immense dans le domaine de 

l’aménagement du territoire. Il s’agit de 

concilier les intérêts de nombreux acteurs,  

à différents niveaux institutionnels: la 

Confédération, les cantons, les régions, les 

communes, les fournisseurs d’énergie et 

l’économie. Seule une collaboration étroite 

et une planification commune à tous ces ac­

teurs permettront de réaliser les objectifs 

d’exploitation fixés dans la stratégie énergé­

tique 2050.

Le cadre nécessaire à cette coopération 

peut être fourni par de nouvelles approches 

territoriales. Un exemple: les ministres de 

l’environnement des pays signataires de la 

Convention alpine ont décidé, à la Confé­

rence de Poschiavo, de placer le thème de 

l’énergie en haut de l’agenda politique, et de 

créer une plateforme commune. L’espace al­

pin souligne ainsi qu’il a reconnu son rôle 

central dans le domaine de la production, du 

stockage et du transport d’énergie. La nou­

velle plateforme permettra aux régions de 

montagne d’empoigner cette problématique 

de façon concertée. Elles pourront échan­

ger leurs expériences, développer des solu­

tions dépassant les frontières et défendre 

leurs propres intérêts, en partenariat avec 

d’autres régions de montagne en Europe et 

dans le monde.

Par ailleurs, la stratégie énergétique 2050 

vise à une plus grande efficacité. Dans ce 

domaine également, le développement ter­

ritorial joue un rôle clé. En effet, il peut pro­

mouvoir différentes mesures contribuant 

à faire baisser de manière déterminante la 

consommation énergétique: un habitat plus 

compact et plus efficace sur le plan énergé­

tique, de meilleurs équipements en trans­

ports publics, ou le raccourcissement des 

trajets tant pour les personnes que pour les 

marchandises. Le développement territorial 

s’engage depuis longtemps dans cette di­

rection. La stratégie 2050 tombe par consé­

quent à point nommé puisqu’elle nous incite 

à rassembler nos efforts et à progresser sur 

cette voie avec un élan nouveau.

(traduction)
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Pascal Previdoli
pascal.previdoli@bfe.admin.ch

Suite à la catastrophe de Fukushima, le 

Conseil fédéral et le Parlement ont décidé 

en 2011 de sortir progressivement du nu­

cléaire. Les cinq centrales nucléaires ac­

tuelles doivent être mises hors service au 

terme de leur durée d’exploitation, pour au­

tant qu’elles restent jusque là conformes 

aux critères techniques de sécurité. Elles ne 

seront pas remplacées. La stratégie énergé­

tique a par conséquent pour objectif de ga­

rantir à long terme un approvisionnement 

en électricité non nucléaire. Elle s’appuie 

sur les Perspectives énergétiques 2035, ac­

tualisées par le Département de l’environ­

nement, des transports, de l’énergie et de 

la communication (DETEC), ainsi que sur 

d’autres bases de politique énergétique.

Pascal Previdoli, 1968, a obtenu un 

doctorat en sciences économiques 

à l’Université de Berne en 1999. 

Nommé directeur suppléant de 

l’Office fédéral de l’énergie (OFEN) en 2010, il dirige la 

division Economie énergétique de l’OFEN.

Stratégie énergétique 2050:  

sortir du nucléaire par étapes
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• délimitation de sites se prêtant à 
une exploitation des énergies renouve-
lables.

En parallèle, il importe également de 
développer et de moderniser les ré-
seaux de distribution. En effet, l’ac-
tuel réseau électrique ne répondra 
plus aux exigences futures. Des me-
sures permettant d’assurer la stabilité 
du réseau, et notamment de constituer 
des capacités de réserve, sont indis-
pensables. De plus, il faut renforcer la 
recherche énergétique, en particulier 
dans le domaine du stockage de l’éner-
gie. Avec SuisseEnergie, la Confédéra-
tion dispose d’un programme partena-
rial de mesures de soutien dans les do-
maines de la promotion de l’efficacité 
énergétique et des énergies renouve-
lables. Ce programme sera développé 
dans le cadre de la mise en œuvre de 
la Stratégie énergétique 2050.

La Stratégie énergétique contribue 
à la protection climatique

Des analyses approfondies faites par 
la Confédération montrent que les 
conséquences économiques à long 
terme de la mise en œuvre de ce pre-
mier paquet de mesures de la Straté-
gie énergétique 2050 seront modé-
rées. De plus, cette dernière renforce 
durablement la polit ique environne-
mentale et climatique de la Confédé-
ration: grâce à la nouvelle loi sur le 
CO2, la Suisse entend réduire, d’ici à 
2020, les émissions de gaz à effet de 
serre d’au moins 20  % par rapport à 
leur niveau de 1990. A cette f in, plu-
sieurs mesures sont prévues et pré-
sentées dans la Stratégie énergétique 
2050 (taxe incitative, commerce des 
certif icats d’émission, mesures d’en-
couragement et prescriptions). 
Les rapports et études sur la Straté-
gie énergétique 2050 sont téléchar-
geables sur le site: www.energiestra-
tegie2050.ch.           	

(traduction)

rendre plus sévères le Modèle de pres-
criptions énergétiques des cantons 
(MoPEC). De plus, le Conseil fédéral 
veut, en adaptant le droit f iscal, inci-
ter les propriétaires immobiliers à ef-
fectuer des assainissements complets, 
plutôt que des assainissements par-
tiels. Son premier paquet propose éga-
lement des mesures d’efficacité éner-
gétique pour les appareils électriques 
utilisés dans l’industrie, les arts et mé-
tiers et les services, ainsi que dans le 
domaine de la mobilité.

Développer les énergies renouve­
lables

Pour compenser la disparition pro-
gressive de l’électricité nucléaire, le 
Conseil fédéral veut exploiter le poten-
tiel de la force hydraulique et des nou-
velles énergies renouvelables, en cher-
chant à concilier protection et exploi-
tation. Pour que le potentiel utilisable 
des énergies renouvelables puisse être 
exploité, il propose de mieux les soute-
nir sur le plan financier. 
Le Conseil fédéral prévoit en priorité 
d’optimiser et de développer le mo-
dèle actuel de rétribution du courant 
injecté à prix coûtant (RPC). Avec la 
suppression du plafond de coûts ac-
tuels, il veut mettre à disposition les 
fonds nécessaires à la promotion du 
renouvelable. Le photovoltaïque fait 
exception: les contingents de dévelop-
pement seront conservés et ce pour 
garantir le développement continu de 
la branche et conserver à long terme 
les moyens de subventionnement. 

D’autres mesures doivent contribuer 
à la percée des nouvelles énergies re-
nouvelables. Par exemple:
• introduction d’aides uniques à l’in-
vestissement pour les petites installa-
tions photovoltaïques d’une puissance 
inférieure à dix kilowattheures; 
• optimalisation des taux de rétribu-
tion; 
• introduction d’une réglementation 
sur l’autoconsommation; 

La décision prise par le Conseil fédéral 
et le Parlement de se diriger vers une 
sortie progressive du nucléaire néces-
site de transformer par étapes le sys-
tème énergétique de la Suisse d’ici 
2050. Les mesures requises à cette 
fin sont regroupées dans la Stratégie 
énergétique 2050. Fin septembre 2012, 
le Conseil fédéral a mis en consulta-
tion un premier paquet de mesures.

Première étape

Le paquet de mesures proposé est le 
premier d’une série visant la transfor-
mation par étapes et à long terme du 
système énergétique de la Suisse. Il 
ne permettra d’atteindre que partiel-
lement les objectifs énergétiques et 
climatiques à long terme fixés par le 
Conseil fédéral, lequel annonce donc 
d’autres mesures pour garantir, aussi 
à l’avenir, un approvisionnement éner-
gétique sûr et f iable en Suisse. Pour 
l’après 2020, La Confédération cher-
chera à réorienter, dans une étape ul-
térieure, la politique énergétique pa-
rallèlement à la politique climatique. 
A cette fin, elle veut proposer une re-
devance sur tous les agents énergé-
tiques, avec remboursement à l’éco-
nomie et à la population.

Renforcement du programme  
Bâtiments

Afin de couvrir, à l’avenir également, 
les besoins en énergie et en électri-
cité, il convient de réduire en priori-
té la consommation. C’est pourquoi 
le Conseil fédéral opte pour une mise 
en œuvre résolue de mesures d’eff i-
cacité énergétique. La réduction de 
la consommation dans le domaine 
du bâtiment – qui représente environ 
46 % de la consommation énergétique 
suisse – joue un rôle clé dans la ré-
alisation des objectifs de la stratégie, 
d’où l’accent mis sur le renforcement 
du programme Bâtiments existant. Par 
ailleurs, il est prévu d’étendre et de 
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A travers ses cinq volets (efficacité énergé­

tique, énergies renouvelables, centrales à 

combustibles fossiles, transport de l’éner­

gie et recherche), la stratégie énergétique 

2050 n’est pas sans avoir des répercus­

sions importantes sur le territoire. Elle ap­

pelle une coopération accrue entre les en­

treprises énergétiques et les autorités, de 

même qu’entre Confédération, cantons, ré­

gions et communes. En ce sens, la nouvelle 

stratégie énergétique constitue un défi de 

taille pour l’aménagement du territoire.

Michel Matthey, 1947, architecte et 

aménagiste, sous-directeur de l’ARE, 

est responsable de la mobilité, des 

infrastructures et des planifications 

fédérales. Il s’intéresse particulière-

ment aux questions de coopération au sein de la Confé-

dération, et entre les offices fédéraux et les cantons.

Aménagement du territoire et nouvelle stratégie 

énergétique vont de pair

Michel Matthey
michel.matthey@are.admin.ch
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ne sont pas encore habituées à pla-
nif ier elles-mêmes, bien qu’elles en-
couragent l’efficacité énergétique par 
des obligations, des interdictions, des 
contributions f inancières et des pro-
jets modèles. Elles se contentent de 
créer les conditions-cadres favorisant 
les activités des entreprises énergé-
tiques (concessions et autorisations 
pour la construction et l’exploitation 
des infrastructures), mais ne sont, en 
règle générale, pas impliquées dans 
la planif ication de celles-ci. Ce sont 
au contraire les entreprises énergé-
tiques qui sont responsables d’assurer 
un approvisionnement sûr et fiable en 
énergie et qui sont tenues de planifier, 
construire, exploiter et entretenir les 
installations de production, de stoc-
kage et de transport d’énergie.

Cette séparation des rôles entre régle-
mentation officielle/préparation des 
conditions-cadres et planification pri-
vée a permis jusqu’à présent d’assurer 
un approvisionnement sûr en énergie. 
Ces derniers temps toutefois, ce sys-
tème a montré ses limites. De nouveaux 
modèles de coopération entre autorités 
et entreprises sont pressentis:
• Les projets de lignes de transport à 
haute tension étant contrariés par des 

frastructures correspondantes doivent 
donc rester disponibles, et il faut ré-
soudre les conflits potentiels entre les 
diverses utilisations du sous-sol que se 
trouvent en concurrence. Enfin, un ha-
bitat dense dans la zone desservie per-
met de réduire les déperditions ther-
miques dans le réseau de distribution. 
Par ailleurs, l’aménagement du terri-
toire peut contribuer à une utilisation 
judicieuse de l’énergie hydraulique en 
désignant des sites convenables pour 
les installations et les centrales, et en 
assurant la coordination avec les fonc-
tions des cours d’eau et de leurs rives. 
De la même manière, l’énergie éolienne 
sera encouragée par la désignation de 
sites adéquats et par la coordination 
avec les autres utilisations du sol – es-
sentiellement la sauvegarde du pay-
sage, la protection de la nature et l’ur-
banisation.
L’aménagement du territoire intervient 
également dans la réalisation des ré-
seaux énergétiques: il f ixe les corri-
dors réservés aux conduites de gaz 
et d’électricité, assure la coordina-
tion avec les autres utilisations poten-
tielles du sol et du sous-sol, veille à 
une intégration judicieuse des infras-
tructures dans le paysage et réserve 
les tracés et les sites d’implantation.
Pour ce qui est des centrales à énergie 
fossile, telles que les centrales à gaz et 
les installations de couplage chaleur-
force, l’aménagement du territoire est 
très utile, car il permet de désigner des 
sites appropriés et de densifier le tissu 
bâti autour de ces sites, ce qui facilite-
ra la distribution de chaleur.

Stratégie énergétique 2050:  
de nouvelles exigences pour  
la planification territoriale

L’aménagement du territoire contri-
bue à la réalisation des objectifs de 
la stratégie énergétique 2050 en en-
courageant les planif ications au ni-
veau national, régional et local. Ce 
soutien reste indispensable car, dans 
le domaine énergétique, les autorités 

La nouvelle stratégie énergétique 2050 
trace plusieurs pistes de réflexion en 
vue de la transformation du système 
actuel et de la sortie du nucléaire. 
L’aménagement du territoire est invi-
té directement et indirectement à par-
ticiper à l’effort collectif.

L’aménagement du territoire peut 
contribuer à mieux utiliser l’énergie…

Pour diminuer les besoins et augmen-
ter l’efficacité énergétique, il importe 
de répartir les habitations, les lieux 
de travail, les services et les activités 
de détente de manière à générer une 
mobilité aussi réduite que possible. 
D’un autre côté, on peut également 
promouvoir les moyens de transport 
moins gourmands en énergie, comme 
les transports publics, la bicyclette et 
la marche. Par ailleurs, il faut encou-
rager des modes d’urbanisation rédui-
sant les besoins de chauffage en hi-
ver et de climatisation en été, en as-
sainissant les bâtiments existants et 
en améliorant l’efficacité énergétique 
des nouvelles constructions.

… et à réaliser des infrastructures 
énergétiques

Dans le domaine des énergies renou-
velables, il est possible de mieux ex-
ploiter le rayonnement solaire sur les 
toits et les façades, en orientant cor-
rectement les bâtiments et en sim-
plif iant les procédures d’autorisation 
d’installations photovoltaïques. L’uti-
lisation de l’énergie produite à partir 
de la biomasse peut être stimulée par 
une gestion judicieuse des surfaces fo-
restières et agricoles, la désignation 
de sites appropriés pour les installa-
tions de chauffage à bois et de biogaz,  
l’aménagement de réseaux de distribu-
tion efficaces et intelligents ainsi que 
la planification de possibilités de stoc-
kage. La géothermie peut aussi contri-
buer à l’approvisionnement énergé-
tique. Les surfaces nécessaires aux in-

Echange d’expériences dans l’espace alpin

La stratégie énergétique 2050 confronte les 

pays alpins à des défis particuliers qui ne 

peuvent être traités que par une coopération 

transfrontalière. La «  plateforme Energie  » a 

été instituée par la Conférence alpine en sep-

tembre 2012 à Poschiavo pour favoriser cette 

concertation. Elle a pour objectif l’élaboration 

d’une planification commune des territoires 

appropriés pour la production d’énergie à 

partir des sources renouvelables dans les 

Alpes. L’équilibre à trouver entre la production 

d’énergie et la protection de l’environnement 

figure au cœur de cette démarche. Sont parti-

culièrement concernés: les experts travaillant 

dans les domaines de l’aménagement du terri-

toire et de la planification énergétique.
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Elles travaillent pour ce faire en colla-
boration avec les communes voisines.

La législation sur l’aménagement du 
territoire est touchée

La stratégie énergétique 2050 rend 
indispensable une coopération plus 
étroite entre les entreprises énergé-
tiques et les autorités, d’une part, et 
entre la Confédération, les cantons, 
les régions et les communes, d’autre 
part. Elle constitue ainsi un défi de 
taille pour l’aménagement du terri-
toire. Il est donc logique qu’elle soit 
ancrée dans la législation concernée.
Les travaux entrepris dans le cadre de 
la deuxième étape de révision de la 
LAT ont introduit les points suivants, 
qui répondent à la nécessité d’adapter 
le texte de la loi à la stratégie énergé-
tique 2050:
• viser une utilisation modérée et effi-
cace de l’énergie;
• considérer la collaboration entre au-
torités comme un principe fondamental,
prévoir des planifications communes 
lorsqu’il semble nécessaire de coordon-
ner des activités à incidences spatiales 
entre secteurs, cantons, voire pays; 
• charger les cantons de désigner dans 
leur plan directeur cantonal les terri-
toires se prêtant à l’exploitation d’éner-
gies renouvelables ainsi que le tracé et 
les sites d’implantation des grandes in-
frastructures énergétiques;
• charger les cantons de faciliter l’as-
sainissement énergétique des bâti-
ments existants;
• simplifier les procédures d’autorisa-
tion d’installations solaires sur les toits,
• autoriser en zone agricole les instal-
lations de production d’énergie à partir 
de la biomasse;
• prévoir la possibilité, pour la Confé-
dération, d’édicter des zones d’affecta-
tion à caractère temporaire lorsque le 
tracé ou le lieu d’implantation d’une in-
frastructure importante est menacé. 

(traduction)

énergétique étroitement concertée 
entre le secteur public et le secteur 
privé, et entre la Confédération, les 
régions, les cantons et les communes.

Cette concertation prendra les formes 
suivantes:
• au niveau fédéral: la Confédération 
élabore un plan sectoriel des réseaux 
énergétiques (PSRE) garantissant le tra-
cé des installations d’approvisionne-
ment en énergie. Elle désigne, en col-
laboration avec les entreprises énergé-
tiques et les cantons, les corridors ré-
servés à ces installations. Elle s’efforce, 
dans le cadre de sa collaboration avec 
les cantons, de faire converger le po-
tentiel d’énergies renouvelables avec 
les intérêts supérieurs de la Confédé-
ration et des cantons, et de pérenniser 
les résultats de cette coordination dans 
des plans;
• au niveau cantonal: les cantons éla-
borent à l’échelle cantonale une stra-
tégie indiquant le potentiel d’efficacité 
énergétique et d’exploitation des éner-
gies renouvelables, et prévoyant une 
utilisation efficace de ce potentiel. Ils 
intègrent cette stratégie dans le plan 
directeur cantonal en demandant aux 
communes de planifier les espaces ré-
servés à l’habitation, aux activités, à 
l’approvisionnement, à la formation et 
à la détente. Ils désignent par ailleurs 
les lieux de production d’énergies re-
nouvelables et l’emplacement des ins-
tallations de couplage chaleur-force, les 
sites pouvant accueillir des centrales 
et les corridors réservés aux lignes 
ou conduites. Pour ces études, ils tra-
vaillent essentiellement avec les entre-
prises énergétiques, les cantons voisins, 
les régions étrangères limitrophes ainsi 
que les régions et les communes, et re-
cherchent la participation de la Confé-
dération le plus tôt possible lorsque des 
intérêts nationaux sont touchés;
• au niveau communal: les communes 
élaborent des conceptions énergétiques 
tablant sur les économies d’énergie et 
l’utilisation d’énergies renouvelables, 
et les transposent dans leurs plans d’af-
fectation et leurs plans d’équipement. 

recours de plus en plus fréquents, la 
Confédération a proposé, il y a une di-
zaine d’années, aux entreprises élec-
triques de traiter les nouveaux projets 
dans le cadre d’une procédure de plan 
sectoriel au niveau fédéral (PSE). Cette 
procédure, initialement facultative, est 
devenue obligatoire par la suite pour 
les lignes des réseaux stratégiques. Elle 
sera réexaminée dans le cadre de la 
nouvelle stratégie énergétique.
• Il en va de même du stockage des dé-
chets nucléaires. En sa qualité de repré-
sentante du secteur énergétique, la NA-
GRA ne parvenait pas à apaiser les op-
positions manifestées par les cantons. 
La Confédération a donc proposé une 
procédure de plan sectoriel, qui permet 
une planification étroitement concer-
tée entre les cantons et les régions 
concernées et favorise la confiance ré-
ciproque.
• Pour l’éolien, les cantons sont 
confrontés à des problèmes compa-
rables. Les projets de parcs éoliens 
n’ont quasiment aucune chance de 
se concrétiser s’ils ne sont pas acti-
vement encouragés par les autorités 
compétentes. En d’autres termes, les 
cantons doivent anticiper la situation, 
avant que le promoteur ne dépose une 
demande d’autorisation, c’est-à-dire 
qu’ils doivent:
– identifier le plus tôt possible les inci-
dences des projets sur le territoire;
– étudier des alternatives et des va-
riantes d’implantation;
– assurer la coordination avec d’autres 
intérêts en présence;
– définir des mesures permettant de ré-
duire les incidences négatives des pro-
jets sur le territoire et l’environnement.

Dans de nombreux cas, il est utile d’in-
tégrer la Confédération à ces études 
préliminaires, car des intérêts fédéraux 
– par exemple la protection de la nature 
et du paysage, l’aviation ou le transport 
d’agents énergétiques – peuvent aussi 
contrecarrer des projets éoliens.
Comme le montrent les exemples ci-
dessus, la stratégie énergétique 2050 
rend indispensable une planif ication 
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Interview: Pieter Poldervaart
Photos: Henri Leuzinger

Les grands fournisseurs d’électricité en 

Suisse ne tablent que très timidement sur 

les énergies renouvelables. Cependant, les 

Services industriels des villes et les inves­

tisseurs privés se sont lancés depuis long­

temps dans le solaire, l’éolien et la géo­

thermie. M. Rolf Wüstenhagen, directeur de 

l’Institut d’économie et d’écologie de l’Uni­

versité de Saint-Gall, relève la progression 

rapide des mesures prises pour sortir du 

nucléaire à l’étranger. En Suisse également, 

les mesures de promotion de l’efficacité 

énergétique et des énergies renouvelables 

devraient permettre de gagner rapidement 

le pari de l’abandon du nucléaire.

Rolf Wüstenhagen, 1970, est directeur de l’Institut d’éco-

nomie et d’écologie et titulaire de la chaire « good ener-

gies  » de management des énergies renouvelables de 

l’Université de Saint-Gall. En 2007, cet ingénieur en éco-

nomie a obtenu son doctorat en rédigeant une thèse sur 

les énergies durables, intitulée Venturing for sustainable 

energy. En 2005, 2008 et 2011, il a enseigné à l’Université 

de Colombie britannique, à la Business School de Copen-

hague et à l’Université nationale de Singapour. Membre 

de la Commission fédérale pour la recherche énergé-

tique (CORE) de 2004 à 2010, il a représenté la Suisse de 

2008 à 2011 au sein de l’équipe de rédaction principale 

du Groupe d’experts intergouvernemental sur l’évolu-

tion du climat (GIEC) pour défendre le rôle des énergies 

renouvelables dans la protection du climat.

« Le tournant énergétique peut être pris  

plus rapidement qu’on ne le pense »

forum du développement territorial 3/2012



49

core, au début de 2012, que le photo-
voltaïque en Allemagne était aussi in-
congru qu’une plantation d’ananas en 
Alaska. Son successeur a reconnu que 
les coûts d’installation avaient baissé 
plus rapidement que prévu. Il a d’ail-
leurs lancé une réévaluation de la stra-
tégie du groupe. Mais il est vrai que 
les grands fournisseurs d’électricité 
sont confrontés à une dif f iculté nou-
velle: le photovoltaïque est produit et 
consommé de façon décentralisée, et 
la taille des entreprises ne constitue 
plus un avantage. Au contraire, les pe-
tits acteurs du marché sont souvent 
plus f lexibles et mieux implantés lo-
calement que les grosses entreprises.

En Suisse, le renouvelable se 
heurte souvent aux règles de  
l’aménagement du territoire.  
Comment l’Allemagne a-t-elle  
surmonté cette difficulté?

Les travaux législatifs concernant la loi 
allemande sur le courant injecté ont 
montré qu’il était extrêmement dif f i-
cile de démontrer la compatibilité pay-
sagère d’un projet éolien – et que de 
nombreux projets échouaient pour 
cette raison. Pour atteindre les objec-
tifs visés dans le domaine des énergies 
renouvelables, l’Allemagne a renversé 
le fardeau de la preuve: aujourd’hui, 
les éoliennes sont prioritaires en amé-
nagement du territoire, car le dévelop-
pement du renouvelable est souhaité 
par une grande partie de la population. 
Quiconque s’oppose à un projet prévu 
dans un site prioritaire défini doit prou-
ver que ce projet n’est pas conforme 
aux qualités du site. Cela a donné un 
net élan à la progression de l’éolien.

Les énergies renouvelables sont 
une chose, mais la question de  
l’efficacité énergétique est souvent 
passée sous silence…

Ces deux volets stratégiques sont com-
plémentaires: plus on économisera 
d’énergie, plus il sera facile de couvrir 
les besoins restants par le renouve-

Comment désamorcer ces ten­
sions?

Une coordination nationale peut y 
contribuer, mais seulement dans une 
certaine mesure. On voit les possibili-
tés et limites d’une telle coordination, 
quand il s’agit de rechercher des sites 
susceptibles d’accueillir des déchets 
nucléaires: la Confédération s’efforce 
d’associer tous les acteurs concernés 
en mettant en place des procédures 
laborieuses. A la fin, il faut toutefois 
qu’une région avale la pilule – je suis 
d’ailleurs curieux de voir quel compro-
mis sera trouvé entre les besoins na-
tionaux et locaux. L’éolien a l’avantage 
d’être considéré comme une énergie 
d’avenir par de larges couches de la 
population.

A l’heure actuelle, on assiste à  
une ruée sur les sites de produc­
tion d’énergies renouvelables.  
Les grands fournisseurs lorgnent 
même du côté de l’étranger…

On investit tant en Suisse qu’à l’étran-
ger. Axpo et Alpiq privilégient les 
grandes installations à l’étranger alors 
que les Services industriels des villes, 
les propriétaires privés, les petites en-
treprises et les paysans sont principa-
lement actifs en Suisse. La liste d’at-
tente des projets de production d’élec-
tricité photovoltaïque dépendant de la 
rétribution du courant injecté à prix 
coûtant (RPC) est éloquente: 83 % des 
demandes émanent d’entités n’ayant 
aucun lien avec les fournisseurs d’élec-
tricité traditionnels. Cela prouve que 
de nombreux acteurs non rattachés au 
secteur énergétique sont actifs sur le 
plan intérieur.

Pourquoi les fournisseurs d’élec­
tricité bien établis sont-ils si hési­
tants?

Les mentalités évoluent avec les chan-
gements de génération. L’ancien pré-
sident du comité directeur du conglo-
mérat allemand RWE af f irmait en-

Il y a un peu plus d’une année, le 
Conseil fédéral et le Parlement ont 
décidé d’abandonner le nucléaire. 
Avec quelles conséquences?

Cette décision a fait bouger beaucoup 
de choses. De nombreux cantons, 
villes et communes ont réfléchi à ce 
qu’ils pouvaient faire pour contribuer à 
cette nouvelle évolution. Certains, par 
exemple la ville de Saint-Gall, ont pris 
cette décision comme un encourage-
ment à poursuivre leur politique. Six 
mois avant Fukushima, lors d’une vo-
tation sur leur politique énergétique, 
les Saint-Gallois avaient en effet ac-
cepté d’abandonner le nucléaire à l’ho-
rizon 2050. 
Mais pour les trois grands fournis-
seurs d’électricité (Alpiq, Axpo et 
FMB), le déf i semble plus dif f icile à 
surmonter: les recettes sur lesquelles 
ils pouvaient compter jusqu’ici vont 
se tarir à moyen terme, et les sites 
nucléaires, se transformer en sites 
contaminés – cela, au moment-même 
où ils devront consentir à d’impor-
tants investissements pour ouvrir de 
nouveaux champs d’activités.

Quelles seront les conséquences 
sur le paysage si les fournisseurs 
d’électricité se mettent à investir 
dans les énergies renouvelables?

La géothermie est le secteur qui pose 
le moins de problèmes paysagers du 
fait que les infrastructures sont prin-
cipalement souterraines. La question 
est plus délicate pour l’éolien, surtout 
lorsqu’il s’agit de construire des instal-
lations sur des crêtes, emplacements 
sensibles d’un point de vue paysager. 
Les sites exploités jusqu’à présent dans 
le Jura bernois nous montrent toutefois 
que les chances d’acceptation de nou-
veaux projets sont meilleures lorsqu’il 
existe déjà un site d’exploitation et 
que la population locale en tire un bé-
néfice. Les oppositions aux éoliennes 
émanent surtout de citadins proprié-
taires de résidences secondaires si-
tuées dans un cadre idyllique.
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pouvons, si nous utilisons parcimo-
nieusement nos ressources, contribuer 
ainsi à préserver la liberté d’action des 
générations suivantes.

L’efficacité énergétique devrait 
également être intégrée à la plani­
fication des cités. Est-ce mission 
impossible?

Malheureusement, ce potentiel est en-
core beaucoup trop peu exploité. Pour-
tant, l’organisation du territoire serait 
un levier central si l’on voulait un ave-
nir énergétique durable. La réalité, je 
l’observe pendant mes loisirs, lorsque 
je fais de la course d’orientation: de-
puis seize ans que je vis en Suisse, j’ai 
remarqué une forte accélération du mi-
tage du paysage par des constructions. 
Certes, le bas niveau des taux d’inté-
rêt et la croissance de la population 
y ont contribué. Cependant, les gens 
qui construisent dans des endroits qui 
les rendent tributaires d’une voiture 
doivent s’attendre à voir leur facture 
énergétique exploser.

Les offres de courant écologique 
sont dans l’air du temps. Comment 
peut-on améliorer leur marketing?

Notre institut a travaillé sur cette 
question avec les Services industriels 
de la ville de Saint-Gall. En 2010, dans 
le cadre de la votation populaire ci-
tée précédemment, nous avons propo-
sé l’introduction du « Green Default »: 
après quelques années d’expériences 
de marketing, au cours desquelles 
nous avions réussi à convaincre 10 % 
environ de la clientèle d’acheter du 
courant écologique, le courant issu du 
renouvelable est devenu LE nouveau 
standard. Aujourd’hui, si un Saint-Gal-
lois veut absolument du courant nu-
cléaire, il doit le demander expressé-
ment. En effet, nous avons observé 
que 80 % des clients ne réagissent pas 
aux modifications de l’offre – dans la 
mesure où celle-ci correspond plus ou 
moins à leurs préférences. Cette ma-
nière de faire est donc envisageable, 

En 2008 aux Etats-Unis, quand le plein 
d’essence a dépassé les 100  dollars, 
un seuil psychologique a été franchi. 
Chez nous, la limite symbolique se si-
tue à 2 francs par litre d’essence. Pour 
l’électricité, nous sommes encore très 
éloignés d’un tel seuil magique. Tant 
que la facture d’électricité reste bien 
plus basse que celle des caisses-ma-
ladie ou du mobile, les gens seront 
sourds et aveugles. Il en va tout autre-
ment lorsque le renouvelable et l’effi-
cacité énergétique se soutiennent mu-
tuellement. Par exemple, un proprié-
taire d’immeuble qui pose une installa-
tion photovoltaïque sera automatique-
ment plus conscient de sa consomma-
tion d’énergie.

Venons-en au rôle de l’Etat: doit-il 
encourager le tournant énergétique 
par le bâton ou la carotte?

Chacune de ces deux stratégies a ses 
avantages. Dans une société démocra-
tique, les incitations à des actions vo-
lontaires font partie du paysage. Mais 
les incitations ne suff isent pas tou-
jours. Jamais on n’aurait pu introduire 
le catalyseur et l’essence sans plomb 
sans prescriptions contraignantes.

Donc les contraintes sont utiles?

Oui, il est très utile de f ixer des va-
leurs contraignantes pour la consom-
mation maximale des voitures ou pour 
les besoins de chauffage des nou-
velles constructions. En effet, les pro-
blèmes climatiques et la perte de la va-
leur ajoutée qui part vers les pays pro-
ducteurs de pétrole sont des questions 
plus graves pour notre société que la 
protection des intérêts particuliers. 
Un autre exemple illustre l’utilité de 
prescriptions contraignantes: l’éclai-
rage. Personnellement, je n’arrive pas 
à comprendre pourquoi il faudrait être 
plus attaché à la liberté d’acheter des 
ampoules à incandescence inefficaces 
qu’à l’économie de 80  % d’électricité 
obtenue grâce à l’utilisation de lampes 
LED modernes – d’autant plus que nous 

lable. Ce raisonnement est particuliè-
rement éloquent si on l’applique au le 
trafic: une voiture de 2 tonnes consom-
mant 15  litres aux 100  kilomètres ne 
peut être alimentée en agro-carburant 
qu’à un prix exorbitant, alors qu’un vé-
lo à assistance électrique, pesant cent 
fois moins, peut rouler sans problème 
avec une infime partie de cette énergie, 
même d’origine écologique. 

N’est-il pas bien plus plaisant de 
commercialiser des panneaux so­
laires à la pelle, plutôt que de faire 
des économies d’électricité?

Tout ce qui est de l’ordre de la crois-
sance est beaucoup plus motivant. En 
effet, la croissance est associée à des 
valeurs positives. Les gens ont ten-
dance à juger négativement toute res-
triction. Or le potentiel d’économie 
dans ce domaine est énorme. Nous le 
savons depuis plusieurs décennies.

Pourquoi n’a-t-on pas exploité ce 
potentiel?

Il est difficile de motiver les gens, et 
jusqu’à présent, on ne disposait ni 
de conditions-cadres, ni de modèles 
économiques adéquats pour gagner 
de l’argent en faisant des économies 
d’énergie. 

L’énergie n’était-elle donc pas as­
sez chère?

Le bas prix de l’énergie y est pour 
beaucoup: si, par exemple, un comp-
teur intelligent coûte 100 francs, alors 
qu’une lessive en machine ne coûte 
que 20  centimes, il faut attendre très 
longtemps pour que le gain en effica-
cité, calculé en francs et en centimes, 
soit rentable, et pour amortir le comp-
teur intelligent. Cependant, pour les 
chauffages, la hausse du prix du ma-
zout a incité les gens à s’équiper de 
technologies intelligentes.

De combien doivent monter les prix 
pour susciter une réaction?

forum du développement territorial 3/2012
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dans celle des pays du Golfe persique. 
L’efficacité énergétique diminue cette 
fuite de capital. De plus, les énergies 
renouvelables produites régionale-
ment génèreront de la valeur ajoutée 
sur place.

Pouvez-vous nous en dire plus, 
concrètement?

La ville de Saint-Gall, par exemple, qui 
a le projet de réaliser une centrale 
géothermique, investit 150 millions de 
francs. Si le projet réussit, il permet-
tra de couvrir la moitié des besoins de 
chaleur et 5 % des besoins d’électricité 
de la ville. Or, à l’heure actuelle, Saint-
Gall dépense chaque année 150 mil-

par ailleurs se rendre compte que les 
coûts augmenteront si nous n’investis-
sons pas dans le secteur énergétique: 
le secteur du nucléaire devra affronter 
des risques non couverts et les éner-
gies fossiles seront confrontées à des 
phénomènes de raréfaction très coû-
teux. Ne rien faire coûte à long terme 
davantage qu’investir dans l’efficacité 
et le renouvelable.

Mais l’argent investi n’est plus là…

Bien au contraire! La politique énergé-
tique menée jusqu’à présent fait qu’un 
important pourcentage de nos dé-
penses énergétiques va dans la poche 
des pays fournisseurs d’uranium et 

car la différence de prix d’un centime 
par kilowattheure est minime. Les Ser-
vices industriels EWZ de la ville de Zu-
rich procèdent de la même manière 
qu’à Saint-Gall. Aujourd’hui, 90  % des 
ménages saint-gallois achètent du cou-
rant issu du renouvelable et un petit 
nombre d’entre eux ont décidé d’aller 
plus loin dans la démarche, et de ne 
consommer que du courant écologique 
issu d’une part plus importante de pho-
tovoltaïque. Les 4 millions de francs 
de recettes annuelles supplémentaires 
sont consacrés au développement de 
la production d’électricité verte. 

On pourrait également créer des 
taxes d’incitation qui favorise­
raient le courant écologique. Quel 
devrait en être le montant pour at­
teindre une certaine efficacité?

Les taxes d’incitation sont utiles, mais 
ne constituent pas une recette miracle. 
Selon ma facture d’électricité, je paie 
0,48 centimes le kilowattheure pour la 
rétribution du courant injecté à prix 
coûtant (RPC). Cela représente un sup-
plément de 8 francs par année pour 
notre ménage – une bien faible inci-
tation pour me pousser à économiser 
l’électricité. Par conséquent, je peine 
à comprendre pourquoi les opposants 
à cette démarche accordent tant d’im-
portance au plafonnement de la RPC 
photovoltaïque. Une augmentation des 
fonds pour la RPC aurait un double ef-
fet positif: une croissance de la pro-
duction d’énergies renouvelables et, 
simultanément, un effet sensible sur 
la consommation d’électricité.

Avec ou sans RPC, nous devrons 
nous montrer plus offensifs et in­
vestir davantage dans les infras­
tructures énergétiques. En avons-
nous les moyens?

Il faut d’abord constater que, ces der-
nières années, le prix de l’énergie a 
considérablement baissé par rapport à 
d’autres produits, ce qui n’a guère fa-
vorisé les économies d’énergie. Il faut 
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l’«initiative des villes pour la politique 
sociale» dans plusieurs villes montre 
que le malaise s’accroît. Cependant le 
monde politique ne réagit que très ti-
midement.

Pourquoi n’y a-t-il pas un élan ana­
logue à celui qui s’est produit pour 
la sortie du nucléaire?

La question de la mobilité est très 
chargée émotionnellement. Avant les 
élections, personne n’ose parler de ré-
duire le trafic automobile – même si la 
moitié de la population des villes vit 
déjà sans voiture.

Et pourtant vous êtes confiant en 
l’avenir du renouvelable et de l’effi­
cacité énergétique!

Les exemples d’autres pays nous 
montrent que tout est possible. Il est 
primordial de créer les conditions 
d’aménagement du territoire qui per-
mettront aux particuliers de dévelop-
per leurs initiatives. La liste des de-
mandes pour l’obtention de la RPC 
compte 20’000  projets, démontrant 
que le tournant énergétique corres-
pond à un objectif largement soutenu 
par la société.

(traduction)

courant nucléaire; désormais, ces lacs 
serviront à absorber les pointes de pro-
duction d’énergie éolienne et solaire. 
Une bonne diversification des agents 
énergétiques et des sites de produc-
tion pourra stabiliser le système: par 
mauvais temps, le vent souffle plus 
fort, et par beau temps, le solaire four-
nit beaucoup de courant; la biomasse, 
quant à elle, permet d’adapter la pro-
duction aux besoins. Le stockage ré-
gional prendra de l’importance, que ce 
soit sous la forme de batteries ou d’hy-
drogène, ou grâce à la flexibilisation de 
la demande.

La Suisse est-elle donc capable de 
prendre le tournant énergétique?

Oui. L’Autriche nous démontre qu’il 
est possible de vivre sans énergie nu-
cléaire. Grâce à sa force hydraulique, la 
Suisse dispose d’excellents atouts. De 
plus, elle a, par rapport à l’Allemagne, 
davantage de temps devant elle pour 
sortir du nucléaire – ce qui lui permet-
tra de bénéficier de l’expérience de 
celle-ci.

Comment, par exemple?

Les changements peuvent aller beau-
coup plus vite qu’on ne le croit: il y a 
dix ans, la Bavière avait une production 
de courant photovoltaïque de 100 mé-
gawatts – autant que la Suisse en 2010. 
Entre-temps, la Bavière produit 9000 
mégawatts. Ses nouvelles installations 
produiront, ces douze prochains mois, 
l’équivalent de 15 % de nos besoins en 
électricité. La Suisse pourrait donc at-
teindre une production analogue dans 
une ou deux décennies, et ce, d’au-
tant plus facilement que les coûts au-
ront considérablement baissé. Je suis 
beaucoup plus optimiste que certains 
offices fédéraux.

Dans quel domaine êtes-vous pes­
simiste?
La mobilité est un domaine où le com-
portement de la population ne change 
que très lentement. L’acceptation de 

lions de francs pour acheter des éner-
gies et carburants fossiles, au lieu de 
créer des emplois dans la région.

Mais, ces derniers temps, les 
firmes cleantech doivent affronter 
de grosses turbulences, comme  
le démontrent les exemples de  
Q-Cells et Solarword en Allemagne, 
ou les difficultés de Meyer Burger. 
Devrons-nous acheter la technolo­
gie en Chine pour pouvoir prendre 
le tournant énergétique?

La répartition internationale du travail 
pour la production de masse de cel-
lules solaires suit les mêmes contin-
gences que celles du secteur auto-
mobile. De plus, la Chine ne se forma-
lise pas pour subventionner son indus-
trie: le ministère états-unien a calcu-
lé qu’elle investissait chaque année 30 
à 40  milliards de dollars dans la pro-
duction de matériel photovoltaïque. La 
Chine a simplement reconnu que cette 
technologie représentait un marché gi-
gantesque. Dans l’éolien, elle a égale-
ment pris un rôle de leader.

L’Europe s’est-elle donc fait larguer?

La Suisse ne peut pas mener une po-
lit ique industrielle selon le modèle 
chinois. Nous devons donc rester dans 
le coup en tant que fournisseur spé-
cialisé – c’est notre grande force au-
jourd’hui. De plus, l ’installation et 
la maintenance des infrastructures 
d’énergies renouvelables nécessitent 
le recours à des entreprises régionales.

A propos de la nouvelle politique 
énergétique, on mentionne souvent 
le stockage et le transport d’éner­
gie comme facteurs limitants. 
Quels sont les risques réels?

La décentralisation de la production 
d’électricité entraîne à moyen terme 
une modif ication des réseaux. Les 
schémas commerciaux habituels de-
vront évoluer: la nuit, on stockait dans 
des lacs de montagne les excédents de 
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En 2011, le Conseil fédéral et le Parlement 

ont pris la décision de sortir à moyen terme 

du nucléaire. Il faut donc couvrir 40 % de la 

demande d’électricité en Suisse d’une autre 

manière. On pense aux économies d’éner­

gie, puis à des installations de production 

d’énergies alternatives encouragées par les 

pouvoirs publics. Sur le plan pratique toute­

fois, divers intérêts, également publics, 

s’opposent souvent à ces réalisations.

Planifier avant de subventionner

Martin Pfisterer
martin.pfisterer@bkw-fmb.ch
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En 2010, les Chambres fédérales ont 
accepté de doubler le budget de la 
RPC, qui est passé de 250 à 500  mil-
lions de francs. En dépit du feu vert 
du Parlement, la Confédération a tou-
tefois renoncé à relever de 0,45 à 0,9 
centimes à partir de 2013 le supplé-
ment sur le kilowattheure dont s’ac-
quittent les consommateurs d’électri-
cité. Elle a justif ié cette décision en 
arguant du fait que de nombreux pro-
jets, surtout hydrauliques et éoliens, 
«font encore l’objet de longues procé-
dures d’autorisation». Les millions de 
francs disponibles pour la promotion 
du renouvelable ne peuvent donc pas 
être utilisés. Où est le problème?

Les plans d’aménagement négligés

La RPC a créé une ambiance de ruée 
vers l’or. Du jour au lendemain, des in-

Energies alterna­
tives trop subven­
tionnées?

A la suite de plu-
sieurs accidents nu-
cléaires, dont cer-
tains ont eu de graves 
conséquences, le nu-
cléaire s’est heur-
té à une critique de 
plus en plus virulente. 
Des solutions alterna-
tives avaient été étu-
diées dès les années 
quatre-vingt. Les FMB 
font partie des entre-
prises électriques qui 
ont très vite relevé 
ces nouveaux défis.
A cette époque, les 
FMB ont créé le très 
apprécié Club FMB 
pour les  écono
mies d ’é lec t r ic i té 
(198 8 )  c o m p t a n t 
80’000 membres, et 
ont construit la plus 
grande centrale so-
laire d’Europe sur le 
Mont-Soleil (1990), la 
centrale au gaz de décharge de Teuftal 
(1990) et la première éolienne suisse 
du Mont-Crosin (1996). Cela, sur la 
base du premier plan directeur éolien 
et d’une conception paysagère de nou-
velle génération.
A partir de l’an 2000, la Confédération, 
les cantons et les communes n’ont 
cessé d’encourager – essentiellement 
par un soutien f inancier – les écono-
mies d’énergie (c’est-à-dire l’utilisa-
tion efficace de l’énergie) et les éner-
gies renouvelables. L’introduction, en 
2009, de la rétribution du courant in-
jecté à prix coûtant (RPC), inspirée du 
modèle allemand, déclencha comme 
souhaité un boom des demandes de 
rétribution pour construire de petites 
centrales hydrauliques, des installa-
tions solaires, des éoliennes, et pour 
promouvoir l’exploitation de la bio-
masse et de la géothermie.

Remplacer les 40 % d’électricité que 
produisent les cinq centrales nu-
cléaires suisses, dont l’arrêt a été dé-
cidé, est une tâche très exigeante. A la 
différence de l’Allemagne, les possibi-
lités d’implantation sont extrêmement 
limitées dans notre beau pays, si exigu 
et densément construit.
Les grands projets dans le domaine hy-
draulique, principale source d’énergie 
dans notre pays, se heurtent depuis 
des décennies à des résistances crois-
santes. Jusqu’en 1960, les entreprises 
électriques ont augmenté leur capaci-
té de production quasiment exclusive-
ment par la construction de centrales 
hydrauliques. Les oppositions toujours 
plus nombreuses des milieux de la 
protection de la nature et du paysage, 
ainsi que des régions concernées, ont 
contraint ces entreprises à explorer 
d’autres voies.
A cette époque, on misait essentiel-
lement sur les centrales thermiques à 
mazout. Les grandes entreprises élec-
triques FMB, EOS et NOK se lancèrent 
dans de tels projets. Néanmoins, seule 
la centrale thermique de Vouvry (VS) 
fut réalisée. Sous la pression de l’orga-
nisation écologiste leader LSPN (Ligue 
suisse de la protection de la nature) 
et du conseiller fédéral en charge du 
dossier énergie d’alors, Willy Spühler 
(PS), les FMB et les NOK construisirent 
les centrales nucléaires de Beznau et 
Mühleberg, et abandonnèrent leurs 
projets de centrales thermiques.
Les protecteurs de la nature, en par-
ticulier Jakob Bächtold, président de 
la LSPN, voyaient dans l’énergie nu-
cléaire une possibilité de produire de 
l’électricité de manière efficace sans 
CO2 et à proximité des habitations, 
et de renoncer à l’aménagement de 
lignes électriques peu esthétiques 
dans le paysage, pour le transport de 
l’électricité depuis les régions alpines 
et rurales vers les agglomérations de 
Zurich, Bâle et Berne. 

Premier plan directeur des éoliennes de Suisse et conception du 
paysage
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Dans notre beau pays si exigu et den-
sément peuplé, la création de nom-
breuses installations de production 
d’énergie renouvelable souhaitée par 
la Confédération ne peut se faire que 
sur la base d’une politique d’aména-
gement du territoire et d’une poli-
tique de l’énergie concertées entre la 
Confédération, les cantons et les com-
munes. Sans cette base indispensable, 
les subventions ne permettent pas 
d’obtenir les résultats souhaités.

(traduction)

Martin Pfisterer, 1949, a 

suivi une formation en 

droit aux Universités de 

Genève, Berne et Washing-

ton DC. Il est docteur en 

droit, avocat, notaire et spécialiste RP diplômé, 

membre de la direction du groupe FMB SA, à 

Berne, président de sol-E Suisse SA (Berne), 

JUVENT SA (Saint-Imier), Energie bois Grin-

delwald, société du Mont-Soleil (Saint-Imier) 

et vice-président d’Energie du Jura (Delémont), 

membre du comité de gestion d’EURELECTRIC 

(Union européenne de l’industrie électrique) 

à Bruxelles.

Avant l’introduction de la RPC, la coor-
dination entre les autorités fédérales, 
cantonales et communales exigée 
par la LAT n’avait pas eu lieu. Alors 
que la loi le prévoit, les territoires où 
sont autorisées ou au contraire inter-
dites des installations de production 
d’énergies renouvelables n’ont pas 
été désignés. Les corridors réservés 
aux conduites de transport d’électri-
cité nécessaires au raccordement des 
installations de production d’énergies 
renouvelables n’ont pas été désignés 
non plus. Cela a eu des effets désas-
treux. La multiplication des opposi-
tions aux sites de production d’éner-
gies renouvelables ne saurait donc 
étonner.
Selon notre expérience de plusieurs 
années en matière de réalisation de 
petites centrales hydrauliques, éo-
liennes ou de production d’énergie à 
partir de biomasse, un travail minu-
tieux de planif ication au sens de la 
LAT est indispensable. La rapide mise 
à disposition de millions de francs 
pour encourager les énergies renou-
velables, mais sans concertation préa
lable avec les cantons et les com-
munes en matière d’aménagement du 
territoire, fait que l’opération rate sa 
cible. Le problème est là.

vestisseurs de Suisse et de l’étranger 
ont déposé, conformément aux dispo-
sitions simples sur la RPC, un grand 
nombre de demandes pour des pro-
jets de production d’énergies renouve-
lables. Souvent, ces projets n’avaient 
pas été discutés avec les autorités 
communales et cantonales compé-
tentes – ou l’avaient été insuff isam-
ment. I ls sont même souvent irréa-
listes. Le système de RPC s’est bloqué 
de lui-même.
Ces blocages sont dus pour l’essen-
tiel au fait que l’aspect de l’aména-
gement du territoire a été négligé. En 
tant que subvention aux énergies re-
nouvelables, la RPC constitue une ac-
tivité «qui modifie l’utilisation du sol 
ou l’occupation du territoire»; il s’agit 
donc d’une activité ayant des effets 
sur l ’organisation du territoire, au 
sens de la loi sur l’aménagement du 
territoire (LAT). Selon cette dernière, 
la Confédération, les cantons et les 
communes doivent veiller à coordon-
ner leurs activités ayant des effets sur 
l’organisation du territoire. Dans le 
cadre de l’élaboration de leur plan di-
recteur, qui lie également la Confédé-
ration et les communes, les cantons 
peuvent donc effectuer cette coordi-
nation (art. 10 LAT).

Centrale solaire et centre de recherche Mont-Soleil
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Raimund Rodewald
r.rodewald@sl-fp.ch

La protection du paysage n’empêche pas  

de trouver des solutions

L’abandon du nucléaire ne doit pas se tra­

duire par un abandon de la protection de la 

nature et du paysage. L’objectif est de dé­

velopper les énergies renouvelables selon 

la devise: « Mieux vaut un rendement maxi­

mal pour des atteintes minimales, que l’in­

verse ». Nous serions aussi bien avisés 

d’établir des plans directeurs de l’énergie 

supra cantonaux. Pour ce faire, la Fondation 

suisse pour la protection et l’aménagement 

du paysage présente pour la première fois 

sa grille d’évaluation.
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A l’automne 2011, le Conseil fédé-
ral et les Chambres fédérales ont dé-
cidé de sortir du nucléaire. Des ef-
forts très importants devront doréna-
vant être consentis pour remplacer la 
production des centrales nucléaires. 
Le premier objectif sera de réduire la 
consommation d’électricité. Le déve-
loppement des énergies renouvelables 
n’est pas seulement souhaitable, il ré-
pond à une nécessité. 
En 2011, la consommation énergé-
tique en Suisse a certes diminué tem-
porairement de 6,5 %, et ce, en raison 
des conditions météorologiques fa-
vorables; mais selon les statistiques 
et perspectives à long terme, elle n’a 
cessé d’augmenter depuis 1980. Si la 
croissance de la consommation se 
poursuit, les énergies renouvelables 
devront non seulement remplacer le 
courant nucléaire, mais également 
couvrir l’augmentation de la demande. 
Le développement des énergies renou-
velables doit toutefois également tenir 
compte des intérêts de la nature et du 
paysage, et par conséquent des êtres 
humains.

La stratégie énergétique du Conseil fé-
déral a pour objectif d’augmenter de 
22,6 TWh la production d’électricité is-
sue des énergies renouvelables d’ici 
2050. Les énergies renouvelables de-
vront remplacer l’énergie nucléaire 
d’origine suisse et compenser la dis-
parit ion progressive des droits de 
prélèvement dans des centrales nu-
cléaires à l’étranger. Deux questions 
se posent du point de vue de la pro-
tection du paysage:
• Le développement des énergies re-
nouvelables doit-il se faire uniquement 
en Suisse, ou la part correspondant aux 
droits de prélèvements existants peut-
elle être couverte par des investisse-
ments suisses dans des centrales éo-
liennes ou solaires implantées dans des 
endroits appropriés à l’étranger?
• Comment ce développement peut-
il se faire sans atteintes massives aux 
paysages naturels et ruraux que nous 
avons réussi à préserver jusqu’ici?

Grandes centrales 
hydrauliques

Rendement énergétique

élevé faible 

Grande chute utilisable et/ou 
importants débits 

Petite chute utilisable et 
faibles débits
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Courte déri-
vation du 
cours d’eau 
et lac d’ac-
cumulation 
sur un court 
tronçon

•	 Exploitation de cours d’eau 
alpins de fond de vallée, 
hors IFP

•	 Exploitation partielle de 
rapides à forte dénivellation 
sur de grands cours d’eau 
du Plateau                          1

•	 Exploitation secondaire du 
débit résiduel de grands 
cours d’eau

•	 Exploitation partielle de 
rivières alpines de fond de 
vallée 

   2
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Longue déri-
vation du 
cours d’eau 
ou lac d’ac-
cumulation 
sur un long 
tronçon

•	 Mise en eau de tronçons na-
turels de grands cours d’eau 
du Plateau

•	 Mise en eau de plaines allu-
viales alpines, hors IFP 

•	 Exploitation de ruisseaux la-
téraux non encore captés 
pour agrandir le bassin ver-
sant de centrales à haute 
pression                           3

•	 Surélévation de barrages sur 
de grands cours d’eau du 
Plateau, hors IFP

•	 Exploitation restreinte de 
ruisseaux latéraux non en-
core captés pour agrandir le 
bassin versant de centrales 
à haute pression

                             3

•	 Surélévation de barrages sur 
d’importants cours d’eau 
du Plateau répertoriés dans 
l’IFP

                                       4

•	 Exploitation ou mise en eau 
de ruisseaux et tronçons de 
cours d’eau non encore cap-
tés ou de plaines alluviales 
alpines dans des paysages 
intacts ou répertoriés dans 
l’IFP                                   4

Grille d’évaluation de la Fondation suisse pour la protection du paysage (FP) 
pour les projets de production d’électricité à partir d’énergies renouvelables

La réponse à la deuxième question in-
sinue un doute quant à notre capacité 
effective à conserver nos paysages re-
marquables. En effet, même les zones 
protégées d’importance nationale ne 
sont plus un obstacle à l’implanta-
tion d’installations énergétiques; et 
les expertises de la Commission fé-
dérale pour la protection de la nature 

et du paysage (CFNP) ne pèsent plus 
lourd au plan politique. Nous risquons 
de perdre nos acquis traditionnels 
que sont notre capacité à mener une 
pesée sérieuse des intérêts en pré-
sence, notre habitude d’analyser des 
variantes et notre longue tradition de 
protection, concrétisée dans l’inven-
taire IFP. 

Classement Rang 1
Sites à exploi-
ter en 1re prio-
rité

Rang 2 
Sites à exploi-
ter en 
2e priorité

Rang 3 
Site à ne pas ex- 
ploiter, ou seu-
lement à titre 
subsidiaire1

Rang 4
Exploitation 
proscrite

Impacts paysa-
gers 

Rendement 
énergétique

Incidences pay-
sagères faibles 

Rendement 
élevé

Incidences pay-
sagères faibles 

Rendement 
faible à élevé

Incidences pay-
sagères impor-
tantes

Rendement 
faible à élevé

Incidences pay-
sagères impor-
tantes

Exploitation 
inadmissible

1Utilisation à titre subsidiaire = après épuisement des potentiels de 1re et 2e priorité
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Installations  
photovoltaïques

Rendement énergétique

élevé faible

Grande puissance nominale 
par rapport à la surface

Faible puissance nominale par 
rapport à la surface
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Emplace-
ments liés à 
leur destina-
tion, sur des 
toitures et 
infrastruc-
tures ou liés 
à des sys-
tèmes d’ap-
provisionne-
ment local

•	 Toits et façades de bâti-
ments administratifs et in-
dustriels, toits d’étables et 
de granges

•	 Surfaces d’infrastructures 
(murs anti-bruit, parava-
lanches)

•	 Surfaces flottantes sur des 
lacs artificiels ou des re-
tenues qui ne sont plus 
proches de l’état naturel

•	 Parcs solaires indépendants 
dans des zones d’activités 
(affectation secondaire)   1

•	 Maisons pourvues de toi-
tures complexes, de lu-
carnes et de vélux

•	 Petites installations auto-
nomes pour systèmes d’ap-
provisionnement local

              2

fo
rt

Emplace-
ments dans 
des sites 
protégés ou 
isolés dans 
le paysage

Parcs solaires isolés dans 
des paysages non protégés, à 
proximité de grandes infras-
tructures                                3

Toitures de bâtiments appar-
tenant au patrimoine bâti dans 
des sites protégés d’impor-
tance nationale (inventaire 
ISOS)      

                      4•	 Parcs solaires implantés au 
milieu de nulle part dans le 
Jura et dans les Alpes

•	 Parcs solaires implantés sur 
de bonnes terres cultivables 
sur le Plateau                     4

Les tableaux présentent une grille 
d ’évaluat ion de projets concer-
nant l’éolien, l’hydraulique et le so-
laire. Cette grille pourrait servir de 
référence pour l’établissement d’un 
plan directeur de l’énergie. Elle tient 
compte de plusieurs études et de l’ex-
périence de la FP. Elle classe les pro-
jets de centrales en catégories. La ca-
tégorie prioritaire est attribuée à des 
projets qui offrent un rendement éle-
vé, pour une atteinte minimale à des 
paysages, écosystèmes, sites ou mo-
numents dignes de protection. Ces 
projets doivent être développés en 
premier lieu.

Pour éviter une telle régression, il se-
rait vital que le développement des 
énergies renouvelables en Suisse et à 
l’étranger ait pour objectif prioritaire 
d’éviter les dommages sociaux et éco-
logiques collatéraux. Les solutions à 
l’emporte-pièce sont certainement les 
pires. Les centrales à gaz pourraient, 
certes, combler à titre temporaire des 
lacunes d’approvisionnement, mais 
elles posent problème du point de vue 
de la protection du climat, même si ce 
n’est que transitoirement.

Les réseaux d’électricité ont  
un impact sur le paysage

La Constitution fédérale demande 
d’œuvrer à l’établissement d’un équi-
libre durable entre la nature et son 
utilisation par l’être humain (art.  73) 
tout en veillant à une utilisation me-
surée du sol (art. 75) et à ménager les 
paysages (art.  78). Ces dispositions 
constitutionnelles de même rang per-
mettent de conclure que les intérêts 
de la protection de la nature et du pa-
trimoine doivent être pris en consi-
dération avec la même force que les 
autres. 
Cette observation est corroborée par 
un arrêt récent du Tribunal fédéral à 
propos de la mise en souterrain de 

Petites centrales  
hydrauliques 

Rendement énergétique

élevé
faible (< 10 MW de puissance 
nominale)

Grande chute utilisable Petite chute utilisable 

Im
p

a
ct

 s
u

r 
le

 p
a

y
sa

g
e

fa
ib

le

Courts 
tronçons de 
cours d’eau 
avec débits 
résiduels

Exploitation de torrents alpins 
de vallées latérales débou-
chant en hauteur dans la val-
lée principale, avant qu’ils ne 
rejoignent la rivière de fond de 
vallée, hors IFP

                             1

•	 Utilisation d’anciens canaux 
industriels;

•	 Exploitation partielle de tor-
rents alpins de vallées laté-
rales débouchant en hauteur 
dans la vallée principale, 
avant qu’ils ne rejoignent 
la rivière de fond de vallée, 
répertoriés dans l’IFP          2
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Courts 
tronçons de 
cours d’eau 
avec débits 
résiduels

Exploitation de torrents alpins 
non encore captés, débou-
chant en surplomb dans la val-
lée principale, en formant des 
chutes d’eau bien visibles     4

Exploitation partielle de tor-
rents alpins non encore cap-
tés, débouchant en surplomb 
dans la vallée principale, en 
formant des chutes d’eau bien 
visibles                                  3

Longs tron-
çons de 
cours d’eau 
avec débits 
résiduels

•	 Exploitation de torrents al-
pins et de petits cours d’eau 
non encore captés hors IFP

•	 Augmentation d’exploitation 
de torrents alpins et de pe-
tits cours d’eau déjà captés 
hors IFP                             3

•	 Exploitation partielle de 
torrents alpins et de petits 
cours d’eau non encore cap-
tés

•	 Exploitation de cours d’eau 
de faible pente du Plateau 
hors IFP                            3

Exploitation de torrents alpins 
et de petits cours d’eau non 
encore captés répertoriés dans 
l’IFP                                       4

Exploitation de petits cours 
d’eau à courant lent du Plateau 
répertoriés dans l’IFP

   4



59

lignes à haute tension dans la com-
mune de Riniken.
La nature et le paysage peuvent être 
considérablement altérés par des ins-
tallations de production d’énergie. Il 
importe par conséquent d’intégrer les 
infrastructures de transport de l’élec-
tricité dans la réflexion, au même titre 
que les centrales: le projet d’exten-
sion de notre réseau de lignes élec-
triques aériennes de quelque 1000  ki-
lomètres va densifier le réseau. Rares 
seront encore les horizons dépourvus 
de mâts, de poteaux et de lignes.

Plan directeur cantonal de l’énergie: 
une voie royale

Une stratégie énergétique durable 
doit s’inspirer des articles 73 à 78 de 
la Constitution fédérale, et des dispo-
sitions de protection cantonales en la 
matière, dont l’établissement remonte 
bien souvent à plusieurs décennies. 
Les crêtes du Jura dans le canton de 
Soleure, le Greifensee, le Randen et les 
crêtes du Jura neuchâtelois comptent 
au nombre de ces zones cantonales 
protégées. Une planification cantonale 
et supra cantonale globale est le seul 
moyen de tenir compte de la valeur de 
ces paysages. 
A titre d’exemple, il convient de citer 
le concept de protection et d’utilisa-
tion du territoire élaboré par le can-
ton d’Uri, qui recense et évalue le po-
tentiel de production hydraulique, éo-
lienne et solaire, ainsi que les sites 
d’implantat ion envisageables. Les 
principaux acteurs concernés ont par-
ticipé à l ’élaboration de ce concept. 
Du point de vue de la Fondation pour 
la protection et l ’aménagement du 
paysage (FP) , une telle planif ication 
directrice devrait être effectuée sous 
la direction de la Confédération pour 
toutes les sources d’énergies renou-
velables, dans tous les cantons. Elle 
nécessiterait la mise au point d’une 
méthode d’évaluat ion et la déter-
mination de critères de pondération 
permettant d’at teindre une ef f icaci-

Parcs éoliens 
(hors périmètre IFP 
et aire forestière)

Rendement énergétique

élevé faible

Grande puissance nominale, 
fréquence du vent moyenne à 
élevée 

Faible puissance nominale ou 
fréquence du vent moyenne
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Sites peu 
exposés à la 
vue (instal-
lations peu 
visibles de 
loin, situées 
à grande 
distance des 
lieux habités, 
paysage ne 
méritant pas 
de protec-
tion particu-
lière)

•	 Larges plaines d’altitude du 
Jura occidental

•	 Crêtes du Jura occidental 
situées derrière la crête 
frontale 

•	 Cols alpins à proximité im-
médiate des infrastructures 
existantes (routes, lignes 
électriques)

•	 Sites à proximité immédiate 
de grands lacs de retenue

               2

•	 Crêtes du Jura (AG, BL, SO) 
en arrière de la crête fron-
tale

•	 Situations particulières à 
l’embouchure des basses 
vallées alpines et préalpines 
(Bas-Valais, Rheintal, plaine 
de la Linth)

                     2
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Sites très 
exposés à la 
vue (installa-
tions très vi-
sibles de loin 
ou situées 
à peu de 
distance des 
lieux habités 
ou paysage 
d’une qualité 
méritant une 
protection 
particulière)

Pentes alpines dans des do-
maines skiables

             3

•	 Sites sur des croupes, des 
crêtes ou des collines du 
Plateau (par ex. région du 
Napf) et dans les Préalpes

•	 Situations particulières en 
plaine (par ex. nord-ouest 
de la Suisse)

•	 Petits plateaux d’altitude du 
Jura tabulaire et du Plateau

•	 Reliefs remarquables du Pla-
teau     3

•	 Crêtes du Jura (AG, BL, SO) 
en arrière de la crête fron-
tale dans un paysage méri-
tant protection

•	 Proximité de sites histo-
riques de valeur                  4

•	 Crête frontale de la chaîne 
du Jura

•	 Régions d’altitude dépour-
vues de tout équipement

•	 Crêtes alpines   
4

Classement Rang 1
Sites à exploi-
ter en 1re prio-
rité

Rang 2 
Sites à exploi-
ter en 
2e priorité

Rang 3 
Site à ne pas ex- 
ploiter, ou seu-
lement à titre 
subsidiaire1

Rang 4
Exploitation 
proscrite

Impacts paysa-
gers 

Rendement 
énergétique

Incidences pay-
sagères faibles 

Rendement 
élevé

Incidences pay-
sagères faibles 

Rendement 
faible à élevé

Incidences pay-
sagères impor-
tantes

Rendement 
faible à élevé

Incidences pay-
sagères impor-
tantes

Exploitation 
inadmissible

1Utilisation à titre subsidiaire = après épuisement des potentiels de 1re et 2e priorité

té élevée non seulement en termes 
de production, mais aussi en termes 
d’emprise sur le territoire.

(traduction)

Raimund Rodewald, 1959, a suivi une formation en biologie à l’Université de 

Zurich et travaille depuis 1990 à la Fondation pour la protection et l’aména-

gement du paysage (FP), dont il a repris la direction en 1992.
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Lena Poschet
lena.poschet@are.admin.ch

La sortie du nucléaire nécessite un renfor­

cement des mesures d’efficacité énergé­

tique, mais également une progression ra­

pide du secteur des énergies renouvelables. 

Cette évolution aura des répercussions 

considérables sur le réseau de transport de 

l’électricité, qui est à l’heure actuelle prin­

cipalement accessible à de grandes cen­

trales et qui devra se transformer en un 

système flexible, décentralisé, investi par 

de nombreux nouveaux fournisseurs d’élec­

tricité.

La stratégie énergétique 2050 a besoin  

d’un réseau électrique plus flexible
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d’offre d’électricité sur le réseau de 
transport d’électricité suisse montre 
que chaque niveau de réseau est 
concerné de manière différente.
Pour ce qui est de la modernisation 
du réseau de transport d’électricité, 
la sécurité de l’approvisionnement et 
l’intégration au réseau international 
sont des exigences de premier ordre. 
Cette extension nécessite la construc-
tion de lignes stratégiques de trans-
port. Néanmoins, la modernisation 
de ce réseau était déjà prévue avant 
qu’intervienne la décision de sortir du 
nucléaire. 
De plus, le réseau de distribution 
doit être considérablement étendu et 
s’adapter non seulement à la distribu-
tion de l’électricité jusqu’au consom-
mateur f inal – comme c’était jusqu’à 
présent le cas –, mais également à l’in-
jection dans le réseau du courant pro-
duit par de tout petits producteurs (en 
particulier de courant photovoltaïque). 
La stabilité du réseau et la tension 
doivent donc être constamment équi-
librées. Cette tâche requiert des inno-
vations techniques, c’est-à-dire des 
réseaux dits intelligents (smart grids), 
ainsi que des investissements dans 
le réseau de distribution, notamment 
des transformateurs régulés en fonc-
tion de la tension.

La Stratégie Réseaux Electriques 
(SRE) pour répondre aux nouveaux 
besoins 

L’extension et la rénovation du réseau 
de distribution d’électricité consti-
tuent un défi non seulement tech-
nique, mais également financier. Il faut 
en effet partir de l’idée que les nou-
velles lignes locales seront, pour la 
plupart, enterrées et susciteront ain-
si moins de résistances au sein de la 
population que la construction de nou-
velles lignes à très haute tension. Ces 
dernières restent néanmoins absolu-
ment indispensables pour assurer le 
bon fonctionnement de l’ensemble du 
système. Depuis 2001, le plan secto-

exploité par les grandes entreprises 
d’approvisionnement en électricité. Le 
1er janvier 2013, il deviendra, en ver-
tu de la loi sur l’approvisionnement en 
électricité (LApEl) , la propriété de la 
société nationale du réseau de trans-
port Swissgrid. Le réseau de distribu-
tion local restera entre les mains de 
quelque 800  entreprises exploitantes 
indépendantes.

Contraintes nouvelles pour  
le réseau 

Bientôt, les installations photovol-
taïques décentralisées, installées sur 
les toits des maisons, et les petites 
centrales éoliennes et hydrauliques 
assureront une part croissante et de 
plus en plus significative de l’approvi-
sionnement en électricité. A quelles 
contraintes nouvelles devra donc ré-
pondre le réseau de transport élec-
trique?
Par ail leurs, le développement de 
grands parcs éoliens et de champs 
photovoltaïques au nord et au sud 
de l’Europe pose un défi supplémen-
taire. Aux heures de pointe en effet, 
ces installations injecteront plus de 
courant dans les réseaux que ce qui 
sera nécessaire pour combler les be-
soins de consommation. Cependant, 
par une journée d’hiver sans vent et 
sans soleil, ces installations de pro-
duction d’énergies renouvelables ne 
pourront presque rien produire. Pour 
faire face à de telles situations, il se-
ra indispensable de disposer de cen-
trales à accumulation ou de capacités 
de stockage extrêmement f lexibles. 
Faisant office d’interface entre la de-
mande et la production, les réseaux et 
les installations de stockage devront 
donc répondre à des défis importants. 
Leur modernisation est un élément clé 
du plan de mesures de sortie du nu-
cléaire. La flexibilité du système d’ap-
provisionnement, en particulier, doit 
être considérablement améliorée.
L’étude commandée par l’OFEN sur 
l’inf luence de dif férentes variantes 

En Suisse, la première lampe à arc fut 
allumée il y a plus de 130 ans dans la 
salle à manger du Kulm Hôtel//Kurho-
tel de Saint-Moritz. L’électricité était 
produite par une petite usine hydrau-
lique située à proximité de l’hôtel; à 
cette époque, on n’avait pas besoin de 
beaucoup de lignes électriques. Très 
vite, des quartiers entiers de villes ont 
reçu l’éclairage électrique. L’approvi-
sionnement en électricité a été déve-
loppé progressivement, tout d’abord 
grâce à des installations de production 
décentralisées. Avec le progrès tech-
nique, les besoins en électricité ont 
augmenté et de nombreuses grandes 
centrales ont vu le jour. Il s’agissait 
le plus souvent de centrales hydrau-
liques liées à leur lieu d’implantation. 
L’éloignement entre production et 
consommation a augmenté, et il a fallu 
lancer la construction d’un réseau na-
tional de lignes à haute tension. 
L’étape décisive de l’intégration du ré-
seau au niveau international est sur-
venue il y a plus de cinquante ans, 
lorsque les réseaux à 380  kilovolts dé-
veloppés par l’Allemagne, la France 
et la Suisse ont été interconnectés à 
l’«étoile de Laufenburg», dans le canton 
d’Argovie. Ce fut la première pierre du 
réseau standard européen, dont la fré-
quence fut fixée à 50 Hertz. Ensuite, le 
réseau national d’électricité que nous 
connaissons aujourd’hui s’est progres-
sivement étendu. Il est conçu pour une 
production centralisée d’électricité 
dans de grandes usines hydrauliques et 
nucléaires. Or, en raison du très grand 
nombre d’exploitants, ce réseau est as-
sez mal coordonné en termes de distri-
bution spatiale.
La stratégie énergétique 2050 et 
la sortie progressive du nucléaire 
amorcent une nouvelle étape dans la 
longue histoire du réseau électrique 
suisse (130 ans). La Suisse compte au-
jourd’hui 250’000 km de lignes. Plus de 
90  % d’entre elles forment le réseau 
local de basse tension, souvent sou-
terrain. Le réseau à très haute tension 
(de 220 ou 380  kW) représente seule-
ment 6700 km. Il était jusqu’à présent 
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à participer plus intensément à la pla-
nification. La deuxième étape de la ré-
vision de la LAT, actuellement en cours, 
prévoit que les plans directeurs can-
tonaux désignent et garantissent les 
sites nécessaires à la production, au 
transport et au stockage d’énergie. Le 
plan sectoriel des lignes de transport 
d’électricité sera requalif ié en un plan 
sectoriel des réseaux énergétiques 
qui englobera par la suite toutes les 
conduites énergétiques, et donc aussi 
les gazoducs et les oléoducs.  
La stratégie énergétique 2050 a pla-
cé l’énergie – et en particulier l’ap-
provisionnement en électricité – au 
cœur de l’aménagement du territoire. 
Comme la Société nationale du ré-
seau de transport Swissgrid sera bien-
tôt l ’unique interlocutrice pour les 
réseaux à très haute tension, la re-
cherche de solutions permettant la 
modernisation des réseaux d’électrici-
té en respectant les différents intérêts 
en présence sera facilitée.

(traduction)

Lena Poschet, 1967, archi-

tecte, titulaire d’un docto-

rat de l’EPFL dans le do-

maine du développement 

territorial, travaille depuis 2007 à l’ARE sur les 

questions d’énergie et de plans sectoriels. Elle 

dirige depuis le deuxième semestre 2012 la 

section Planifications fédérales de l’ARE.

d’évaluation des lignes de transport 
d’électricité tenant compte du déve-
loppement territorial, de la protection 
de l’environnement, de la réalisation 
technique et de la rentabilité.
La planif ication du réseau doit donc 
être repensée dans le cadre de la stra-
tégie énergétique 2050. Il s’agit d’ob-
tenir des gains d’ef f icacité et une 
meilleure transparence. La Stratégie 
Réseaux Electriques qui sera élabo-
rée à cet effet vise une modernisation 
du réseau qui puisse répondre aux be-
soins en temps utile. Il ne s’agit pas 
seulement d’être plus transparent sur 
les données de bases et sur les hypo-
thèses fondant les besoins d’exten-
sion. Il s’agit également de définir plus 
précisément les tracés et de régler le 
financement des mesures de compen-
sation. Lors de la construction d’une 
ligne de transport d’électricité, par 
exemple, il faudra trouver les moyens 
de la regrouper avec d’autres lignes 
ou conduites. Pour les lignes à basse 
tension, il faudra trouver des solutions 
analogues. 
Pour améliorer la coordination spa-
tiale, il sera utile d’inviter les cantons 

riel des lignes de transport d’électri-
cité (PSE) désigne les corridors ser-
vant de référence pour les procédures 
d’approbation des plans. Le PSE as-
sure la coordination entre les respon-
sables de projet, la Confédération, les 
cantons et les associations concer-
nées. Il permet de tenir compte au 
mieux de tous les intérêts en présence 
et de négocier des solutions accep-
tées par tous. Ces dernières années 
ont néanmoins montré que la planif i-
cation et la procédure d’autorisation 
de construire prenaient beaucoup de 
temps car il fallait, dans la plupart des 
cas, prévoir un passage par toutes les 
instances judiciaires.
Avant même l’adoption de la straté-
gie 2050, des réflexions ont donc été 
initiées à plusieurs niveaux pour cher-
cher à rendre plus transparentes les 
décisions concernant les plans sec-
toriels et pour mieux légitimer la pe-
sée des intérêts en présence. Cette 
préoccupation a pris de l’ampleur de-
puis l’apparition de nombreuses po-
lémiques autour du choix du type de 
lignes, souterraines ou aériennes. Au-
jourd’hui, on dispose d’un schéma 

Le réseau à très haute tension (de 220 ou 
380 kW) représente 6700 km.
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L’approvisionnement énergétique local et 

durable bouscule les pratiques d’aménagement 

du territoire

Service de l‘Energie (ScanE) du Canton de Genève, 
secteur Planification
info-service-dim@etat.ge.ch

La planification énergétique territoriale 

constitue l‘un des outils indispensables à 

la transition vers une société durable, prio­

ritairement approvisionnée par des res­

sources énergétiques renouvelables locales. 

Aujourd‘hui, notre société est caractérisée 

par une dépendance aux énergies fossiles. 

Dès lors, il est difficile pour les profession­

nels de la planification territoriale de 

prendre en considération la disponibilité  

locale de ressources dans les projets 

d‘aménagement.

Cette planification territorialisée vise à un 

changement de paradigme énergétique qui 

passe par un recouplage du territoire bâ­

ti avec son milieu. Les projets d‘aménage­

ment ainsi recontextualisés doivent mettre 

en œuvre des échanges avec le territoire 

environnant, par l‘engagement de res­

sources renouvelables locales et par des 

flux transversaux au territoire.
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Leur mise en œuvre, dans des portions 
de territoire denses et contraintes, né-
cessite des études en amont des pro-
jets d’aménagement (par ex. grands 
travaux d’équipements publics, pro-
jets de renouvellement urbain ) . I l 
s’agit d’évaluer les besoins des bâti-
ments et les ressources disponibles, 
afin de mettre en lumière les oppor-
tunités d’optimisation des f lux éner-
gétiques. Les projets-pilotes de ce 
type sont considérés comme des le-
viers importants pour initier des dyna-
miques de transition vers une durabili-
té de la production d’énergie.
Par exemple, l’eau du lac est utilisées 
pour ses propriétés thermiques au tra-
vers du réseau GLN pour répondre aux 
besoins de chaud et de froid le quar-
tier des Nations. Etant pilote, ce trem-
plin a permis d’envisager une applica-
tion à grande échelle de ce concept 
potentiellement utilisable au centre-
ville de Genève.
Ce pilote illustre le potentiel des ré-
seaux thermiques pour transporter de 
la chaleur vers des territoires densé-
ment urbanisés où l’accès aux res-
sources locales est contraint. Plus gé-
néralement, il illustre le principe d’une 
mutualisation de l’of fre sur le terri-
toire. Ce type de réseau peut égale-
ment être un lieu opportun pour l’inté-
gration d’un stockage de chaleur sai-
sonnier visant à répondre au dépha-
sage entre les offres et les demandes.  
En résumé, donner à l’énergie sa place 
d’élément structurant du territoire 
passe par la mise en œuvre de straté-
gies énergétiques permettant la mise 
en adéquation des ressources et be-
soins dans et entre les portions du ter-
ritoire.
Le planif icateur doit chercher à ré-
unir les connaissances et les ac-
teurs nécessaires à l’anticipation des 
conflits éventuels en amont de tout 
projet d’aménagement, af in de per-
mettre leur arbitrage. I l doit prévoir 
des mesures conservatoires néces-
saires à la mise en œuvre de straté-
gies énergétiques caractérisées par 
des phasages dif férés par rapport à 

aborderons la dif f iculté à développer 
des stratégies énergétiques nécessai-
rement en amont des projets d’amé-
nagement, afin de concilier la diversi-
té des besoins énergétiques, la varié-
té des ressources locales et les éven-
tuels conflits d’usage du territoire. En-
suite, nous évoquerons la grande di-
versité d’acteurs impliqués dans la 
mise en œuvre d’une stratégie énergé-
tique. Finalement, nous considérerons 
l’importance de réexaminer le terri-
toire d’un nouveau point de vue pour 
prendre conscience de son potentiel 
énergétique, quitte à ce que les re-
pères habituels d’arbitrages entre les 
dif férents usages du sol soient bous-
culés.

L’eau du lac chauffe et refroidit les 
bâtiments de l’ONU

La politique énergétique vise à garan-
tir les mêmes prestations de confort, 
mais selon des principes de sobriété 
et de rationalisation énergétique. A 
première vue évidents, ces principes 
placent les planificateurs face à un dé-
fi: là où les énergies fossiles, caracté-
risées par leur facilité d’usage et leur 
adaptabilité, permettent de satisfaire 
des besoins extrêmement variés dans 
le domaine du bâti, le développement 
des énergies renouvelables provoque 
une collision entre cette diversité de 
besoins et l’hétérogénéité des res-
sources naturelles locales. Cette col-
lision est particulièrement visible dans 
la répartit ion très inégale des res-
sources et de la demande sur le ter-
ritoire du canton.   De ce fait, une ré-
organisation des flux et des échanges 
entre les acteurs et les portions de 
territoire est nécessaire. Les infras-
tructures énergétiques ont un rôle 
spécifique de mutualisation de l’offre 
en ressources locales, et non plus ex-
traterritoriales, de mise en adéquation 
des besoins et de l’offre locale par la 
transformation, le stockage et la dis-
tribution dans et entre les portions du 
territoire et entre les dif ferents ac-
teurs. 

L’hypothèse d’une ressource infinie et 
adaptable à tous les besoins a alimen-
té le boom de l’énergie fossile. Son 
abondance et son bas prix ont induit 
des types de bâtiments très énergi-
vores et ont également influé sur nos 
pratiques d’aménagement du terri-
toire. Les vingt dernières années ont 
été marquées par une redécouverte 
des ressources renouvelables locales 
alliée à l’idée d’une transition considé-
rée comme évidente et facile.  

De nouveaux critères  
pour les usages du sol

Comme l’a montré une étude récente1, 
le  canton de Genève est suffisamment 
riche en ressources énergétiques pour 
permettre un basculement vers un ap-
provisionnement énergétique durable 
de la société. Cependant, un fossé de-
meure entre notre territoire, toujours 
en dépendance, et sa richesse éner-
gétique reconnue. Cette transition, 
jusqu’ici décrite comme une évidence, 
reste pourtant à accomplir dans une 
large mesure. De ce diagnostic dé-
coule la nécessité de repenser les ou-
tils qui nous permettaient de rompre 
avec la dépendance éxtraterritoriale 
que nous subissons, au profit d’une 
dépendance locale assumée.
La nouvelle loi genevoise sur l’énergie2, 
entrée en vigueur en 2010, introduit la 
planif ication énergétique territoriale 
dans les projets d’aménagement. L’ob-
jectif est de rationaliser la consom-
mation à dif férentes échelles territo-
riales, et de prendre en compte les 
ressources énergétiques disponibles 
localement. Cet article expose les en-
jeux et les problématiques soulevés 
par la reconnaissance de cette poli-
tique publique. En premier lieu, nous 

1	 Thèse de J. Faessler: Valorisation intensive 
des énergies renouvelables dans l‘agglomé-
ration franco-valdo-genevoise (VIRAGE) dans 
une perspective de société à 2‘000W, Vol. 
103 (2011), Revue Terre & Environnement.

2	 http://www.geneve.ch/legislation/rsg/f/s/
rsg_l2_30.html
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ci. A ce titre, elle peut également être 
perçue comme dérangeante par les 
acteurs du territoire eux-mêmes. 
L’impact territorial et paysager des in-
frastructures nécessaires à la valori-
sation des ressources énergétiques lo-
cales ne manque d’ailleurs pas de sus-
citer le débat, comme l’illustrent les 
exemples suivants: 
• les obstructions à la pose de pan-
neaux solaires invoquant la protection 
du patrimoine architectural;
• les forages géothermique exclus au-
dessus de la nappe phréatique du gene-
vois, du fait des risques que cela fait pe-
ser sur la qualité de l’eau potable;
• l’installation de chaudière à bois in-
terdite lorsque la concentration atmos-
phérique de dioxyde d’azote est trop 
élevée (contrainte liée à la politique de 
protection de l’air);
• les tensions entre l’implantation 
d’éolien et la protection du paysage.

Les difficultés liées aux impacts ter­
ritoriaux

L’implication des acteurs lors des dif-
férentes étapes de la mise en œuvre 
de stratégies énergétiques territo-
riales est indispensable pour mener à 
bien les objectifs de chacun, ainsi que 
pour mettre en cohérence les rôles 
et responsabilités respectifs. C’est 
pourquoi l’élaboration d’un référen-
tiel commun, d’une vision commune 
du territoire, en termes de ressources, 
besoins et infrastructures potentielles 
ou existantes est un prérequis indis-
pensable à la coordination nécessaire 
entre ces acteurs.  
La planif ication énergétique territo-
riale bouscule les pratiques d’aména-
gement, notamment par son parti pris 
de mettre en avant la diversité des 
usages du sol et le potentiel de syner-
gie, de complémentarité entre ceux-

des contraintes terr itor iales habi-
tuelles. La planif ication énergétique 
implique que plusieurs variantes de 
stratégies énergétiques soient en-
visagées dans les projets d’aména-
gement. Mais le choix entre ces va-
riantes ne peut se faire qu’au moment 
où le projet sera concrètement mis en 
œuvre, vu l’évolution permanente du 
territoire, de ses acteurs et de leurs 
besoins. L’un des problèmes souvent 
rencontrés dans le cadre de la plani-
f ication territoriale est la dif f iculté à 
faire comprendre qu’on ne peut ré-
f léchir en terme de «solutions» arrê-
tées, au risque de fermer des oppor-
tunités, mais qu’il est nécessaire de 
rester à un niveau stratégique jusqu’à 
une étape tardive de l’élaboration du 
projet.

Préserver une certaine flexibilité 
en matière d’aménagement du ter­
ritoire

La planif ication énergétique territo-
riale est autant une question tech-
nique qu’une question politique entre 
des acteurs qui doivent s’entendre. 
L’identification des opportunités éner-
gétiques offertes par le territoire re-
vient aux professionnels (bureau d’in-
génieurs, urbanistes, instituts de re-
cherche) par des études technico-
économiques, géographiques, etc. 
Ces acteurs,  souvent confrontés à de 
nouvelles problématiques, jouent éga-
lement un rôle innovant dans les pro-
jets où ils interviennent, ce qui va de 
pair avec la gestion de l’incertitude in-
hérente à la planification. 
Les acteurs publics jouent un rôle de 
promoteurs d’une vision d’ensemble 
et assurent un cadre réglementaire. Ils 
peuvent également avoir un rôle im-
portant de couverture des risques f i-
nanciers et de «moteur» par l’exem-
plarité de projets pilotes qu’ils ini-
tient. Les acteurs économiques ont le 
double rôle d’initiateurs et de béné-
ficiaires des projets d’infrastructures 
énergétiques territoriales.

Sont représentés de haut en bas: 
•	 la densité de consommation fossile du parc 

bâti par sous-secteurs statistiques sur le 
canton de Genève (illustre la dimension 
territoriale de la demande énergétique); 

•	 le réseau de conduites d’eaux-usées 
(exemple d’infrastructures à potentiel 
énergétique); 

•	 les sondes géothermiques sur le territoire 
des communes (un type d’acteurs du terri-
toire); 

•	 les capacités thermiques du terrain à 100m 
de profondeur (exemple de ressources lo-
cales).

Exemple de représentation du territoire à l’aide des outils GIS dans le carde de la plani­
fication énergétique territoriale. 
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le territoire contribue au nouveau pa-
radigme jusque dans ses dimensions 
culturelles, en modifiant la relation à 
notre milieu. 
Les infrastructures et constructions, en 
tant que traces du passé, témoignent 
des dif férentes époques traversées 
par notre société. Elles donnent au ter-
ritoire son épaisseur culturelle. A ce 
titre, pourquoi les infrastructures éner-
gétiques ne devraient-elles pas être va-
lorisées, revendiquées en tant que qua-
lifiantes de cette société en transition, 
au même titre que les autoroutes et les 
gratte-ciels ont pu l’être pour la socié-
té fossile?

rer l’incertitude pourtant indissociable 
de toute planification en raison de son 
caractère évolutif. De nouveaux ou-
tils doivent être développés pour gé-
rer ces incertitudes, notamment rela-
tives aux délais de réalisation et aux 
coûts financiers.
La planif ication énergétique est en 
rupture avec une conception de l’éner-
gie héritée du fossile qui permettait 
d’oublier la relation à notre milieu. Le 
développement d’infrastructures éner-
gétiques approvisionnées par des res-
sources naturelles locales, participe 
déjà à la modification de cette percep-
tion en incarnant la richesse en res-
sources de notre environnement local. 
Cette matérialisation de l’énergie dans 

La relocal isat ion de la produc-
tion énergétique dans un territoire 
contraint provoquera presque néces-
sairement des conflits d’usages du 
territoire et rendra par conséquent né-
cessaires des pesées d’intérêts entre 
les politiques publiques.
L’apparition de ces nouvelles compo-
santes énergétiques sur le territoire 
peut ainsi induire, à côté des oppor-
tunités, des contradictions, voire des 
conflits, entre les politiques publiques, 
les dif férents usages du territoire et 
les besoins des acteurs. La remise en 
question des compromis hérités de la 
structure d’approvisionnement fos-
sile - résultats d’arbitrages oubliés 
tant ils semblent naturels - entre ces 
éléments qui structurent le territoire 
nous semble être une condition indis-
pensable si l’on veut éviter la repro-
duction du statu quo.

Le surgissement de la politique 
énergétique territoriale

Les obstacles à la transition énergé-
tique sont liés non seulement à l’héri-
tage territorial du passé, en termes de 
structure d’approvisionnement, mais 
aussi à la perception du territoire et 
de son potentiel local. Les difficultés 
de la mise en œuvre de cette transi-
tion relèvent aussi du manque de ca-
pacités présentes de la société à se 
projeter dans le futur. La démarche de 
planif ication stratégique territoriale 
en est le meilleur exemple, car elle ré-
vèle la difficulté que nous avons à gé-

L’équipe du secteur de planification 

La diversité des sensibilités (environnement, géographie, géologie, physique, mécanique, biologie 

des sols, ou encore sciences politiques) et la variété des fonctions des membres de l’équipe (ad-

joints scientifiques, stagiaires, civilistes, passerelle entre les secteurs de planification et d’auto-

risations) offrent un éventail de points de vue qui sont autant d’atouts lorsqu’il s’agit de défricher 

ce champ émergent de la planification énergétique territoriale. Cette richesse de parcours est 

nécessaire à la démarche de transition vers la durabilité, c’est l’outillage indispensable pour saisir 

dans leur transversalité les enjeux environnementaux, sociétaux, économiques et techniques. 
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Le tournant énergétique, une chance pour 

l’aménagement du territoire

Christa Markwalder
mail@christa-markwalder.ch 
Peter Droege
peter.droege@uni.li

Mitage du paysage, infrastructures de 

transport surdimensionnées et installations 

extensives d’énergies non renouvelables: le 

gaspillage de l’énergie fossile et nucléaire a 

laissé de profondes blessures dans le pay­

sage suisse. Le tournant énergétique, qui 

table sur la progression des énergies renou­

velables, laissera lui aussi des marques vi­

sibles. Cependant, la promotion des éner­

gies issues de l’éolien, du solaire, de l’hy­

draulique, de la chaleur de l’environnement 

et de la biomasse, conjuguée à des mesures 

d’efficacité énergétique, à un comporte­

ment raisonné et à une planification intelli­

gente, devrait déboucher sur un développe­

ment territorial plus harmonieux, permet­

tant de cicatriser les nombreuses blessures 

du passé.
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Energie et territoire doivent faire 
l’objet d’une planification commune

Le développement des énergies renou-
velables peut être source de conflits 
d’intérêts. La construction d’instal-
lations photovoltaïques ou l’isolation 
des façades de constructions proté-
gées, par exemple, ont des incidences 
sur l’esthétique des sites et la conser-
vation du patrimoine bâti. Le dévelop-
pement de l’énergie hydraulique peut 
porter atteinte à la protection du pay-
sage et à des cours d’eau présentant 
des caractéristiques écologiques de 
valeur. Par ailleurs, la construction de 
grands parcs éoliens peut donner lieu 
à des controverses d’ordre esthétique. 
La rationalisation de l’exploitation de 
la forêt pour la production de bois de 
chauffage et de bois de construction 

fournissant même des surplus de cha-
leur et de courant.
La possibilité, pour la Suisse, de pro-
duire elle-même les énergies dont 
elle a besoin – et même plus – de 
manière renouvelable a été démon-
trée techniquement depuis long-
temps. Récemment encore le canton 
de Bâle-Ville (cartographie SIG du can-
ton dans le cadre de l’étude: Energe-
tische Optimierung des Kantons Ba-
sel-Stadt, 2011) et la Principauté du 
Liechtenstein (étude Erneuerbares 
Liechtenstein, 2012) en ont fourni la 
preuve. Les modélisations présen-
tées sous forme de dif férents scéna-
rios montrent que l’efficacité énergé-
tique conjuguée au recours à plusieurs 
énergies renouvelables permet d’at-
teindre une autonomie énergétique lo-
cale et régionale.

Depuis des années, l ’util isation inef-
f icace des énerg ies non renouve-
lables a des incidences négat ives 
sur le développement terr itorial de 
la Suisse. L’impact le plus grave est 
sans nul doute le formidable gaspil -
lage de sur faces, qui se poursuit à un 
rythme soutenu malgré le prix élevé 
des énergies fossi les. Les marques 
laissées dans nos paysages par l ’ère 
des énergies fossile et nucléaire res-
teront v isibles encore pendant des 
siècles.

Villes transformées en centrales 
énergétiques

Pourtant, le concept de tournant éner-
gétique, qui table sur l’essor des éner-
gies renouvelables, démontre que le 
passage à un approvisionnement en-
tièrement issu des énergies renouve-
lables est non seulement possible et 
bénéfique d’un point de vue écono-
mique, mais aussi et surtout que cette 
mutation est incontournable. L’amé-
nagement du territoire serait ainsi li-
béré de la chaîne des contraintes et 
menaces liées aux énergies fossile et 
nucléaire. Les chances qu’un tel tour-
nant offre à la Suisse sont mises en 
évidence par l’Agence des énergies re-
nouvelables et de l’eff icacité énergé-
tique (A EE). 
Cette organisation défend une vision 
stratégique reposant sur les trois prin-
cipes suivants: autosuffisance, effica-
cité énergétique et sources renouve-
lables (stratégie SEE).
Cette stratégie table sur un dévelop-
pement universel des énergies renou-
velables pour les bâtiments, les entre-
prises et les installations publiques, 
de manière à garantir la satisfaction 
de tous les besoins. Grâce à des ré-
seaux de chaleur, aux nouveaux sys-
tèmes de stockage et à une infrastruc-
ture de transport eff iciente, les bâti-
ments, les communes et les villes tout 
entières peuvent se transformer en 
véritables centrales énergétiques, as-
surant leur autoapprovisionnement et 
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Stratégie et planifications en matière de production d’électricité de source 
renouvelable : tour d’horizon des cantons de Suisse

La politique fédérale en matière de production d’énergie est à un tournant 
historique ; cependant, la mise en œuvre de la politique énergétique est du 
ressort des cantons. Les politiques cantonales sont-elles en adéquation avec 
la stratégie fédérale 2050 ? Les potentiels et les objectifs des cantons sont-
ils « suffisants » ? C’est sur ces questions que s’est penchée la CEAT dans 
une étude menée pour le compte de l’OFEN et de l’ARE. 
Bien que largement reconnues comme un enjeu, les politiques énergétiques 
cantonales varient considérablement en fonction de leur degré d’avance­
ment, de leur portée, mais surtout de leur ambition. De manière générale, les 
cantons semblent davantage privilégier les mesures visant la diminution de 
la consommation d’électricité (bâtiments) à celles encourageant la produc­
tion ; parfois, ce sont aussi les villes qui prennent l’initiative. Des politiques 
cantonales aux contenus mieux délimités (contenu minimal commun, statut 
légal, etc.) et spatialisées devraient être activement promues.

Sophie Noirjean, 1971, est géographe et diplômée en développement urbain 

durable. Après plusieurs années de pratique en aménagement du territoire 

dans la fonction publique et le secteur privé, elle a rejoint la CEAT (Commu-

nauté d’études pour l’aménagement du territoire) en 2008. Elle s’intéresse 

particulièrement aux liens entre institutions et territoire et aux nouveaux 

défis en termes d’énergie. Elle a mené cette étude en collaboration notamment avec Marc 

Antoine Messer, de la CEAT.
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statut de zones humides et d’enrichir 
nos sols en humus. Ces pratiques de-
vraient être combinées à une agricul-
ture non tributaire des énergies fos-
siles. L’agriculture est donc également 
au cœur de la stratégie SEE. Dans 
ce domaine, il s’agit de diminuer la 
consommation de pesticides et d’en-
grais produits grâce au pétrole et de 
réduire les distances parcourues par 
nos denrées alimentaires importées.

Pour un développement durable

Le développement territorial touche 
tous les habitants de notre pays. Pour 
assurer l’indispensable engagement 
de tous, il faut informer et sensibili-
ser la population sans perdre de vue le 
fait que la participation démocratique 
est essentielle. La décision de principe 
de sortir du nucléaire a été prise. Nous 
avons maintenant besoin de mettre ra-
pidement en œuvre une nouvelle poli-
tique énergétique basée sur l’efficaci-
té énergétique et les énergies renou-
velables. La sphère politique, les mi-
lieux économiques ainsi que la popu-
lation se trouvent dans l’obligation de 
relever de manière engagée ce défi 
pour le bien du pays comme dans l’in-
térêt des générations futures.

(traduction)
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la prospérité et la qualité de vie. L’un 
des éléments essentiels de cette stra-
tégie vise à couvrir dans la mesure du 
possible les besoins énergétiques lo-
caux par la production locale. Le dé-
veloppement des communes et des ré-
gions doit par conséquent passer par 
l’équipement en sources d’autoappro-
visionnement énergétique à l’instar de 
la politique déjà mise en œuvre depuis 
un certain temps à Bâle ou au Liech-
tenstein et actuellement lancée dans 
la région du lac de Constance et des 
Alpes rhénanes (www.baernet.org).
Les aménagistes, designers et archi-
tectes pourraient aussi accorder da-
vantage d’at tention à l ’intégration 
des aspects de la stratégie SEE dans 
leurs travaux et projets, avec l’inten-
tion d’améliorer la situation du point 
de vue du paysage et de l’aménage-
ment urbain. Ils pourraient tirer parti 
de façon créative des changements en 
cours dans les domaines du dévelop-
pement territorial, de l’urbanisme, de 
l’architecture et de la réalisation d’in-
frastructures et explorer de nouvelles 
réflexions d’ordre esthétique.

Utiliser les surfaces industrielles, 
protéger la biodiversité 

Les sur faces industriel les et les 
grandes infrastructures présentent 
un énorme potentiel énergétique. Une 
étude conjointe de l’Institut Delinat 
pour l’écologie et les pratiques agri-
coles respectueuses du climat et de 
l’Université du Liechtenstein, com-
mandée par le WWF, montre que les 
CFF pourraient devenir d’importants 
fournisseurs d’énergies renouvelables 
grâce à une utilisation énergétique de 
leurs surfaces et de leurs installations, 
et contribuer en même temps à l’aug-
mentation de la biodiversité sur ces 
parcelles.
Il faudrait par ailleurs améliorer l’ab-
sorption de gaz à effet de serre par les 
sols, les forêts et les cours d’eau. Pour 
cela, il serait nécessaire de restituer 
à certaines surfaces asséchées leur 

s’oppose actuellement à la nécessité 
de conserver des lieux de détente in-
tacts pour les habitants des villes et 
les touristes.
Presque toutes les questions d’amé-
nagement du territoire ont un lien 
avec les questions énergétiques: le 
développement territorial induit une 
consommation énergétique mais in-
versement, l ’approvisionnement en 
énergie a besoin d’espace. Lorsque 
ces deux aspects interdépendants 
sont considérés ensemble, il est pos-
sible de trouver des solutions satisfai-
santes sur le plan paysager, et aussi 
créatrices de valeur ajoutée. La straté-
gie SEE tient compte de cette interdé-
pendance. Sa mise en œuvre systéma-
tique permettrait de diminuer les be-
soins énergétiques ainsi que le gaspil-
lage des ressources, et développerait 
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Lors de la Conférence Rio+20, le rôle des 

communes dans la mise en œuvre du dé­

veloppement durable a été réaffirmé. Les 

quartiers, en particulier, représentent 

l’échelle idéale pour intégrer les aspects 

sociaux, environnementaux et écono­

miques. Pour ce faire, la coordination entre 

questions énergétiques et de mobilité et 

planification territoriale est primordiale.

De la ville au quartier durable, coordonner 

l’énergie et la mobilité avec le territoire
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du développement territorial ARE et 
l’Office fédéral de l’énergie OFEN ont 
ainsi lancé le Programme OFEN/ARE 
Quartiers durables. Dans ce cadre, ils 
soutiennent, depuis fin 2011 et jusqu’à 
f in 2012, 18 communes qui bénéfi-
cient d’un suivi technique de la part 
de conseillers. La démarche consiste 
à appliquer « Quartiers durables by 
Sméo », l’outil d’analyse et d’aide à la 
décision développé par la Confédéra-
tion en collaboration avec le canton de 
Vaud, la ville de Lausanne et le Schéma 
directeur de l’Ouest lausannois. Les 
projets suivis sont très variés, allant 
de la construction de nouvelles zones 

mation d’eau, biodiversité favorisée, 
etc. Allant de pair avec la densif ica-
tion et la mixité fonctionnelle, la mo-
bilité est également un élément dé-
terminant pour le développement du-
rable, comme cela a été rappelé à Rio .

Un programme de soutien aux quar­
tiers durables 

En Suisse, la Confédération veut favo-
riser la mise en œuvre du développe-
ment durable dans les communes et 
l’un des moyens de le faire est de l’ap-
pliquer aux quartiers. L’Office fédéral 

Lors de la Conférence des Nations 
Unies sur le développement durable 
Rio+20, qui s’est tenue en juin 2012 à 
Rio de Janeiro, le rôle des gouverne-
ments locaux dans la mise en œuvre 
du développement durable a été réaf-
firmé et figure en bonne place dans le 
document officiel «  L’avenir que nous 
voulons  », adopté par 190 pays. Dans 
ce cadre, lors d’une journée consa-
crée spécifiquement aux villes, le se-
crétaire général de l’ONU Ban-Ki Moon 
l’a souligné : «Un pays est la somme de 
ses villes. Si les villes ne fonctionnent 
pas, alors les pays ne fonctionneront 
pas  ». Si, il y a vingt ans, les villes 
étaient considérées comme sources 
de problèmes, elles sont maintenant 
reconnues comme capables d’appor-
ter les solutions. D’ici 2050, il est es-
timé que les trois quart de l’humani-
té vivront dans des villes. Par consé-
quent, les gouvernements locaux et 
régionaux sont des acteurs majeurs, 
étant à même d’apporter les change-
ments nécessaires, rapidement et ef-
ficacement. 
En paraphrasant Ban-Ki Moon, on 
peut dire que la ville, à son tour, est la 
somme de ses quartiers et que si ces 
derniers ne sont pas durables, la ville 
ne le sera pas non plus. Le quartier re-
présente en effet l’échelle idéale pour 
mettre en œuvre le développement 
durable, à mi-chemin entre la ville et 
le bâtiment. Il concentre en miniature 
tous les besoins d’une commune et de 
ses habitants.
La planification d’un quartier selon le 
développement durable a pour but de 
mettre l’accent non seulement sur les 
aspects économiques mais aussi en-
vironnementaux et sociaux. Parmi les 
priorités, à côté de critères comme la 
mixité sociale, la qualité des espaces 
publics ou les coûts d’exploitation à 
long terme, f igure notamment le res-
pect d’une haute qualité environne-
mentale - bâtiments basse consom-
mation ou à énergie positive, limita-
tion des déchets, recyclage, utilisa-
tion de matériaux respectueux de l’en-
vironnement, limitation de la consom-

Le rôle des villes et des communes dans le domaine de l’énergie et de la 
mobilité (NZ)

Le programme SuisseEnergie pour les communes et son produit-phare « Cité 
de l’énergie » (www.citedelenergie.ch) ont été développés pour aider les 
communes à atteindre les objectifs fixés par la Confédération dans le do­
maine de la politique énergétique : viser l’efficacité énergétique, favoriser 
les énergies renouvelables, diminuer le CO2. Plus de 300 communes ont, en 
2012, le label « Cité de l’énergie ». Elles jouent ainsi un rôle de modèle à 
suivre grâce à leurs projets innovateurs. Elles se sont engagées à respecter 
différentes mesures répertoriées dans un catalogue d’actions possibles, par 
exemple dans les domaines de l’aménagement du territoire, des construc­
tions, des bâtiments et équipements communaux, de l’approvisionnement 
énergétique, de la mobilité, de l’organisation interne, de la communication 
etc. 
Dès 2013, de nouveaux produits spécifiques, faciles à mettre en œuvre, et 
plus particulièrement destinés aux petites communes (bilan rapide de la 
commune, comptabilité énergétique en ligne) seront disponibles.
Une ville ou une commune engagée dans le programme SuisseEnergie est 
encouragée à développer d’autres projets : à mettre tout en œuvre pour que 
de nouveaux quartiers soient des « quartiers durables », à devenir – avec 
d’autres communes – une Région-Energie (qui essaie de produire le maximum 
possible d’énergies dont elle a besoin localement), voire à se diriger vers une 
vision plus contraignante : la Société à 2000 watts.
Les villes doivent aussi devenir innovantes dans le domaine de la mobilité 
douce et de la promotion de nouveaux modes de transports. Elles sont 
encouragées à développer un système global, intégrant les zones piétonnes, 
la modération de trafic, les transports publics et la motorisation individuelle.
Dans le cadre de la Stratégie énergétique 2050, le Conseil fédéral veut encore 
renforcer significativement le rôle des villes et des communes suisses dans 
leurs activités et considérer avec encore plus d’attention le rôle exemplaire 
qu’elles jouent et peuvent encore jouer en matière de politique énergétique.

Nicole Zimmermann, nicole.zimmermann@bfe.admin.ch
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Anne DuPasquier, est li-

cenciée en Sciences natu-

relles de l‘Université de 

Lausanne. Elle s‘est spé-

cialisée dans la gestion de l‘environnement à 

l‘Institut des hautes études en administration 

publique (idheap). Elle a ensuite travaillé dans 

un bureau privé en tant qu‘ingénieure-conseil 

en environnement, s‘occupant notamment de 

l‘intégration de la nature et du paysage dans 

les instruments d‘aménagement du territoire.

Elle a intégré l‘Office fédéral du développe-

ment territorial ARE en 2001 où elle est cheffe 

suppléante de la section Développement du-

rable. Elle est responsable en particulier de la 

promotion du développement durable auprès 

des cantons et des communes.

d’idées, plus l’ef fet sera important. 
L’inscription de telles mesures dans 
les instruments d’aménagement du 
territoire, par exemple dans le plan de 
quartier et dans son règlement, per-
met de garantir leur prise en compte 
au moment de la construction. Les 
mesures à prendre pour une mobili-
té durable sont également à coordon-
ner avec le territoire: réseau piéton-
nier et pistes cyclables en suffisance 
et coordonnés avec les quartiers adja-
cents, accès direct et sans obstacles 
aux transports publics, limitation ou 
modération du trafic individuel moto-
risé à 20 km/h, nombre de places de 
stationnement pour voitures réduit 
au maximum, garages à vélos situés à 
proximité des endroits fortement fré-
quentés et dimensionnés à plus de 0.8 
place par personne.
Comme le stipule le Projet de terri-
toire Suisse, actuellement en discus-
sion, la collaboration entre les trois 
niveaux institutionnels doit être ren-
forcée. Des pistes relatives à la ma-
nière d’améliorer cette collaboration, 
de mettre en valeur le milieu bâti et 
le paysage et de mieux coordonner le 
développement territorial, les trans-
ports et l’énergie sont ainsi proposées. 
Cette stratégie s’applique naturelle-
ment également aux quartiers.

au réaménagement de friches indus-
trielles. Si certains projets se trouvent 
en phase de concours ou d’avant-pro-
jet, d’autres sont déjà en phase de ré-
alisation. Les projets sélectionnés 
concernent à la fois des petites com-
munes et des villes comme Lucerne ou 
Fribourg. Une évaluation qui détermi-
nera la poursuite du Programme aura 
lieu d’ici la fin de l’année.

Coordination avec le territoire

La coordination entre l’aménagement 
du territoire et les domaines de l’éner-
gie et de la mobilité est primordiale 
aux divers stades de développement 
du quartier. Ainsi le potentiel en éner-
gies renouvelables du site doit être 
évalué et le cas échéant optimisé. Les 
synergies avec d’autres consomma-
teurs ou fournisseurs d’énergie dans 
un périmètre proche du projet doivent 
être identif iées et intégrées dans la 
planification. Les constructions seront 
peu énergivores, il en est de même de 
l’éclairage public. La consommation 
d’énergie grise des matériaux sur l’en-
semble du cycle de vie des bâtiments 
doit être calculée et réduite au maxi-
mum. Plus ces éléments sont pris en 
compte en amont, soit au moment 
de l’avant-projet, voire du concours 
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Les énergies renouvelables de la région:  

perspectives d’autoapprovisionnement  

en Autriche

L’Autriche couvre une part importante de 

sa consommation par les énergies renouve­

lables: 30,8 % en 2010. L’année précédente, 

le gouvernement s’était engagé à augmen­

ter cette part pour atteindre une couverture 

de 34 % de la demande en 2020. Quels sont 

les potentiels de production d’énergies re­

nouvelables encore exploitables dans les 

différentes régions d’Autriche? Cette ques­

tion a été étudiée dans le cadre du projet 

de recherche REGIO Energy.
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gionale des potentiels de production 
d’électricité à partir d’énergies re-
nouvelables, réalisables d’ici 2020. 
Les diagrammes indiquent les pour-
centages de production d’électricité 
à partir des différents agents énergé-
tiques.
En Autriche, l’énergie hydraulique est 
l’énergie renouvelable par excellence. 
Mais les possibilités de développe-
ment dans ce secteur sont pratique-
ment épuisées, puisque 89  % du po-
tentiel des cours d’eau sont déjà ex-
ploités. En partant d’objectifs ambi-
tieux, il sera encore possible de l’aug-
menter de 5’200 MWh par année, pour 
atteindre une production de 46’400 
MWh par année d’ici 2020. 
La carte indique les pôles régionaux 
de la production d’électricité. L’éner-
gie hydraulique est prédominante en 
raison des caractéristiques naturelles 
des régions alpines de l’Autriche. Le 
potentiel éolien concerne essentiel-
lement l’est du pays. I l est intéres-
sant d’observer que les objectifs mi-
nimaux de développement du courant 
écologique d’ici 2020, fixés dans la loi 
2012 sur le courant écologique, sont 
déjà atteints dans le scénario « midi » 
(éolien). Ceux-ci prévoient de tripler 
la production éolienne actuelle d’ici 
2020 pour atteindre 3’000 MW.
Le développement du photovoltaïque 
(représentation peu perceptible sur la 

de la nature ou les règlements de 
construction. L’évaluation des poten-
tiels tient compte des technologies les 
plus récentes ayant fait leurs preuves, 
et des critères économiques d’effica-
cité minimale: l’énergie ne doit pas 
être produite à n’importe quel prix; le 
processus doit être rentable.
L’idée du projet était de proposer des 
objectifs réalistes, même si de gros ef-
forts sont indispensables pour les at-
teindre. Le rapport de recherche pré-
sente trois scénarios  différents: «  mi-
ni  », « midi  » et « maxi  », à la mesure 
des ambitions de chaque projet. Les 
graphiques et explications ci-après 
font exclusivement référence au scé-
nario « maxi ».

La production de courant écolo­
gique est supérieure à la demande

Selon les calculs ef fectués, l ’auto
approvisionnement en électricité de 
l’Autriche semble possible d’ici 2020. 
Le potentiel de production à l’horizon 
2020 est même supérieur à la demande 
actuelle d’électricité en Autriche. Le 
scénario « 2020 maxi » prévoit une pro-
duction totale de plus de 65’000 GWh 
par an, alors que la consommation 
d’électricité en Autriche était d’un peu 
moins de 60’000 GWh en 2008. La pre-
mière carte montre la distribution ré-

En Autriche, les régions rurales qui 
tendent vers une autonomie énergé-
tique reçoivent depuis 2009 un sou-
tien grâce au label « Région modèle sur 
le climat et l’énergie ». Les deux piliers 
de ce label sont, d’une part, de dis-
poser d’un concept de mise en œuvre 
réaliste et, d’autre part, d’engager une 
personne dynamique et compétente 
habitant la région pour en faire la pro-
motion. Dans les régions sélection-
nées, le gouvernement fédéral finance 
l’élaboration du concept et prend à sa 
charge deux ans de salaire d’un ex-
pert.
Depuis lors, 85  régions autrichiennes, 
comptant au total une population 
de deux millions d’habitants, ont re-
çu le label. Nombre d’entre elles se 
basent sur les résultats de l’étude RE-
GIO Energy pour identif ier les poten-
tiels de production d’énergies renou-
velables sur leur territoire, et esquis-
ser plus rapidement leur profil spéci-
f ique de production d’énergie renou-
velable.

Le projet de recherche  
REGIO Energy

Pour développer les énergies renou-
velables dans le but de couvrir 34  % 
de la demande énergétique d’ici 2020, 
conformément aux objectifs d’approvi-
sionnement du gouvernement fédéral, 
un grand nombre d’études détaillées 
sont nécessaires pour mettre sur pied 
des stratégies énergétiques. Le projet 
de recherche REGIO Energy fournit des 
indications à caractère géographique 
très précises pour l’ensemble de l’Au-
triche. L’unité territoriale de référence 
est le district.
Dans chaque district, on étudie diffé-
rents scénarios pour dégager les po-
tentiels de production d’énergies re-
nouvelables at teignables concrète-
ment d’ici 2020, et ce, sans évacuer le 
problème de la concurrence acharnée 
pour l’obtention des surfaces d’exploi-
tation, ni celui des conflits avec l’amé-
nagement du territoire, la protection REGIO Energy: l’autoapprovisionnement en électricité
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nouvelable dans les régions pour les 
années 2012 à 2020. Le projet REGIO 
Energy a bénéficié du Fonds autrichien 
Climat et Energie et a pu être réalisé 
dans le cadre du programme « Energie 
du futur ». 
www.regioenergy.at

(traduction)

Gregori Stanzer, 1970, a 

suivi une formation en 

géographie à l’Université 

de Vienne. Au sein de l’Institut autrichien pour 

l’aménagement du territoire (ÖIR sàrl), il dirige 

depuis 2002 de nombreux projets sur deux 

thèmes essentiels: les énergies renouvelables 

dans les régions et les incidences de grands 

projets portant sur le paysage et les lieux de 

détente. Il bénéficie d’une grande expérience 

de collaboration avec les communes, car il a 

travaillé pendant deux ans sur mandat pour 

plusieurs communes en tant que collaborateur 

d’un bureau d’aménagement.

l ’industrie et l ’artisanat. Le poten-
tiel de production de chaleur à partir 
d’énergies renouvelables a été estimé 
à 40’000 GWh par année d’ici 2020: par 
conséquent, l’autoapprovisionnement 
en chaleur issue des énergies renou-
velables n’est pas réalisable d’ici 2020 
en Autriche.
Le bois est la biomasse la mieux à 
même de produire de la chaleur renou-
velable. En Autriche, son potentiel est 
estimé à 21’000  GWh par année d’ici 
2020. Or, 85 % de ce potentiel sont dé-
jà utilisés. Pourtant, c’est la technolo-
gie la plus prometteuse pour produire 
de la chaleur dans presque tous les 
districts, à l’exception de quinze  dis-
tricts très urbains et densément peu-
plés – dont en particulier Vienne. Donc, 
là où les besoins de chaleur sont les 
plus importants, la biomasse manque. 
A Vienne et dans quelques capitales 
régionales, les pompes à chaleur pour-
raient devenir d’ici 2020 une technolo-
gie décisive de production de chaleur 
issue du renouvelable. Pour parvenir à 
un meilleur bilan, il est dès aujourd’hui 
indispensable de diminuer très forte-
ment les besoins de chaleur dans l’en-
semble du pays.

Etude: ÖIR, EEG TU Vienne, Mecca en-
vironmental consulting, AGRAR PLUS 
(2010): «  REGIO Energy  » – Scénarios 
du potentiel énergétique issu du re-

carte) n’est pas concentré en un point 
géographique et suit surtout la densité 
de la population en raison de la forte 
dépendance entre installations photo-
voltaïques et bâtiments (toitures). La 
puissance photovoltaïque actuelle, de 
100  MW, doit être augmentée jusqu’à 
1’200  MW d’ici 2020. Les objectifs mi-
nimaux f ixés dans la loi 2012 sur le 
courant écologique sont déjà atteints 
selon le scénario « midi ».
Au niveau de la répartition régionale, 
on constate que plus de la moitié des 
districts atteignent un degré d’auto-
approvisionnement théorique en cou-
rant écologique de plus de 100 %. Les 
régions faiblement peuplées, présen-
tant un important potentiel de produc-
tion de courant écologique, peuvent 
par conséquent approvisionner les ré-
gions densément peuplées.

Le bois, le plus important fournis­
seur de chaleur écologique

Les besoins actuels de chaleur 
dans l’ensemble du pays (plus de 
90’000  GWh par année) représentent 
plus du double du potentiel de cha-
leur produite à partir d’énergies re-
nouvelables à l’horizon 2020. Cette va-
leur concerne uniquement le chauf-
fage et l’eau chaude des ménages, et 
non pas la production de chaleur pour 

REGIO Energy: l’autoapprovisionnement en chaleur
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Le progrès technique: 
un boulet au pied!

Philippe Löpfe
philippe.loepfe@tamedia.ch

La « Cotton gin » est une machine inventée à la 

fin du XVIIIe siècle au sud des Etats-Unis pour 

séparer la graine collante du coton de sa fibre. La 

« gin » (abréviation du mot anglais engine) fut une 

révolution technologique qui eut des conséquences 

sociales catastrophiques. Grâce à cette égreneuse, 

l’industrie cotonnière, que l’on croyait morte 

dans le sud des Etats-Unis, redémarra et redevint 

compétitive par rapport aux nouvelles colonies 

britanniques de l’Inde. Du coup, l’économie basée 

sur l’esclavage pratiquée dans les Etats du Sud 

redevint rentable. Seule une guerre civile des plus 

sanglantes parvint, un demi-siècle plus tard, à 

mettre définitivement fin à la pratique honteuse de 

l’esclavage aux Etats-Unis.

L’Histoire ne se répète pas, mais parfois elle rime 

avec le passé, écrivait simplement Mark Twain. 

Aujourd’hui, aux Etats-Unis, on observe dans le 

secteur énergétique un développement présentant 

des analogies préoccupantes avec la Cotton gin: 

le boom des hydrocarbures non conventionnels 

extraits par fracturation hydraulique (fracking). 

Il s’agit d’une technique nouvelle d’extraction de 

pétrole et de gaz. Ce procédé consiste à injecter 

sous très haute pression dans le sous-sol profond 

un fluide constitué d’un mélange d’eau, de grains 

de sable et d’un cocktail de produits chimiques, 

pour fissurer la roche et extraire du pétrole ou 

du gaz dans des gisements inaccessibles jusqu’à 

présent. Aujourd’hui, cette extraction a pris une 

ampleur considérable: la fracturation hydraulique 

et les gaz de schistes ont fait redémarrer le secteur 

énergétique des Etats-Unis. Jusqu’à récemment, on 

ne parlait que du pic pétrolier – point à partir du­

quel il avait été calculé que la production annuelle 

d’hydrocarbures ne pouvait plus augmenter. Pour 

le gaz naturel, la situation paraissait même plus 

dramatique encore. Soudain, le tableau a complé­

tement changé. Aux Etats-Unis, la production de 

pétrole a repris l’ascenseur pour la première fois 

depuis des décennies. Le gaz naturel bon marché 

coule à flot. Tout dernièrement, l’idée que les 

besoins en gaz naturel étaient couverts pour plu­

sieurs siècles a fait son chemin. Les humoristes 

comparent même les Etats-Unis à une nouvelle 

Arabie Saoudite.

Les gaz de schiste et la fracturation hydraulique 

horizontale sont pourtant un cadeau empoisonné. 

Comme autrefois la « Cotton gin », ils permettent 

de prolonger la survie de structures dépassées. 

Certes, l’ère des hydrocarbures est à l’origine de la 

révolution industrielle et par conséquent de la plus 

formidable fabrique de prospérité que l’Humanité 

ait jamais inventée. Cependant, elle nous a 

également conduits au bord d’une catastrophe 

écologique. Les émissions de CO2 réchauffent 

l’atmosphère terrestre, et les conséquences de ces 

changements climatiques, qui préoccupent depuis 

longtemps les scientifiques, sont déjà visibles. 

Même l’American Meteorological Society confirme 

Le billet culturel
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le rapport direct entre les changements climatiques 

et les records de sécheresse au Texas en automne 

2011, ou les extrêmes chaleurs dans le Middle-

West durant l’été 2012.

Au début de son mandat, le président Barack 

Obama a fait part de son intention de lancer un 

« New Green Deal » et de développer les Cleantech, 

les technologies propres. Il a promis d’encourager 

l’énergie éolienne et solaire, de lancer la construc­

tion d’un Smartgrid (un réseau de distribution 

d’électricité intelligent, utilisant l’informatique 

pour améliorer l’efficacité énergétique). Il s’est 

engagé à soutenir les énergies durables sous toutes 

leurs formes. Ce n’était pas le fruit d’une rêverie 

romantique écolo. Dans les circonstances qui pré­

valaient alors, la raison dictait ce choix: la peur 

du pic pétrolier et l’essor fulgurant des pays émer­

gents avaient provoqué une flambée des prix du 

pétrole. La promotion des énergies durables faisait 

sens d’un point de vue tant écologique qu’écono­

mique. 

Aujourd’hui, le président Obama ne parle prati­

quement plus de technologies propres. Par contre, 

il cite de plus en plus fréquemment les hydro­

carbures non conventionnels. En effet, le gaz de 

schiste lui apporte une manne dans le domaine où 

il en a le plus besoin en ce moment: la lutte contre 

le chômage. Le boom de l’exploitation par fractu­

ration hydraulique a déjà créé 600’000 nouveaux 

emplois aux Etats-Unis. Le « New Green Deal », en 

revanche, est devenu une vague promesse sans 

lendemains.

Le tournant amorcé par la fracturation hydrau­

lique a des incidences très importantes sur l’indus­

trie énergétique, mais également dans le champ 

social. Comme la « gin » d’autrefois, l’abondance 

de gaz naturel freine la mutation sociale. Pour­

quoi? Les énergies solaire et éolienne, qui sont les 

énergies du futur, sont produites de façon décen­

tralisée. L’électricité est produite dans de minus­

cules centrales écologiques. On peut même pro­

duire de l’énergie sur le toit de sa maison, sur les 

murs anti-bruit et sur les ponts. Grâce à un réseau 

intelligent (Smartgrid) l’électricité peut être distri­

buée de manière efficace. La combinaison d’une 

distribution assistée par ordinateur et d’une pro­

duction énergétique durable décentralisée permet 

de ménager l’environnement, mais peut également 

constituer le fondement d’un nouvel ordre social 

permettant l’émergence d’une société écologique et 

pacifique.

(traduction)

Après ses études d’anglais et d’ethno­
logie, Philipp Löpfe, 1953, s’est tour­
né vers le journalisme. Il a ensuite 
suivi une formation à l’école de jour­

nalistes Ringier. Cinq ans plus tard, il est rédacteur 
en chef du Sonntagsblick. Il s’est ensuite réorienté 
vers le journalisme économique pour devenir pigiste 
et rédacteur en chef suppléant du magazine CASH, 
tout en préparant et réussissant un MBA à l’Univer­
sité de St-Gall. En 1998, il a intégré la direction du 
Tages-Anzeiger. D’abord rédacteur suppléant, il en 
est le rédacteur en chef de 1999 à 2002. Désormais 
journaliste indépendant, il écrit principalement sur 
des thématiques liées aux relations internationales, 
à la politique et à l’économie.  
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«Lo sviluppo territoriale è uno strumento  

chiave per la nuova strategia energetica 2050»

Maria Lezzi
Direttrice dell’ARE
maria.lezzi@are.admin.ch

Editoriale
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Nel 2011, il Consiglio federale e il Parlamen­

to hanno deciso l’abbandono dell’energia 

nucleare. Questo nuovo orientamento della 

politica energetica obbliga anche lo svilup­

po territoriale a percorrere nuove vie. 

Oltre a un maggiore impegno per un’utiliz­

zazione più efficiente dell’energia, il Consi­

glio federale, con la nuova strategia ener­

getica 2050, punta soprattutto al potenzia­

mento delle energie rinnovabili. Lo sfrutta­

mento di questo potenziale necessariamen­

te comporta un elevato consumo di superfi­

cie che tocca tutte le regioni della Svizzera. 

Ciò che dal punto di vista dell’utilizzazione 

energetica rappresenta l’opportunità di per­

correre nuove vie, può costituire sotto certi 

aspetti dal punto di vista dello sviluppo ter­

ritoriale la minaccia di un impatto conside­

revole sul paesaggio. 

La sfida a livello di pianificazione del terri­

torio è quindi non di poco conto. Si tratta di 

armonizzare gli interessi di molti attori e di 

molti livelli: la Confederazione, i Cantoni, le 

regioni, i Comuni, i fornitori d’energia e l’e­

conomia privata. Affinché sia davvero possi­

bile sfruttare i potenziali previsti dalla stra­

tegia energetica 2050 sono necessarie una 

stretta collaborazione e una pianificazione 

concertata. 

Il quadro necessario può essere fornito 

dai nuovi approcci a livello territoriale. Un 

esempio: i Ministri dell’ambiente della Con­

venzione delle Alpi hanno deciso durante la 

Conferenza delle Alpi tenutasi a Poschiavo, 

di porre il tema dell’energia in cima all’a­

genda e di istituire una piattaforma energe­

tica comune. Lo Spazio alpino sottolinea in 

tal modo di aver riconosciuto la centralità 

del suo ruolo nella generazione, nello stoc­

caggio e nel trasporto di energia. La nuova 

piattaforma permette alle regioni montane 

di affrontare questa sfida in modo coordina­

to. Si tratterà quindi di scambiare esperien­

ze, di sviluppare soluzioni transfrontaliere 

e di tutelare i propri interessi in collabora­

zione con altre regioni di montagna a livello 

europeo e globale.

Oltre alla produzione di energie rinnovabi­

li, la nuova strategia energetica 2050 pun­

ta all’aumento dell’efficienza. Anche in que­

sto caso lo sviluppo territoriale assume un 

ruolo chiave. Insediamenti più compatti e 

più efficienti dal punto di vista energetico, 

migliori allacciamenti ai mezzi di traspor­

to pubblici e brevi distanze di trasporto per 

persone e merci possono contribuire in mo­

do decisivo ad un’utilizzazione più parsimo­

niosa dell’energia. Già da tempo lo svilup­

po territoriale si impegna a favore di que­

sti obiettivi. La nuova strategia energetica 

2050 rappresenta quindi una felice occasio­

ne per coordinare questi sforzi e perseguire 

gli obiettivi con nuovo slancio. 

(traduzione)
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Pascal Previdoli
pascal.previdoli@bfe.admin.ch

Sullo sfondo della catastrofe di Fukushima, 

il Consiglio federale e il Parlamento han­

no deciso, nel 2011, l’abbandono gradua­

le dell’energia nucleare. Le 5 centrali ato­

miche svizzere andranno disattivate alla fi­

ne del loro ciclo di vita stabilito in funzione 

dei criteri di sicurezza tecnici e non saran­

no sostituite da nuove centrali nucleari. Di 

conseguenza, la strategia energetica perse­

gue l’obiettivo di assicurare a lungo termi­

ne l’approvvigionamento energetico senza 

il nucleare. Essa si basa sull’attualizzazio­

ne delle prospettive energetiche 2035 del 

Dipartimento dell’ambiente, dei trasporti, 

dell’energia e delle comunicazioni e su ulte­

riori fondamenti decisionali di politica ener­

getica. 

Pascal Previdoli, 1968, ha studiato 

scienze economiche all’Università di 

Berna. Dal 2010 è direttore aggiun-

to e capo della divisione Economia 

energetica presso l’Ufficio federale 

dell’energia. 

La strategia energetica 2050: 

a tappe verso l’obiettivo
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l’introduzione di aiuti agli investimen-
ti per gli impianti fotovoltaici con una 
potenza inferiore ai 10 chilowattora, 
l’ottimizzazione dei tassi di rimunera-
zione, l’introduzione di una regola del 
consumo proprio e la delimitazione di 
zone per l’utilizzazione delle energie 
rinnovabili. Parallelamente alle ener-
gie rinnovabili, anche la rete elettrica 
deve essere potenziata e modernizza-
ta perché quella attuale non basta per 
affrontare le sfide future. Sono inoltre 
necessarie misure per la stabilità della 
rete come l’approntamento di capacità 
di backup. La ricerca energetica, spe-
cialmente nell’ambito dello stoccaggio, 
deve essere maggiormente incentiva-
ta. Con SvizzeraEnergia la Confede-
razione dispone già di un programma 
partenariale per le misure di sostegno 
all’incentivazione dell’eff icienza ener-
getica e delle energie rinnovabili. Con 
la strategia energetica 2050 esso vie-
ne rafforzato ed ampliato. 

La strategia energetica sostiene gli 
obiettivi climatici 

Analisi approfondite della Confede-
razione dimostrano che l’effetto eco-
nomico a lungo termine della stra-
tegia energetica 2050 sarà modera-
to se il pacchetto di misure previsto 
sarà attuato. Inoltre, con la strategia 
la politica ambientale e climatica del-
la Confederazione sarà  eff icacemen-
te rafforzata: con la nuova legge sul 
CO2, il Consiglio federale intende ri-
durre le emissioni dei gas ad effetto 
serra entro il 2020 di almeno il 20 per 
cento sotto il livello del 1990. A que-
sto proposito è pianif icato un mix di 
misure composto da tasse d’incentiva-
zione, scambio di quote di emissioni, 
promozioni e prescrizioni, tutte misu-
re ugualmente previste dalla strategia 
energetica 2050. 
I rapporti e gli studi relativi alla strategia ener-

getica 2050 sono consultabili all’indirizzo: 

www.energiestrategie2050.ch.

		  (traduzione)   	  

quota del 46 per cento, pesa in mo-
do particolare sul consumo energeti-
co complessivo. Quindi, uno dei pun-
ti principali della strategia energeti-
ca consiste nel rafforzamento dell’at-
tuale Programma Edifici. Previsti sono 
inoltre l’inasprimento e l’ampliamen-
to del Modello di prescrizioni energe-
tiche dei Cantoni. Con un adeguamen-
to del diritto tributario, il Consiglio fe-
derale intende inoltre motivare i pro-
prietari di case ad intraprendere dei ri-
sanamenti generali e non solo parziali 
degli edifici. Il primo pacchetto di mi-
sure del Consiglio federale compren-
de anche altri provvedimenti relativi 
all’eff icienza concernenti gli apparec-
chi elettrici, nelle imprese industriali, 
artigianali e dei servizi e nel settore 
della mobilità. 

Il potenziamento delle energie rin­
novabili al centro della strategia 

Per compensare la graduale cessazio-
ne della produzione nucleare di elettri-
cità è necessario sfruttare il potenzia-
le della forza idrica e delle nuove ener-
gie rinnovabili. A questo proposito si 
tratterà di ponderare gli interessi di 
protezione e di utilizzazione. Per poter 
accedere al potenziale utilizzabile del-
le energie rinnovabili, il Consiglio fede-
rale propone di accrescere la loro in-
centivazione finanziaria. In primo pia-
no si pongono l’ottimizzazione e l’am-
pliamento del modello attuale della ri-
munerazione a copertura dei costi per 
l’immissione in rete. Con l’abolizione 
dell’attuale tetto di spesa massimo il 
Consiglio federale vuole garantire una 
suff iciente disponibilità di mezzi f i-
nanziari destinati alla promozione del-
le energie rinnovabili. Solo per il foto-
voltaico dovrebbero essere mantenu-
ti contingenti per progetti di potenzia-
mento. In questo modo sono garantiti 
lo sviluppo continuo sia del settore sia 
dei costi d’incentivazione. Altre misu-
re sono previste inoltre per contribuire 
all’affermazione definitiva delle nuove 
energie rinnovabili, tra cui ad esempio 

La decisione di principio presa dal 
Consiglio federale e dal Parlamento 
nel 2011 relativa all’abbandono gra-
duale dell’energia nucleare richiede 
una trasformazione a tappe del siste-
ma energetico svizzero entro il 2050. 
Le misure necessarie sono riunite nel-
la strategia energetica 2050. Quest’ul-
tima è stata posta in consultazione dal 
Consiglio federale nel settembre del 
2012. 

Il primo passo verso l’obiettivo 

Il pacchetto di misure presentato rap-
presenta la prima di diverse tappe di 
attuazione che si renderanno necessa-
rie per la trasformazione a lungo ter-
mine del sistema energetico. Gli obiet-
tivi di politica energetica e climatica 
del Consiglio federale potranno esse-
re raggiunti solo in parte con questo 
primo pacchetto. Il Consiglio federa-
le prevede quindi che altre misure do-
vranno essere decise per garantire in 
futuro un approvvigionamento energe-
tico sicuro e aff idabile in Svizzera. È 
quindi necessario concepire una tappa 
successiva per il periodo dopo il 2020 
in cui, parallelamente allo sviluppo ul-
teriore della politica del clima, sarà ri-
orientata strategicamente anche la 
politica energetica. A questo propo-
sito andrà esaminata una tassa sull’e-
nergia per tutti i vettori energetici con 
un rimborso per l’economia e la popo-
lazione. 

Il Programma Edifici deve essere 
rafforzato

Per poter coprire anche in futuro il 
fabbisogno in energia e corrente elet-
trica, è prima di tutto necessario ri-
durre i consumi. Per questo motivo, il 
Consiglio federale pone l’accento sul-
la realizzazione conseguente delle mi-
sure di efficienza energetica. Il setto-
re degli edifici gioca un ruolo di primo 
piano nella riduzione dei consumi an-
che perché questo segmento, con una 
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La strategia energetica 2050 con i suoi cin­

que pilastri, efficienza energetica, energie 

rinnovabili, centrali a combustibili fossili, 

trasporto dell’energia e ricerca, ha impor­

tanti conseguenze a livello di territorio. Es­

sa presuppone quindi una più stretta colla­

borazione tra economia del settore e auto­

rità nonché tra Confederazione, Cantoni, re­

gioni e Comuni. In questo senso, la nuova 

strategia energetica rappresenta una sfida 

centrale per la pianificazione del territorio. 

Michel Matthey
michel.matthey@are.admin.ch

Il contributo della pianificazione del territorio 

alla strategia energetica
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nazionale, regionale e locale. Questo 
contributo è necessario perché f ino-
ra nel settore energetico le pianifica-
zioni pubbliche non sono cosa ovvia. 
Le autorità richiedono già oggi l’utiliz-
zazione eff iciente dell’energia trami-
te obblighi, divieti, contributi f inanzia-
ri e progetti modello. Inoltre, creano 
condizioni di mercato quadro per per-
mettere al settore energetico di adem-
piere i suoi compiti. Rilasciano conces-
sioni e permessi per la costruzione e 
l’esercizio delle infrastrutture neces-
sarie. Normalmente, però, non inter-
vengono a livello di pianif icazione. È 
piuttosto  l’economia dell’energia che 
provvede a sistemi di approvvigiona-
mento energetico sicuri ed efficienti e 
che si deve occupare della pianif ica-
zione, costruzione, gestione e manu-
tenzione degli impianti di produzione, 
accumulo e trasporto dell’energia.
Questa chiara divisione tra le diretti-
ve e le condizioni quadro previste dal-
le autorità e la pianificazione dell’eco-
nomia privata ha finora permesso un 
approvvigionamento energetico sicu-
ro. Negli ultimi tempi, diversi sviluppi 
fanno intravedere i limiti di questo ap-
proccio e l’auspicabilità di nuovi mo-
delli di cooperazione tra le autorità e il 
settore energetico: 
• siccome la progettazione e la costru-
zione degli elettrodotti è sempre più so-
vente bloccata da opposizioni, la Con-
federazione ha offerto da circa un de-
cennio al ramo dell’energia elettrica di 
trattare i nuovi progetti a livello federa-
le, nel quadro di una procedura di pia-
nificazione settoriale. Questo procedi-
mento, inizialmente facoltativo, è stato 
più tardi dichiarato obbligatorio per le 
linee delle reti strategiche.  Nel quadro 
della nuova strategia energetica, que-
sta procedura del piano settoriale sarà 
riesaminata.
• Una situazione simile si riscontra nel 
settore dell’immagazzinamento delle 
scorie nucleari. Dato che la NAGRA, rap-
presentante del settore energetico, non 
è riuscita a placare l’opposizione dei 
Cantoni, la Confederazione ha messo 
a disposizione una procedura di piano 

ci necessarie a questo tipo di allac-
ciamenti vanno tenute libere, dev’es-
sere assicurato il coordinamento con 
le utilizzazioni del sottosuolo in con-
correnza e vanno realizzate nel com-
prensorio forme insediative densifica-
te al f ine di permettere un’erogazione 
di calore possibilmente senza perdite 
di trasmissione. Inoltre, la pianif ica-
zione del territorio deve contribuire al-
lo sfruttamento della forza idrica, de-
finendo delle localizzazioni adeguate 
per gli impianti e le centrali elettriche 
ed assicurare il coordinamento con al-
tre utilizzazioni delle acque e delle ri-
ve. Anche la forza eolica va incentiva-
ta con la definizione di zone adatte ai 
parchi eolici e il coordinamento delle 
delimitazioni nei confronti di altri inte-
ressi d’utilizzazione, in particolare per 
quanto riguarda il paesaggio, la natura 
e l’insediamento. 
Non da ultimo, la pianif icazione del 
territorio assume un ruolo centrale 
nell’ambito delle reti energetiche: es-
sa designa i corridoi per il trasporto di 
gas ed elettricità, assicura il coordina-
mento con altri interessi d’utilizzazio-
ne a livello di superficie terrestre e di 
sottosuolo, si sforza di concepire in-
frastrutture rispettose del paesaggio e 
garantisce i tracciati e le localizzazio-
ni necessarie. 
Anche per quanto riguarda le centra-
li a combustibili fossili come le centra-
li combinate a gas e gli impianti di co-
generazione di energia elettrica e ter-
mica, la pianif icazione del territorio 
può offrire un contributo da non sot-
tovalutare, designando localizzazioni 
adeguate e assicurando una bastevo-
le densità dell’insediamento per un’u-
tilizzazione eff iciente del calore resi-
duo generato. 

La strategia energetica 2050 pone 
nuove sfide alla pianificazione ter­
ritoriale 

La pianificazione del territorio contri-
buisce alla strategia energetica 2050 
sostenendo le pianif icazioni a livello 

La nuova strategia energetica 2050 
della Confederazione persegue diver-
se vie in vista dell’abbandono del nu-
cleare. Una parte di questi sforzi con-
cerne, in modo diretto o indiretto, an-
che la pianificazione del territorio. 

La pianificazione del territorio so­
stiene un’utilizzazione energetica 
efficiente…

Al fine di ridurre il consumo di energia 
e di permettere un’utilizzazione ener-
getica efficiente, l’abitare, il lavorare, 
i servizi e le attività di svago dovreb-
bero essere distribuiti nello spazio in 
modo tale da generare meno mobili-
tà possibile e da sostenere l’utilizza-
zione di mezzi di trasporto a risparmio 
energetico come la mobilità pedona-
le, il traff ico ciclistico e i mezzi pub-
blici. Vanno inoltre incentivate forme 
di insediamento capaci di ridurre il più 
possibile la necessità di riscaldamen-
to in inverno e di raffrescamento in 
estate, segnatamente tramite il risa-
namento energetico di edifici già esi-
stenti e l’edificazione di nuovi edifici 
ad elevata efficienza energetica. 

…e la realizzazione delle infrastrut­
ture energetiche 

Nel settore delle energie rinnovabi-
li, una disposizione e un orientamen-
to funzionale degli edifici e la semplifi-
cazione dell’autorizzazione di impian-
ti fotovoltaici , dovrebbero permettere 
un’utilizzazione ottimale dell’irraggia-
mento solare su tetti e facciate. Una 
gestione appropriata delle superf ici 
boschive ed agricole, la determinazio-
ne di una localizzazione adeguata per 
gli impianti a biogas e di combustione 
a legna e reti efficienti ed intelligenti 
così come possibilità d’immagazzina-
mento, dovrebbero contribuire a una 
maggiore utilizzazione di energia da 
biomassa. Affinché la geotermia pos-
sa offrire il suo contributo all’approv-
vigionamento energetico, le superf i-
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• la collaborazione tra le autorità come 
principio base 
• la possibilità di elaborare pianifica-
zioni in comune se è necessario un co-
ordinamento transfrontaliero o trans-
settoriale di compiti ad incidenza terri-
toriale 
• il mandato ai Cantoni di designare nel 
piano direttore zone per le energie rin-
novabili e per tracciati e localizzazioni di 
impianti energetici di grandi dimensioni 
• il mandato ai Cantoni di facilitare il ri-
sanamento energetico delle costruzioni 
esistenti 
• procedure semplificate d’autorizza-
zione di impianti solari sui tetti 
• autorizzazione di impianti per la pro-
duzione di biomassa nella zona agricola 
• la possibilità per la Confederazione 
di stabilire zone provvisorie d’utilizza-
zione quando sono minacciati i traccia-
ti o le localizzazioni per infrastrutture 
importanti. 

(traduzione)

 

Michel Matthey, 1947, ar-

chitetto e urbanista, è 

vicedirettore dell’ARE. È 

responsabile dell’Unità di 

direzione mobilità, territo-

rio e infrastrutture e si occupa in particolare 

delle questioni riguardanti la collaborazione 

interna nonché tra gli uffici federali e i Cantoni. 

tica che accerterà i potenziali dei sin-
goli spazi in relazione ad un consumo 
energetico efficiente  e alle energie rin-
novabili e stabilirà un’utilizzazione ef-
ficiente di tali potenziali. Essi realizze-
ranno questa strategia a livello territo-
riale nel quadro del loro piano diretto-
re attribuendo mandati ai Comuni per la 
creazione di forme abitative, lavorati-
ve, d’approvvigionamento, di formazio-
ne e di svago adeguate. Inoltre, deter-
mineranno zone di produzione per ener-
gie rinnovabili e per gli impianti di coge-
nerazione di energia elettrica e termi-
ca, siti per centrali di grandi dimensioni 
e corridoi per il trasporto dell’energia. 
Nel quadro di questi accertamenti lavo-
reranno di concerto in particolare con il 
settore dell’energia, i Cantoni confinan-
ti, i Paesi limitrofi, le regioni e i Comuni 
e coinvolgeranno precocemente la Con-
federazione nel caso fossero toccati de-
gli interessi nazionali. 
• Per i Comuni: essi elaboreranno 
concezioni per un efficiente risparmio 
energetico e per l’utilizzazione di ener-
gie rinnovabili attuandole nel quadro 
dei loro piani d’utilizzazione e di urba-
nizzazione. Questo avverrà in collabora-
zione con i Comuni vicini. 

Le conseguenze per la legislazione 
della pianificazione del territorio 

La strategia energetica 2050 richiede 
a livello territoriale una stretta colla-
borazione tra il settore energetico e le 
autorità così come tra la Confedera-
zione, i Cantoni, le regioni e i Comu-
ni. Essa rappresenta quindi una sfida 
centrale per la pianificazione del terri-
torio. Conseguentemente, la strategia 
energetica 2050 deve trovare riscon-
tro anche nella relativa legislazione. 
Basandosi sui lavori f inora attuati a li-
vello di legislazione relativi alla revi-
sione della legge sulla pianif icazione 
del territorio 2, i seguenti adattamenti 
dei testi legislativi sono da ricondurre 
alla strategia energetica 2050: 
• un’utilizzazione parsimoniosa ed ef-
ficiente dell’energia quale obiettivo 

settoriale. Questa permette una stretta 
collaborazione concezionale con le re-
gioni e i Cantoni interessati e rafforza 
la fiducia reciproca. 
• Nel settore dell’energia eolica, i Can-
toni sono confrontati a problemi ana-
loghi. I progetti per i parchi eolici non 
hanno praticamente possibilità di rea-
lizzazione se non sono attivamente pro-
mossi dalle autorità competenti. Que-
sto significa che il Cantone accerta pre-
cocemente gli effetti ad incidenza ter-
ritoriale del progetto, esamina le alter-
native e le varianti della localizzazione, 
assicura il coordinamento con altri inte-
ressi d’utilizzazione e determina misure 
per la riduzione degli effetti sfavorevoli 
sul territorio e sull’ambiente prima che 
il promotore inoltri la domanda di co-
struzione. Durante questi accertamen-
ti è in molti casi vantaggioso coinvolge-
re la Confederazione dato che anche gli 
interessi d’utilizzazione della Confede-
razione come la protezione della natura 
e del paesaggio, la navigazione aerea o 
il trasporto di energia, possono rivelar-
si degli ostacoli all’utilizzazione dell’e-
nergia eolica. 
Come illustrato da questi esempi, per 
la strategia energetica 2050 diventa 
necessario effettuare la pianif icazio-
ne corrispondente in più stretta coo-
perazione tra il settore energetico e le 
autorità così come tra Confederazione, 
regioni, Cantoni e Comuni. 

Questo significa 
• per la Confederazione: l’elaborazione 
di un piano settoriale delle reti energe-
tiche (PSRE). Il piano assicurerà in par-
ticolare la pianificazione degli impianti 
di trasporto necessari all’approvvigio-
namento energetico. Designerà, inoltre, 
in collaborazione con il settore energe-
tico e i Cantoni, i corridoi più adatti. In-
fine, la Confederazione cercherà insie-
me ai Cantoni possibilità di coordina-
mento con gli interessi d’ordine supe-
riore della Confederazione e dei Canto-
ni e di assicurazione pianificatoria dei 
potenziali di energie rinnovabili. 
• Per i Cantoni: essi elaboreranno per 
il loro territorio una strategia energe-

Scambio di esperienze nello spazio alpino

Con la Strategia energetica 2050, lo spazio al-

pino si vede confrontato a sfide particolari che 

possono essere affrontate solo con un impe-

gno nello scambio transfrontaliero. Qui trova 

la sua applicazione la piattaforma Energia, in-

trodotta dalla Conferenza delle Alpi tenutasi a 

Poschiavo nel settembre del 2012. L’obiettivo 

della piattaforma è l’elaborazione comune di 

una panoramica sulle energie rinnovabili nello 

spazio alpino che tenga contemporaneamente 

conto di una ponderazione degli interessi di 

protezione e di utilizzazione. Toccati saranno 

esperti del ramo nei punti di contatto tra la pia-

nificazione del territorio e quella dell’energia.
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Le grandi società elettriche svizzere si 

orientano solo gradualmente verso le ener­

gie rinnovabili. Le aziende elettriche muni­

cipalizzate e gli investitori privati si impe­

gnano invece già da tempo per l’energia so­

lare, eolica e geotermica. Rolf Wüstenhagen, 

direttore dell’Istituto di economia ed ecolo­

gia dell’Università di San Gallo, evoca inol­

tre i rapidi successi raggiunti in seguito al­

la rinuncia atomica all’estero. Anche la Sviz­

zera riuscirà ad abbandonare celermente il 

nucleare grazie all’efficienza energetica e 

alla promozione delle energie rinnovabili. 

Rolf Wüstenhagen, 1970, è direttore dell’Istituto di eco-

nomia ed ecologia e titolare della cattedra di Good Ener-

gies per il management delle energie rinnovabili presso 

l’Università di San Gallo. L’ingegnere economico ha con-

seguito la libera docenza nel 2007 con il tema «Venturing 

for Sustainable Energy». Negli anni 2005, 2008 e 2011 

ha lavorato presso l’Università della British Columbia, 

la Copenhagen Business School e la National University 

Singapore. Dal 2004 al 2010 è stato membro della Com-

missione federale per la ricerca energetica (CORE). Dal 

2008 al 2011 ha rappresentato la Svizzera nel team dei 

lead authors del Intergovernmental Panel on Climate 

Change (IPCC) sul ruolo delle energie rinnovabili nell’am-

bito della protezione del clima. 

Intervista: Pieter Poldervaart
Foto: Henri Leuzinger

«La svolta energetica è attuabile più veloce­

mente di quanto molti credono»
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la lista d’attesa per la rimunerazione 
per l’immissione di energia a copertu-
ra dei costi (RIC) nel settore del foto-
voltaico: l’83 per cento è stato inoltra-
to da non approvvigionatori energetici. 
Questo mostra che nel Paese sono at-
tivi numerosi attori estranei al settore. 

Perché i grandi produttori di cor­
rente sono così titubanti? 

Probabilmente questo atteggiamento 
muterà con il cambio generazionale. Il 
precedente presidente del consiglio di-
rettivo della grande società elettrica 
tedesca RWE riteneva ancora all’inizio 
del 2012 che il fotovoltaico in Germa-
nia fosse sensato come le piantagioni 
di ananas in Alaska. Il suo successore 
ha riconosciuto che i costi di produzio-
ne sono diminuiti più in fretta del pre-
visto e ha avviato una nuova valutazio-
ne della strategia. Ciò nonostante, per 
le grandi compagnie elettriche resta 
uno svantaggio: l’energia fotovoltaica 
è prodotta e utilizzata in modo decen-
trato. Improvvisamente, la dimensio-

tavia, le possibilità e i limiti di una ta-
le coordinazione si vedono già nella ri-
cerca di una localizzazione per le sco-
rie nucleari: la Confederazione cerca di 
coinvolgere le varie parti con una com-
plicata procedura. Ma, alla fine, una re-
gione dovrà ingoiare il rospo: sono cu-
rioso di vedere se in questo caso si riu-
scirà a trovare l’equilibrio tra le esigen-
ze nazionali e quelle locali. L’energia 
eolica ha il vantaggio di essere consi-
derata da ampie parti della popolazio-
ne un contributo al futuro energetico. 

Attualmente si assiste a una cor­
sa alle localizzazioni per le energie 
rinnovabili. I grandi produttori cer­
cano persino all’estero…

Si investe sia internamente che all’e-
stero. Axpo e Alpiq prediligono grandi 
impianti all’estero, mentre le aziende 
elettriche municipalizzate, i proprieta-
ri privati di case, le imprese artigia-
nali e gli agricoltori sono attivi preva-
lentemente a livello nazionale. Partico-
larmente indicativo è uno sguardo al-

Circa un anno fa, il Consiglio fede­
rale e il Parlamento hanno deciso 
l’abbandono del nucleare. Con quali 
conseguenze? 

Le decisioni hanno messo in moto mol-
te cose. Da allora, molti Cantoni, città 
e Comuni ragionano su quale potreb-
be essere il loro contributo alla svolta 
energetica. Per alcuni, come per la Cit-
tà di San Gallo, la decisione rappresen-
ta una conferma del nuovo corso poli-
tico: già sei mesi prima di Fukushima la 
popolazione di San Gallo aveva deciso, 
nel quadro della politica energetica co-
munale, di abbandonare il nucleare en-
tro il 2050. Il cambiamento di rotta rap-
presenta una sfida maggiore per i tre 
grandi approvvigionatori energetici Al-
piq, Axpo e BKW: a medio termine vie-
ne loro a mancare la cash cow abituale, 
ridotta ormai a vecchia manza da ma-
cello; allo stesso tempo la creazione di 
nuovi campi d’attività richiede grandi 
investimenti. 

Se adesso i fornitori d’elettrici­
tà decidono di investire nelle ener­
gie rinnovabili, quali sono le conse­
guenze per il paesaggio? 

La tecnica della geotermia è forse la 
meno problematica perché l’infrastrut-
tura è ampiamente nascosta nel sotto-
suolo. Più difficile è il caso del vento, 
in particolare quando gli impianti sono 
ubicati su creste montagnose di pregio 
paesaggistico. L’esperienza fatta con 
le localizzazioni attuali nel Giura ber-
nese ha mostrato tuttavia che l’accet-
tazione è maggiore dove esiste già un 
impianto e dove la popolazione loca-
le trae già un vantaggio dall’infrastrut-
tura. L’opposizione agli impianti eoli-
ci viene ad esempio dagli abitanti del-
le città che possiedono una casa di va-
canza in posizione idilliaca. 

Come è possibile stemperare il con­
flitto? 

Una coordinazione a livello nazionale 
può aiutare fino ad un certo punto. Tut-
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lo smart meter è ammortizzato. Per lo 
meno per quanto riguarda gli impianti 
di riscaldamento, l’aumento del prez-
zo dell’olio combustibile ha incentiva-
to la disponibilità ad impiegare tecno-
logie intelligenti. 

Quanto deve essere drastico l’au­
mento di un prezzo per farci rea­
gire? 

Quando nel 2008 negli USA un pieno 
di benzina costava più di 100 dollari, 
si è superata una soglia di percezione. 
Da noi la soglia simbolica del dolore si 
situa ad esempio attorno ai due fran-
chi per litro di benzina. Per quanto ri-
guarda la corrente elettrica siamo an-
cora molto lontani da una simile soglia 
magica. Fintanto che la bolletta dell’e-
nergia elettrica è molto meno cara di 
quella della cassa malattia o del cellu-
lare, il risparmio energetico non rien-
tra nella visuale delle economie priva-
te. Diversa è invece la situazione lad-
dove l’efficienza e le energie rinnova-
bili si sostengono a vicenda. Quando 

Effettivamente, per molte persone la 
crescita rappresenta una motivazione 
ed ha un significato positivo, mentre 
la psiche umana tende ad interpretare 
una decrescita in senso negativo. In-
tanto il potenziale è enorme e lo si sa 
da decenni. 

Perché questi potenziali non sono 
stati già da tempo sfruttati? 

Da una parte è difficile motivare le per-
sone verso una decrescita. Dall’altra 
sono finora mancate le condizioni qua-
dro adatte e modelli commerciali per 
guadagnare soldi con il risparmio ener-
getico. 

Perché i prezzi dell’energia erano 
troppo bassi? 

Questo è un motivo importante: se un 
contatore intelligente costa 100 fran-
chi e un carico della lavatrice solo 20 
centesimi, ci vuole molto tempo finché 
il guadagno in efficienza risulta vantag-
gioso dal punto di vista finanziario e 

ne dell’impresa non è più un vantaggio. 
I piccoli operatori sul mercato sono 
spesso flessibili e radicati localmente. 

In Svizzera, i progetti di energie 
rinnovabili sono spesso confronta­
ti con ostacoli di pianificazione ter­
ritoriale. Come sono stati affrontati 
questi ostacoli in Germania? 

Per quanto riguarda l’energia eolica, 
in Germania alla promulgazione del-
la legge relativa all’immissione in rete 
di energia elettrica si è osservato che 
era molto complicato provare la com-
patibilità paesaggistica di un progetto, 
motivo per cui molti progetti sono sta-
ti scartati. Per raggiungere gli obietti-
vi nel settore delle energie rinnovabili 
si è capovolto l’onere della prova: og-
gi gli impianti eolici hanno precedenza 
nella pianificazione del territorio per-
ché le energie rinnovabili rappresenta-
no un interesse socialmente importan-
te. Chi vuole impedire un progetto nel-
le zone destinate e delimitate deve di-
mostrare che esso non è conforme al-
la pianificazione territoriale. Questo ha 
chiaramente accelerato la costruzione 
ulteriore di relativi impianti. 

Accanto alla questione delle ener­
gie rinnovabili, la questione dell’ef­
ficienza energetica è spesso tra­
scurata… 

…invece le due strategie vanno di pari 
passo: in campo energetico, più si è ef-
ficienti, più rapidamente si potrà copri-
re il fabbisogno con energia rinnovabi-
le. Questo è particolarmente evidente 
nei trasporti: per un’auto di 2 tonnella-
te che consuma 15 litri ogni 100 chilo-
metri, è molto costoso usare biocom-
bustibile. Per una bicicletta elettrica, 
che pesa 100 volte di meno, basta una 
minima parte di questa energia e può 
quindi essere azionata tranquillamente 
con elettricità ecologica. 

Però vendere un pannello solare è 
decisamente più interessante del 
risparmiare corrente. 
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do la mia bolletta pago 0,48 centesimi 
a chilowattora per la rimunerazione a 
copertura dei costi per l’immissione in 
rete di energia elettrica (RIC). Questo 
signif ica per la nostra economia do-
mestica un sovrapprezzo di 8 franchi 
all’anno, uno stimolo modesto per il 
risparmio energetico. Da questo pun-
to di vista ho difficoltà a comprende-
re perché i critici attribuiscano una ta-
le importanza al tetto di spesa della ri-
munerazione per l’immissione in rete 
di energia fotovoltaica. Un ampliamen-
to dell’incentivazione avrebbe un dop-
pio effetto: una maggiore produzione 
rinnovabile di energia e contemporane-
amente un percettibile effetto orienta-
tivo nel consumo energetico. 

Con o senza RIC, ci troviamo davan­
ti ad un’offensiva d’investimento 
nell’infrastruttura energetica. I sol­
di basteranno? 

Prima di tutto occorre considerare che 
il prezzo dell’energia nel corso degli ul-
timi decenni è diminuito in confronto a 
quello di altri prodotti: mancava quin-
di lo stimolo al risparmio. In secondo 
luogo, dobbiamo renderci conto che se 
non investiamo nell’energia, i costi lie-
viteranno ancor più: per quanto riguar-
da l’energia atomica abbiamo i rischi 
scoperti e nell’energia fossile dovre-
mo affrontare strettoie molto costose. 
Non fare niente costa a lungo termine 
di più che investire conseguentemente 
in efficienza e rinnovabilità. 

Ma i soldi investiti oggi spariscono… 

Al contrario! L’attuale politica energe-
tica comporta il deflusso di un’alta per-
centuale delle nostre spese energeti-
che verso i Paesi produttori d’uranio 
e i Paesi del Golfo persico. L’efficien-
za energetica riduce questo deflusso 
e l’energia rinnovabile prodotta in lo-
co genera un valore aggiunto regionale. 

bile espansione disordinata degli inse-
diamenti nel territorio. Oltre al basso 
tasso degli interessi vi ha contribuito 
indubbiamente anche l’aumento demo-
grafico. Ma il fatto resta: chi costruisce 
la sua abitazione in un posto che lo co-
stringe ad avere un’automobile provo-
ca un alto consumo energetico. 

Molto attuali sono le diverse offer­
te di energia elettrica ecologica. 
Come è possibile commercializzar­
le al meglio? 

Il nostro Istituto ha collaborato in que-
sto senso con le aziende comunali san-
gallesi. Nel quadro della votazione po-
polare citata all’inizio, nel 2010 è sta-
to proposto di introdurre il green de-
fault: dopo un lungo lavoro preliminare 
a livello di marketing che aveva spinto 
circa il 10 per cento della clientela ad 
acquistare energia elettrica ecologica, 
l’elettricità da energie rinnovabili è di-
ventata il nuovo standard. Chi a San 
Gallo vuole assolutamente avere ener-
gia elettrica atomica, deve annunciar-
si in modo attivo. È stato dimostrato 
che l’80 per cento dei clienti non reagi-
sce ai cambiamenti dell’offerta, laddo-
ve combaciano più o meno con le loro 
preferenze. Vista la modesta differen-
za di prezzo di un solo centesimo per 
chilowattora, è comprensibile. In modo 
simile agisce anche la EWZ zurighese. 
Attualmente, il 90 per cento delle eco-
nomie domestiche sangallesi percepi-
scono elettricità proveniente da fonti 
rinnovabili, una piccola percentuale si 
è inoltre decisa per una corrente elet-
trica ecologica con una maggiore quo-
ta di fotovoltaico. La maggiore entra-
ta di quattro milioni di franchi annui è 
investita nel potenziamento degli im-
pianti per la corrente ecologica. 

Un’altra variante d’incremento per 
la corrente ecologica sono le tasse 
d’incentivazione. A quanto devono 
ammontare per avere effetto? 

Le tasse d’incentivazione sono utili, ma 
non sono un rimedio universale. Secon-

ad esempio il proprietario di una casa 
installa un impianto fotovoltaico, au-
menta la consapevolezza per il consu-
mo energetico. 

Parliamo del ruolo dello Stato: deve 
avviare la svolta energetica con la 
carota o con il bastone? 

Entrambi i metodi hanno vantaggi. Gli 
incentivi per un’azione volontaria so-
no un bene prezioso in una società de-
mocratica. Spesso però l’incentivazio-
ne da sola non basta. L’introduzione 
del catalizzatore e della benzina sen-
za piombo sarebbe rimasta una chime-
ra senza prescrizioni. 

Quindi serve un obbligo? 

Quando si tratta del consumo massi-
mo di carburante nelle automobili o del 
fabbisogno di calore in nuove costru-
zioni, è ragionevole stabilire dei valori 
vincolanti. I problemi climatici e la fuga 
di valore aggiunto nei Paesi esportato-
ri di petrolio superano gli interessi dei 
singoli. Un esempio ulteriore in cui so-
no utili disposizioni chiare è l’illumina-
zione: mi è difficile comprendere per-
ché si debba ponderare maggiormen-
te il valore della libertà di poter com-
perare lampadine inefficienti rispetto 
all’effetto di risparmio dell’80 per cen-
to raggiunto con le moderne lampade 
LED, anche perché trattando le risorse 
in modo parsimonioso diamo un contri-
buto alla tutela della libertà d’agire del-
le generazioni future. 

L’efficienza energetica dovrebbe 
avere un riscontro anche nella pia­
nificazione degli insediamenti: un 
sogno? 

Purtroppo il potenziale è troppo poco 
sfruttato, benché lo sviluppo dell’inse-
diamento rappresenti una leva centra-
le per un futuro energetico sostenibile. 
Quello che in realtà succede, lo osser-
vo nel tempo libero, durante le corse 
d’orientamento: nei 16 anni in cui vivo 
in Svizzera ha avuto luogo un’irrefrena-
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Quali possibili strettoie per la nuo­
va politica energetica si citano 
spesso l’immagazzinamento e la 
trasmissione. Quanto c’è di vero? 

Una produzione di elettricità maggior-
mente decentrata porta a medio termi-
ne a cambiamenti a livello di rete. I mo-
delli del commercio d’elettricità cam-
biano: se prima si pompava durante la 
notte energia nucleare eccedente nelle 
centrali ad accumulazione, in futuro, i 
laghi artif iciali compenseranno piutto-
sto le punte di energia solare ed eoli-
ca. Con una buona diversificazione dei 
vettori energetici e delle localizzazio-
ni, il sistema si irrobustisce: in caso 
di cattivo tempo, aumenta la forza del 
vento; se il tempo è bello, le celle sola-
ri producono più corrente e la biomas-
sa può adeguare la produzione alla ri-
chiesta. Gli accumulatori regionali ac-
quistano una maggiore importanza, sia 
che si tratti di batterie, della produzio-

globale del lavoro esattamente come 
nella produzione d’automobili. Inol-
tre, la Cina non teme l’incentivazione 
statale: il ministero dell’energia ame-
ricano ha calcolato che la Cina inve-
ste annualmente dai 30 ai 40 miliardi 
di dollari nella produzione fotovoltai-
ca. Evidentemente la Cina si è accorta 
che questa tecnologia rappresenta un 
grandissimo mercato in crescita. An-
che per l’energia eolica la Cina ha as-
sunto un ruolo di primo piano. 

L’Europa rischia quindi di perdere 
il treno? 

La Svizzera non può condurre una po-
litica industriale sul modello cinese. Di 
conseguenza, dobbiamo puntare a ri-
manere in gioco come fornitori specia-
lizzati, settore in cui oggi siamo forti. 
Inoltre, per l’istallazione e la manuten-
zione dell’infrastruttura dell’energia 
rinnovabile si ricorre a ditte regionali. 

Come funziona in pratica? 

Per esempio, la Città di San Gallo pro-
getta una centrale geotermica e inve-
ste 150 milioni di franchi. Se il proget-
to avrà successo si riuscirà a coprire la 
metà del fabbisogno di calore e il 5 per 
cento del fabbisogno di elettricità del-
la città. Attualmente, San Gallo spen-
de ogni anno 150 milioni di franchi per 
combustibili e carburanti fossili invece 
di creare posti di lavoro nella regione. 

Ciò nonostante, da qualche tempo 
proprio le imprese cleantech devo­
no affrontare tempi difficili, come 
dimostrano gli esempi di Q-Cells e 
Solarworld in Germania o le diffi­
coltà della Meyer Burger. Dovremo 
acquistare la tecnologia per la svol­
ta energetica in Cina? 

Naturalmente nella produzione in mas-
sa delle celle solari vale la divisione 
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za fotovoltaica installata di 100 me-
gawatt, tanto quanto la Svizzera nel 
2010. Nel frattempo, la Baviera ha rag-
giunto i 9’000 megawatt. Gli impianti 
attualmente istallati produrranno quin-
di nel corso dei prossimi 12 mesi l’equi-
valente di circa il 15 per cento del fab-
bisogno svizzero di energia elettrica. 
La Svizzera potrebbe raggiungere una 
situazione simile in uno o due decenni, 
tanto più che i prezzi sono molto scesi. 
Riguardo a questo punto sono chiara-
mente molto più ottimista di certi Uf-
fici federali. 

In cosa è pessimista? 

I trasporti sono un settore in cui l’umo-
re della popolazione cambia molto len-
tamente. L’approvazione dell’Iniziativa 
delle Città in diverse città dimostra che 
il disagio cresce. Ma la politica reagi-
sce solo in modo titubante. 

Perché non riesce un salto come 
quello per l’abbandono del nucle­
are? 

Il tema dei trasporti è pregno di emoti-
vità. In vista di votazioni, nessuno vuo-
le parlare di limitazioni riguardo all’au-
tomobile benché in città già la metà 
delle persone vi abbia rinunciato. 

Ma per quanto riguarda le energie 
rinnovabili e l’efficienza energetica 
è fiducioso? 

In effetti, gli esempi di altri Paesi dimo-
strano quanto è possibile. Decisiva è la 
creazione delle premesse pianificato-
rie, affinché l’iniziativa privata già pre-
sente si possa sviluppare ulteriormen-
te. La lista RIC, con 20’000 progetti, di-
mostra che la svolta energetica corri-
sponde a un’esigenza sociale ampia-
mente condivisa. 

(traduzione)

 

se. Inoltre, ci prendiamo più tempo per 
l’abbandono del nucleare della Germa-
nia e quindi potremo imparare dalle lo-
ro esperienze. 

Ad esempio? 

Che uno sviluppo può avvenire mol-
to in fretta se lo si vuole: dieci anni 
fa la Baviera disponeva di una poten-

ne di idrogeno o della mobilitazione di 
flessibilità sul versante della domanda. 

Allora in Svizzera la svolta energe­
tica è fattibile? 

Sì, l’Austria dimostra che è possibile 
funzionare senza energia atomica. La 
Svizzera, grazie alla forza idroelettrica 
ben sviluppata, ha eccellenti premes-
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L’abbandono dell’energia nucleare richiede, 

oltre a un ampio impegno d’efficienza, uno 

sviluppo accelerato delle energie rinnova­

bili. Quest’ultimo ha un’influenza notevole 

sulla rete elettrica che deve essere trasfor­

mata da una rete per grandi centrali elettri­

che a rete decentrata e flessibile con allac­

ciamento di numerosi nuovi fornitori. 

La strategia energetica 2050 necessita  

di una rete elettrica più flessibile
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zione delle linee di trasmissione per 
questa rete definita strategica; questo 
rinnovamento della rete era già sta-
to progettato prima della decisione di 
abbandono del nucleare. Inoltre, deve 
essere fortemente ampliata la rete di 
distribuzione e orientata non solo co-
me finora a portare corrente ai consu-
matori, ma anche ad accogliere la pro-
duzione di piccoli produttori, in parti-
colare a livello del fotovoltaico. A que-
sto proposito occorre continuamen-
te bilanciare la stabilità della rete e la 
tensione. Questo compito richiede dei 
rinnovamenti tecnici, reti intelligenti 
(Smart Grids) e investimenti nella re-
te di distribuzione, ad esempio per tra-
sformatori regolati in tensione. 

La strategia Reti elettriche punta a 
uno sviluppo delle reti in funzione 
delle necessità

Questo ampliamento e questa trasfor-
mazione della rete di distribuzione non 
rappresenta solo una sfida tecnica, ma 
pure f inanziaria. Si ritiene comunque 
che le nuove linee locali saranno per lo 
più interrate così da suscitare una mi-
nore opposizione nella popolazione ri-
spetto alla costruzione di ulteriori li-
nee ad altissima tensione. Queste ul-
time sono però assolutamente neces-
sarie per il funzionamento dell’intero 
sistema. Dal 2001, il piano settoriale 
Elettrodotti (PSE) fissa dei corridoi di 
progettazione che servono da base per 
la procedura d’approvazione dei piani. 
Il PSE coordina la collaborazione tra i 
responsabili dei progetti, la Confede-
razione, i Cantoni e le associazioni per 
considerare possibilmente tutti gli in-
teressi e permettere la negoziazione 
di soluzioni condivise. Nel corso de-
gli ultimi anni ci si è però accorti che 
la pianificazione e l’autorizzazione di 
linee richiede molto tempo dato che 
nella maggior parte dei casi è neces-
sario un passaggio attraverso ogni li-
vello giudiziario. 
Per questo motivo, già prima della de-
cisione relativa alla strategia energeti-

sarà aggregata nella società naziona-
le di rete Swissgrid. La rete di distribu-
zione locale invece, resta nelle mani di 
circa 800 gestori autonomi.

Aumentano le esigenze verso  
la rete elettrica

Cosa significa per la rete elettrica se 
in futuro gli impianti fotovoltaici de-
centrati sui tetti delle abitazioni e cen-
trali idroelettriche o eoliche di piccole 
dimensioni assumeranno una crescen-
te copertura del fabbisogno di corren-
te elettrica? 
Una sf ida ulteriore è rappresentata 
dalla costruzione contemporanea di 
grandi parchi eolici e campi fotovoltai-
ci nel Nord e nel Sud dell’Europa. In-
fatti, questi impianti di produzione, 
nei periodi di punta, immettono nella 
rete più corrente di quanta è consu-
mata all’istante. In giornate invernali 
nuvolose o prive di vento può invece 
succedere che la prestazione di que-
sti impianti venga a mancare. Queste 
strettoie d’approvvigionamento devo-
no essere superate con accumulato-
ri e capacità di riserva altamente fles-
sibili. Le reti e gli impianti d’accumu-
lazione come elementi di congiunzio-
ne tra la domanda e la produzione si 
trovano quindi confrontati a grandi sfi-
de. Il loro ampliamento rappresenta un 
elemento chiave per un abbandono del 
nucleare. In particolare, va fortemen-
te aumentata la flessibilità del sistema 
d’approvvigionamento. 
Lo studio Einfluss verschiedener Stro-

mangebotsvarianten auf die Netzinfra-

struktur der Schweiz (Influenza del-

le diverse varianti d’offerta di ener-

gia elettrica sull’infrastruttura di re-

te in Svizzera), condotto su mandato 
dell’Ufficio federale dell’energia (UFE), 
rivela che i singoli livelli della rete ri-
sultano differentemente coinvolti. Per 
uno sviluppo ulteriore della rete di tra-
sporto, i requisiti determinanti sono la 
sicurezza dell’approvvigionamento e 
l’integrazione internazionale. A tal f i-
ne è in ogni caso necessaria la costru-

Più di 130 anni fa, nella sala da pran-
zo del Kurhotel a San Moritz si è illumi-
nata per la prima volta in Svizzera una 
lampada ad arco. La corrente era pro-
dotta da una piccola centrale idroelet-
trica sul posto; allora bastavano poche 
linee elettriche. Presto però l’illumina-
zione elettrica si diffuse in interi quar-
tieri cittadini. L’approvvigionamento di 
energia elettrica fu ampliato in diver-
se fasi, dapprima con impianti di pro-
duzione decentrati. Con il progresso 
tecnico aumentò anche la domanda di 
elettricità, si costruirono sempre più 
centrali di grandi dimensioni. Di solito 
si trattava di centrali idroelettriche ad 
ubicazione vincolata. La distanza tra il 
luogo di produzione e di utilizzazione 
aumentava, iniziò così la costruzione 
della rete elettrica nazionale. Il passo 
decisivo per l’integrazione internazio-
nale della rete avvenne più di 50 anni 
fa, quando furono congiunte le reti a 
380 kV di Germania, Francia e Svizzera 
nella cosiddetta Stella di Laufenburg, 
nel Cantone di Argovia. Venne così po-
sta la prima pietra per la rete intercon-
nessa europea con una frequenza di 
50 hertz. Poco per volta si è così svi-
luppata la rete elettrica nazionale che 
conosciamo: orientata alla produzione 
centralizzata in centrali idroelettriche 
di grandi dimensioni e in centrali nu-
cleari, con uno scarso coordinamento 
spaziale, fatto dovuto alla molteplici-
tà dei gestori. 
Con la strategia energetica 2050 e 
l’abbandono graduale del nucleare, si 
apre una nuova fase nella centena-
ria storia della rete elettrica svizzera. 
Attualmente in Svizzera sono posati 
250’000 chilometri di linee elettriche. 
Per più del 90 per cento si tratta di re-
ti locali a bassa tensione, solitamen-
te sotterranee. Solo circa 6’700 chilo-
metri costituiscono la rete di elettro-
dotti aerei ad alta tensione di 220/380 
Kv. Finora, la rete di trasporto è sta-
ta gestita dalle grandi imprese dell’ap-
provvigionamento elettrico. Come pre-
vede la legge sull’approvvigionamen-
to elettrico (LAEI ) il 1 gennaio 2013, la 
proprietà relativa alle reti di trasporto 
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matiche urgenti della pianif icazione 
del territorio. Con Swissgrid, la com-
pagnia nazionale di rete, ci sarà in fu-
turo un’interlocutrice nell’ambito del-
le reti ad alta tensione. Questo facili-
ta alla pianif icazione del territorio la 
ricerca di soluzioni adatte al soddisfa-
cimento delle molteplici esigenze per 
la realizzazione delle necessarie reti 
elettriche. 

(traduzione)

 

Lena Poschet, 1967, ha 

studiato architettura e si è 

diplomata al Politecnico di 

Losanna nel settore dello sviluppo territoriale. 

Dal 2007 si occupa presso l’ARE della piani-

ficazione dell’infrastruttura energetica. Dalla 

metà del 2012 dirige la sezione Pianificazione 

dell’ARE. 

sure di compensazione devono esse-
re meglio regolate, ad esempio quan-
do in occasione della costruzione di un 
elettrodotto sulla scorta di considera-
zioni a vasta scala si raggruppano al-
tre linee o quando le linee a più bassa 
tensione vengono posate nel sottosuo-
lo. Aff inché il coordinamento territo-
riale possa migliorare anche i Cantoni 
devono essere maggiormente associa-
ti alla pianificazione. L’attuale seconda 
revisione parziale della legge sulla pia-
nif icazione del territorio (LPT) preve-
de che nei piani direttori cantonali sia 
delimitato e quindi assicurato a livello 
territoriale lo spazio necessario per la 
produzione, il trasporto e l’immagaz-
zinamento dell’energia. Il piano setto-
riale Elettrodotti sarà inoltre rivaluta-
to a piano settoriale Reti energetiche 
e più avanti esteso a tutte le energie 
di rete e quindi anche al gas naturale 
e al petrolio. 
Con la strategia energetica 2050, l’e-
nergia e in particolare l’approvvigio-
namento elettrico sono assurte a te-

ca 2050, si è ragionato su come rende-
re più trasparente la decisione concer-
nente il piano settoriale e come esten-
dere la condivisione della ponderazio-
ne dei relativi interessi. La questione 
si è fatta ancora più urgente da quan-
do in molti progetti si pone l’interro-
gativo della scelta di sistema cavi in-
terrati o linea aerea. Oggi si dispone di 
uno schema di valutazione per gli elet-
trodotti che tiene in considerazione lo 
sviluppo territoriale, la salvaguardia 
dell’ambiente, la realizzazione tecnica 
e l’aspetto economico. 
Nel quadro della strategia energeti-
ca 2050  è necessario organizzare in 
modo chiaro ed efficiente  la trasfor-
mazione e il potenziamento della rete. 
Parallelamente, si elaborerà la strate-
gia Reti elettriche che ha come obiet-
tivo uno sviluppo della rete tempesti-
vo e adeguato ai bisogni. Non si tratta 
solo di rendere più trasparenti le ba-
si e gli assunti relativi alla necessità 
d’ampliamento, anche la delimitazione 
di tracciati e il f inanziamento delle mi-

Attualmente in Svizzera sono posati 250’000 chilometri di linee elettriche
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Edificazione dispersiva, infrastrutture dei 

trasporti sovradimensionate e installazio­

ni estensive di energie non rinnovabili: l’u­

so poco parsimonioso dell’energia fossile 

e nucleare ha inferto profonde ferite al pa­

esaggio svizzero. Anche la svolta energeti­

ca, con il suo potenziamento delle energie 

rinnovabili, lascerà chiare impronte dietro a 

sé. Tuttavia, il potenziamento di vento, sole, 

acqua, calore ambiente e biomassa insieme 

a efficienza energetica, parsimonia e piani­

ficazione intelligente dovrebbe comparati­

vamente produrre sviluppi territoriali posi­

tivi e addirittura offrire la possibilità di aiu­

tare a sanare molte ferite del passato. 

La svolta energetica come opportunità  

per la pianificazione del territorio
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re il fabbisogno energetico locale il più 
possibile localmente. Quindi, lo svi-
luppo dei Comuni e delle regioni deve 
puntare sull’attivazione di potenziali 
d’approvvigionamento energetico au-
tonomo, così come da tempo avviene 
a Basilea e nel Liechtenstein e come 
avviato di recente anche nella regione 
del Lago di Costanza e dell’Alto Reno 
(www.baernet.org). 
In secondo luogo, i pianificatori, i de-
signer e gli architetti devono prestare 
più attenzione ad integrare gli aspet-
ti della strategia suddetta nei loro la-
vori e nei loro progetti in modo che ne 
risulti un vantaggio urbanistico e pa-
esaggistico. Si tratta di sfruttare in 
modo creativo la svolta che si deli-
nea nei settori dello sviluppo territo-
riale, dell’urbanistica, dell’architettu-
ra e della costruzione di infrastrutture 
e di intraprendere nuove vie estetiche. 

Utilizzare le superfici industriali, 
proteggere la molteplicità delle 
specie 

In terzo luogo, le superfici industriali e 
dell’infrastruttura celano un grandis-
simo potenziale energetico. Uno stu-
dio dell’Istituto Delinat ( Institut Deli-
nat für Oekologie und Klimafarming) e 
dell’Università del Liechtenstein, so-
stenuto dal WWF, mostra che le FFS, 
con un’utilizzazione energetica delle 
loro superfici e dei loro impianti, po-
trebbero diventare un grande produt-
tore di energie rinnovabili, accrescen-
do contemporaneamente la biodiversi-
tà di tali fondi. 
Inoltre, l’assimilazione di gas ad effet-
to serra da parte del suolo, delle fore-
ste e delle acque deve essere miglio-
rata. Sono quindi necessari la riumidi-
ficazione di superfici bonificate come 
le paludi e le torbiere e l’arricchimento 
di humus su vasta scala dei nostri suo-
li. Queste misure devono essere com-
binate con un’agricoltura che non sia 
basata sulle energie fossili. Per questa 
ragione anche l’agricoltura è nel miri-
no della strategia. Si tratta, in partico-

Città (Energetische Optimierung des 
Kantons Basel–Stadt, 2011) o del Prin-
cipato del Liechtenstein (studio Erneu-
erbares Liechtenstein, 2012). Da que-
sta modellizzazione a scenari risulta 
come sia possibile impiegare aumen-
ti di efficienza con una combinazione 
di energie rinnovabili per raggiungere 
autonomie energetiche a livello loca-
le e regionale. 

Pianificare assieme spazio ed energia

I l potenziamento delle energie rinno-
vabili può però condurre anche a con-
flit ti d’interesse. Ad esempio, nel ca-
so della costruzione di impianti foto-
voltaici o della coibentazione delle 
facciate di un edificio protetto sorgo-
no questioni relative alla protezione 
del quadro paesistico e del patrimonio 
culturale. Il potenziamento della forza 
idrica può coinvolgere la protezione di 
corsi d’acqua preziosi dal punto di vi-
sta paesaggistico ed ecologico. Anche 
l’ampliamento delle grandi centrali eo-
liche è oggetto di un controverso di-
battito per quanto riguarda gli aspet-
ti panoramici ed estetici. Pure la razio-
nalizzazione della gestione forestale al 
f ine di ottenere legna per la produzio-
ne di energia e legname da costruzio-
ne si scontra talvolta con l’esigenza di 
zone ricreative di prossimità e aree tu-
ristiche allo stato naturale. 
Quasi tutte le questioni territoriali so-
no anche questioni energetiche: lo svi-
luppo territoriale porta al consumo di 
energia. Contemporaneamente, serve 
spazio per produrre energia. Solo con-
siderando i due livelli nelle loro inter-
relazioni è possibile trovare soluzioni 
vantaggiose per il paesaggio che pro-
ducano anche valore. 
La strategia menzionata tiene conto 
di questi reciproche relazioni. Se ap-
plicata conseguentemente, si riduco-
no il fabbisogno globale di energia e lo 
spreco delle risorse mentre aumenta-
no la prosperità e la qualità di vita.
Un approccio centrale della strate-
gia SER consiste dapprima nel copri-

Da anni, l’impiego ineff iciente delle 
energie non rinnovabili influenza ne-
gativamente lo sviluppo territoriale 
svizzero. La conseguenza più gravosa 
è senza dubbio il massiccio consumo 
di superficie che nonostante il rinca-
ro dell’energia fossile continua ad au-
mentare. L’aspetto che il nostro pae-
saggio ha assunto durante l’epoca fos-
sile-nucleare resterà visibile anche 
nelle epoche future. 

Le città diventano  
centrali energetiche

La svolta energetica, con il suo po-
tenziamento delle energie rinnova-
bili, mostra che la conversione ad un 
approvvigionamento energetico com-
pletamente rinnovabile non è soltanto 
possibile e vantaggioso dal punto di vi-
sta economico, ma inevitabile. La pia-
nificazione del territorio si libera così 
dalla catena di vincoli e minacce fossi-
li-nucleari. Quali possibilità si dischiu-
dono allo sviluppo del territorio lo il-
lustra l’Agenzia delle Energie rinnova-
bili e dell’Efficienza energetica (A EE). 
L’organizzazione sostiene un modello 
che si basa sui tre pilastri sufficienza 
energetica, eff icienza e rinnovabilità 
(strategia SER). 
Questa strategia punta a un ampio svi-
luppo e all’approvvigionamento pos-
sibilmente integrale con energie rin-
novabili di edif ici, imprese e impian-
ti pubblici. Con reti di riscaldamento, 
nuovi sistemi d’immagazzinamento e 
un’efficiente infrastruttura della mobi-
lità, gli edifici, i Comuni e le città di-
ventano vere e proprie centrali ener-
getiche che non solo provvedono al 
proprio approvvigionamento, ma pos-
sono produrre elettricità e calore an-
che per altri. 
Il fatto che nel nostro Paese esista la 
capacità di una produzione sufficiente 
per il proprio fabbisogno e addirit tu-
ra in eccedenza è stato da tempo tec-
nicamente dimostrato, recentemen-
te in occasione del rilevamento car-
tografico SIG del Cantone di Basilea 
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Peter Droege è professo-

re presso l’Istituto d’ar-

chitettura e lo sviluppo 

territoriale dell’Università 

del Liechtenstein. È inol-

tre membro del Consiglio 

scientif ico dell ’Agenzia 

per le energie rinnovabili e l’efficienza energe-

tica (A EE) e presidente di Eurosolar. 

Christa Markwalder è Con-

sigliere nazionale FDP/

BE. È inoltre copresidente 

del gruppo parlamentare 

Energie rinnovabili. 

craticamente al dibattito. La decisione 
di principio di abbandonare il nuclea-
re è stata presa. Ora occorre una rapi-
da attuazione politica di una nuova po-
litica energetica basata sull’ef f icien-
za energetica e sulle energie rinnova-
bili. Il mondo politico, l’economia e la 
popolazione hanno in stessa misura il 
dovere di affrontare con impegno que-
sta sfida per il bene del nostro Paese e 
nell’interesse delle generazioni future. 

(traduzione)

 

lare di ridurre il consumo di pesticidi 
e concimi basati sugli oli minerali e di 
accorciare le distanze di trasporto del-
le nostre importazioni di commestibili. 

Dichiarazione a favore della soste­
nibilità 

Lo sviluppo territoriale concerne tut-
ti gli abitanti del nostro Paese. Affin-
ché si possa mobilitare l’impegno di 
tutti è necessario che la popolazione 
sia ampiamente informata e sensibiliz-
zata e soprattutto che partecipi demo-
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Il progresso tecnico  
come impedimento

Philippe Löpfe
philippe.loepfe@tamedia.ch

Verso la fine del 18° secolo, nel Sud degli Stati 

Uniti fu inventata la «cotton gin», una mac­

china che rendeva possibile separare la capsula 

del seme della pianta di cotone dal seme stesso, 

molto appiccicoso. La «gin», il nome è una forma 

accorciata del termine «engine», fu dal punto di 

vista tecnologico una rivoluzione, ma dal punto 

di vista sociale una catastrofe. Grazie a questa 

sgranatrice l’industria del cotone nel meridione 

degli Stati Uniti, data ormai per spacciata, tornò 

ad essere competitiva e poté tenere il passo con le 

nuove colonie britanniche in India. La conseguen­

za fu che anche in America il sistema della schia­

vitù tornò in auge. Solo una guerra civile molto 

sanguinosa pose fine, mezzo secolo più tardi, alla 

vergogna della schiavitù negli USA. 

La storia non si ripete, ma spesso fa rima, ebbe a 

osservare laconico Mark Twain. Oggi, nel settore 

dell’energia in America si constata uno sviluppo 

che presenta dei parallelismi inquietanti con la 

cotton gin: il fracking (fratturazione idraulica).  

Si tratta di un nuovo metodo per estrarre petrolio 

e gas che consiste nell’introduzione a elevata pres­

sione di acqua, sabbia e un miscuglio di sostanze 

chimiche in formazioni rocciose molto profonde e 

contenenti idrocarburi. Questa tecnica permette di 

accedere a giacimenti di petrolio e gas altrimenti 

irraggiungibili. Oggi questo succede in grande sti­

le: negli USA, il fracking e il gas da scisti hanno 

determinato nel corso degli ultimi anni un vero 

e proprio restauro energetico. Fino a poco tem­

po fa si parlava ancora del cosiddetto peak oil, il 

punto in cui la quantità d’estrazione annua non 

può più essere aumentata. Ancora più drammatica 

appariva la situazione per il gas naturale. Adesso, 

improvvisamente, tutto sembra di nuovo cambiato. 

Per la prima volta da decenni, negli USA la pro­

duzione di petrolio è di nuovo in crescita; il gas 

naturale a buon mercato è disponibile in abbon­

danza. Ultimamente si parte dal presupposto che 

la domanda di gas naturale è ancora coperta per 

secoli. C’è chi definisce già gli USA nuova Arabia 

saudita. 

Il gas da scisti e il fracking sono però un frutto 

avvelenato. Come una volta la cotton gin, permet­

tono la sopravvivenza di strutture ormai superate. 

È vero che l’era degli idrocarburi ha permesso la 

rivoluzione industriale e con essa la più grande 

macchina del benessere dell’umanità, ma ci ha an­

che condotti sull’orlo del baratro di una catastrofe 

ecologica. Le emissioni di anidride carbonica sur­

riscaldano l’atmosfera terrestre e le conseguenze 

da tempo temute dagli scienziati sono già adesso 

tangibili. Anche la American Meteorological So­

ciety ammette nel frattempo la relazione diretta 

tra riscaldamento climatico e la siccità record nel 

Rubrica
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Texas nell’autunno del 2011 o l’ondata di caldo 

negli Stati Uniti medio occidentali nell’estate del 

2012. 

All’inizio del suo mandato, il presidente Barack 

Obama parlava di un «New Green Deal» e di clean­

tech. Prometteva la promozione dell’energia solare 

ed eolica, la costruzione di una smartgrid, una rete 

elettrica ad elevata computerizzazione e quindi 

molto efficiente e il sostegno a ogni tipo di ener­

gia rinnovabile. Non si trattava di romanticismo 

verde. Ogni persona ragionevole, di fronte alle cir­

costanze di allora, sarebbe giunta alla stessa con­

clusione: il timore del peak oil e la veloce crescita 

della forza economica dei Paesi emergenti aveva­

no fatto esplodere il prezzo del petrolio. L’energia 

rinnovabile si imponeva non solo per motivi 

ecologici, ma anche economici. Nel frattempo, il 

presidente Obama non parla quasi più di cleantech, 

ma sempre più sovente di fracking. Lo shale gas lo 

aiuta là dove al momento gli è politicamente più 

necessario, nella lotta contro la disoccupazione: 

il boom ha già regalato agli USA 600’000 nuovi 

impieghi. L’annunciato «New Green Deal» è invece 

rimasto una vana promessa. 

La svolta indotta dal fracking è di grande portata, 

non solo a livello energetico, ma anche sociopoli­

tico. Come un tempo la gin, la nuova abbondanza 

di gas naturale ostacola il cambiamento sociale. 

Perché? Le energie del futuro, sole e vento, sono 

prodotte in modo decentralizzato. L’energia elettri­

ca può essere generata da piccole centrali «verdi»; 

perfino sui tetti delle case, sugli impianti di pro­

tezione fonica e sui ponti si può produrre energia. 

Grazie ad una smartgrid è possibile distribuire in 

modo efficiente la corrente elettrica. La combina­

zione di una distribuzione sostenuta tramite inter­

net e una produzione di energia sostenibile e de­

centrata non è quindi solo rispettosa dell’ambiente. 

Potrebbe diventare il fondamento di un nuovo 

ordine sociale: una società ecologica e pacifica.

(traduzione).

Dopo aver studiato anglistica ed et­
nologia, Philipp Löpfe (1953) ha 
intrapreso la carriera giornalistica. 
Ha frequentato la Scuola Ringier di 
giornalismo assumendo dopo cinque 
anni la redazione del SonntagsBlick. 

È quindi passato al giornalismo economico come 
editor e sostituto caporedattore di CASH acquisen­
do parallelamente un MBA presso l’Università di 
San Gallo. Nel 1998 è passato ai piani alti del Ta-
ges-Anzeiger dapprima come sostituto e in seguito, 
dal 1999 al 2002, come caporedattore. Come gior­
nalista indipendente oggi si dedica in particolare 
ai temi della scienza internazionale, della politica  
e dell’economia.
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